
Mit Bauchschmerzen
GRIECHENLAND Trotz Zweifeln stimmt der Bundestag für eine Verlängerung der Finanzhilfe

Z
um fünften Mal seit Mai
2010 hat der Bundestag am
Freitag in Sachen Griechen-
land abgestimmt. Doch
den vielen kritischen und
zweifelnden Stimmen im

Vorfeld zum Trotz: Für die Verlängerung
des zweiten Hilfsprogramms für Griechen-
land stimmte am Ende eine satte Mehrheit.
In namentlicher Abstimmung votierten
von insgesamt 587 anwesenden Abgeord-
neten 542 für einen entsprechenden An-
trag (18/4079) des Bundesfinanzministeri-
ums und nur 32 dagegen. 13 Abgeordnete
enthielten sich.
Auf die Verlängerung des Programms bis
zum 30. Juni hatten sich Eurogruppe und
griechische Regierung nach wochenlangen,
nervenzehrenden Verhandlungen am
20. Februar geeinigt. Damit verbunden ist
unter bestimmten Bedingungen die Aus-
zahlung der ausstehenden Hilfen in Höhe
von 1,8 Milliarden Euro aus dem EU-Ret-
tungsschirm EFSF (siehe Text unten).
In der Unionsfraktion war der Widerstand
dagegen groß: 29 Abgeordnete votierten
mit Nein, drei enthielten sich – so viele
Abweichler hatte es in der Fraktion bei bis-
herigen Griechenland-Abstimmungen
noch nie gegeben. Nur mit Bauchschmer-
zen werde man der Verlängerung des Hilfs-
paketes zustimmen, hatten einige Abge-
ordnete zuvor eingeräumt. Die Sorge ist
groß, dass die Reformzusagen der neuen
linksgeführten Regierung in Athen nur lee-
re Versprechungen sein könnten und sich
Griechenland als Fass ohne Boden erweist.

Zerstörtes Vertrauen Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) äußerte in
der Debatte Verständnis für den Unmut
der Abgeordneten. In den vergangenen
Wochen sei „sehr viel Vertrauen“ von Grie-
chenland zerstört worden. Gerade erst hät-
ten Regierungsvertreter wieder Reformzusa-
gen öffentlich in Frage gestellt. Er verband
dies mit einer Warnung in Richtung Athen:
„Solidarität heißt nicht, dass man einander
erpressen kann, sondern dass jeder seinen
Teil beitragen muss.“
Zugleich hob Schäuble hervor, dass es bei
Verlängerung des Hilfspaketes „nicht um
neue Milliarden für Griechenland und ir-
gendwelche Änderungen an diesem Pro-
gramm“ gehe, sondern darum, Griechen-
land zusätzlich Zeit einzuräumen, um das
Programm erfolgreich abzuschließen. Die
Regierung in Athen haben zudem zugesagt,
das Hilfsprogramm „ohne jede Vorbehalte
und Einschränkungen“ erfüllen zu wollen.
Ohne die Zustimmung der internationalen
Geldgeber könnten die Griechen auch kei-
ne einseitigen Maßnahmen ergreifen, die

Auswirkungen hätten auf das Programm,
betonte Schäuble. Sollte es doch zu Ände-
rungen kommen, müsste zuvor in jedem
Fall der Bundestag zustimmen.
CSU-Generalsekretär Andreas Scheuer, der
zu jenen Zweiflern gehörte, die am Ende
„mit Bauchgrummeln“ zustimmten, sandte
eine klare Botschaft nach
Athen: Auf die Einhaltung
der Reformzusagen werde
man „scharf achten“. Deut-
sche Solidarität könne es
nur gegen griechische Re-
formbeiträge geben. „Ende
Juni ist die Entscheidungs-
zeit, ob es mit Griechenland
weitergeht oder nicht“, sagte
Scheuer. Dann heiße es:
„Vorrücken oder Aus-
schluss.“
Auch die SPD-Fraktion sieht
Athen jetzt in der Bring-
schuld. „Es liegt an den Griechen selbst,
wir reichen ihnen die Hand“, sagte Frakti-
onsvize Carsten Schneider. Anders als die
Union stimmte die SPD-Fraktion dem An-
trag Schäubles jedoch geschlossen zu. Die
neue Regierung habe eine Chance verdient,
zum Beispiel für ein modernes Steuersys-

tem und eine gerechtere Besteuerung zu
sorgen, erklärte Schneider. Wenn sie auf
die schwierige Situation in Griechenland
die richtigen ökonomischen Antworten ge-
be, dann könne man auch über ein neues
Hilfsprogramm ab dem Sommer reden.
Schließlich müsse jedem klar sein: „Die

teuerste Lösung wäre der
Ausstieg Griechenlands
aus der Eurozone.“
Der Fraktionsvorsitzende
von Bündnis 90/Die Grü-
nen, Anton Hofreiter, er-
klärte, ein mögliches drit-
tes Hilfsprogramm müsse
so ausgestaltet sein, „dass
am Ende ein stabileres
und wohlhabendes Grie-
chenland steht“. Es gehe
nicht darum, Griechen-
land keine Bedingungen
für Hilfen zu stellen. Doch

es sollten andere Bedingungen sein als bis-
her, dass diese ganz offensichtlich ihre Wir-
kung verfehlt hätten. So habe das Krisen-
management von EU und Bundesregierung
dazu geführt, dass die Wirtschaftsleistung
in Griechenland um 20 Prozent eingebro-
chen und die Schuldenquote um 25 Pro-

zent angestiegen sei. Die Arbeitslosigkeit
liege inzwischen bei 26 Prozent.
Die „Kamikazepolitik“ der vergangenen
Jahre kritisierte zum wiederholten Male
auch Linken-Fraktionschef Gregor Gysi –
aus diesem Grund hatte seine Fraktion bis-
her auch alle Hilfsprogramme abgelehnt.
Diesmal aber stimmte eine Mehrheit der
Linken-Abgeordneten dem verlängerten
Hilfsprogramm zu. Gysi betonte, das Vo-
tum seiner Fraktion sei „keine Zustim-
mung zur gescheiterten Sparpolitik und
der Politik der Bundesregierung“. Doch die
Verlängerung gewähre der linken Regie-
rung in Athen eine „Atempause“ und die
„Chance für einen Neuanfang“. Sie wolle
endlich auch die Reichen und Vermögen-
den zur Kasse bitten. Außerdem beharrten
die Geber jetzt nicht mehr auf einseitigen,
drastischen Kürzungsmaßnahmen. „Das ist
das Ende der Troika-Diktatur, und das ist
auch höchste Zeit“, konstatierte Gysi.
Er kündigte an, dass seine Fraktion einem
dritten Hilfspaket für Griechenland mög-
lichweise zustimmen werde, wenn es nicht
wie bisher mit „Sozialabbau und Zerstö-
rung“ einhergehe, sondern „sinnvolle In-
vestitionen“ vorsehe. Johanna Metz T

EDITORIAL

Wie in
der Familie

VON JÖRG BIALLAS

Eltern kennen diese Situation: Die Überzeu-
gung, eine ordnende Erziehungsmaßnahme
wäre angebracht, kämpft mit der Gewissheit,
dass der unleidliche Nachwuchs die wohlwol-
lende Absicht anders wertet und sich unge-
recht behandelt fühlt. Gewinnt die Überzeu-
gung, hängt schnell der Haussegen schief.
So ähnlich geht es der europäischen Gemein-
schaft gerade mit Griechenland. In Europa gibt
es nicht wenige Politiker unterschiedlicher
Couleur, deren Geduld erschöpft ist. Ihre Argu-
mente sind nicht von der Hand zu weisen: Mil-
liarde um Milliarde Euro sind als Hilfsmittel
nach Hellas geflossen; die Effekte bleiben in-
des überschaubar. Weder ist der marode
Staatshaushalt absehbar zu konsolidieren.
Noch sind die Sparbemühungen wirklich über-
zeugend. Und erst recht mag sich nicht das
Gefühl einstellen, irgendjemand in Griechen-
land honoriere auch nur im Ansatz die finanz-
politischen Verrenkungen der europäischen
Nachbarn.
Wird die Lage politisch offiziell analysiert, ist
allenthalben zu hören, Griechenland sei „auf
einem guten Weg“. Wie lang oder steinig der
noch sein wird, mag freilich niemand verläss-
lich vorherzusagen. Am wenigsten übrigens
die griechische Regierung. Und hier liegt das
eigentliche Problem: Es ist der Eindruck ent-
standen, das Land hangele sich von Hilfspaket
zu Hilfspaket. Die Rollen scheinen auf Jahre
festgeschrieben: Die Euro-Gruppe zahlt, Grie-
chenland kassiert. Eine Lösung des Problems
sieht anders aus.
Trotz alledem haben der Deutsche Bundestag
und weitere europäische Parlamente mit klarer
Mehrheit beschlossen, Griechenland vor dem
sicheren finanz- und wirtschaftspolitischen
Verderben zu bewahren. Diese Entscheidung
war nicht einfach, aber richtig. Nach wie vor.
Zumindest allen Fachpolitikern war seinerzeit
klar, dass die wirtschaftliche Kapazität Grie-
chenlands in Wahrheit nicht ausreicht, das
Land risikolos in die Euro-Gruppe aufzuneh-
men. Der Wunsch, mit einem Beitritt die Au-
ßengrenze von Nato und EU im Südosten
Europas zu stärken, verdrängte diese Beden-
ken. Daraus ist damals, wie übrigens auch ge-
genüber anderen Nationen, die Verpflichtung
erwachsen, Griechenland heute nicht fallen zu
lassen. Das mag die Geduld strapazieren, Är-
ger verursachen, für Gewissensbisse sorgen.
Aber es gehört zum Wesen einer Gemein-
schaft. Ganz wie in einer Familie.

»Die neue
Regierung in
Griechenland

hat eine
Chance

verdient.«
Carsten Schneider (SPD)

Eine klare Mehrheit sprach sich für die Verlängerung des Hilfspaketes für Griechenland aus. Erstmals votierten auch große Teile der Linksfraktion für die Hilfen. © picture-alliance/dpa

KOPF DER WOCHE

Provokanter
Minister
Giannis Varoufakis Er bringt Europas Rettungspo-
litiker zur Weißglut, wieder einmal. Kaum hatten die
Euro-Länder dem hochverschuldeten Griechenland

nach viel Hickhack
weitere Hilfsgelder zu-
gesagt, nahm der grie-
chische Finanzminister
Giannis Varoufakis er-
neut das Tabuwort
„Schuldenschnitt“ in
den Mund – ein Ver-
sprechen aus dem
Wahlkampf der linken
Syriza-Partei. Bundesfi-
nanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) zeigte

sich empört. Varoufakis indes betonte, jeder wisse,
dass Griechenland seine Riesen-Schuldenlast „nie-
mals tragen kann“ und ein Schnitt für die Gläubiger
günstiger sei als eine Kredit-Verlängerung. Der
53-jährige kahlköpfige Ökonomieprofessor hat mit
seinem scharfzüngigen und betont coolen Auftreten
ohne Krawatte und Hemd über der Hose Kultstatus
erlangt. In seinem populären Internet-Blog geißelt
er die seinem Land auferlegten Sparmaßnahmen als
„fiskalischesWaterboarding“. kru T
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ZAHL DER WOCHE

2057
ist das Jahr, in dem Griechenland die letzte
Rate der gewährten Hilfskredite zurückzahlen
soll. Athen muss dann 3,6 Milliarden Euro an
den europäischen Rettungsschirm EFSF über-
weisen. Bisher haben die EU und der Interna-
tionale Währungsfonds Griechenland Finanz-
hilfen von 237 Milliarden Euro zugesagt.

ZITAT DER WOCHE

»Der Antrag
ist mir
nicht leicht
gefallen.«
Wolfgang Schäuble (CDU), Bundesfinanz-
minister, am Freitag im Bundestag bei der
Begründung für seinen Vorstoß für ein ver-
längertes Hilfsprogramm für Griechenland

IN DIESER WOCHE
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»Produktive Undeutlichkeit«
HILFEN Athen hat die Geber mit seinen Reformplänen vorläufig überzeugt, muss aber bis Ende April konkreter werden

Auf diese Liste hat man in
Europas Hauptstädten lange ge-
wartet: Vergangene Woche über-
mittelte der griechische Finanz-

minister Giannis Varoufakis EU-Kommissi-
on, Europäischer Zentralbank und Interna-
tionalem Währungsfonds (IWF) eine Liste
mit Reformvorschlägen seiner Regierung
(18/4093). Sie ist Voraussetzung für die
Verlängerung des Hilfsprogrammes für das
pleitebedrohte Land. Neben dem Bundes-
tag gaben in der vergangenen Woche auch
die Parlamente Estlands und der Nieder-
lande hierfür grünes Licht. Allerdings muss
Athen bis Ende April seine Reformpläne
weiter präzisieren. Erst dann bekommt das
Land die ausstehenden Mittel aus dem
Hilfspaket ausgezahlt (siehe Grafik).
Varoufakis selbst sprach von einer „pro-
duktiven Undeutlichkeit“ der Formulierun-
gen in der Reformliste, stellte aber zugleich
klar, dass die Griechen nunmehr wieder
„Co-Autoren“ ihres Schicksals, und nicht
mehr blind den Auflagen der Geber ausge-
liefert seien. Diese wiederum betonen, dass
die Liste aus Athen keineswegs eine Abkehr
von Haushaltskonsolidierung und Struk-
turreformen sei. Finanzminister Wolfgang

Schäuble (CDU) verwies etwa im Europa-
ausschuss im Bundestag vergangene Woche
auf das Beispiel Portugals, das nach den
Mühen der Ebene unter dem Euro-Ret-
tungsschirm nunmehr in der Lage sei, die

Hälfte seiner IWF-Schulden vorzeitig zu til-
gen (siehe Seite 11).
Die griechische Regierung will unter ande-
rem den Kampf gegen Steuerbetrug und
Steuervermeidung vorantreiben und dabei

insbesondere vermögende Bürger ins Visier
nehmen. Die Behörden sollen Rückstände
bei Steuer- und Sozialabgaben engagierter
eintreiben, dabei aber Milde gegenüber Ge-
ringverdienern walten lassen. Auch gegen
Korruption, Sprit- und Zigarettenschmuggel
soll stärker vorgegangen werden. Bei der
Frühverrentung will Athen Schlupflöcher
schließen und Anreize verringern, insbeson-
dere für Beschäftigte von Banken und des
öffentlichen Sektors. Privatisierungen von
Staatsbesitz sollen nicht, wie die Regie-
rungspartei Syriza das eigentlich vorhatte,
rückgängig gemacht werden. Beschäfti-
gungsprogramme für Arbeitslose sollen aus-
geweitet werden, allerdings unter Berück-
sichtigung der Haushaltslage. Auch die Vor-
haben zur Bekämpfung der wachsenden Ar-
mut und Maßnahmen zur Verbesserung der
Gesundheits- und Energieversorgung sollen
das Budget nicht belasten. ahe/dpa T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Thema: Hilfen für Griechenland
Bundestag verlängert RettungspaketSEITE 1-3

ERINNERUNG
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Athen muss liefern
CONTRA Die Idee klingt verlockend: Warum

Griechenland nicht mit einem Kon-
junkturprogramm, einer Art Mar-
shallplan, helfen? So könnte Europa

die griechische Wirtschaft anschieben und ein Zei-
chen der Solidarität mit dem Land setzen.
Doch so gut der Vorschlag klingt: Ein Konjunktur-
programm wäre rausgeworfenes Geld. Solange
die griechische Regierung die Rahmenbedingun-
gen für die Wirtschaft nicht in Ordnung gebracht,
das Steuersystem und die öffentliche Verwaltung
nicht modernisiert hat und solange sie nicht ein-
mal genau weiß, wofür sie ihr Geld ausgibt, wird
ein Konjunkturprogramm nie mehr als ein Stroh-
feuer entfachen. Eine Konjunkturspritze wäre in
der jetzigen Situation vielleicht sogar gefährlich:
Sie könnte die Regierung dazu verleiten, Reformen
herauszuzögern. Denn dank Konjunkturspritze lie-
fe es ja wieder – bis zum nächsten Absturz.
Zudem muss Ministerpräsident Alexis Tsipras erst
noch beweisen, Anführer einer Reformregierung
zu sein. Für einen Vertrauensvorschuss besteht
nach seinem bisherigen Agieren kein Anlass. Des-
halb wären auch weder in Deutschland noch in
vielen anderen Euro-Ländern Konjunkturhilfen der-
zeit politisch durchsetzbar. Denn für die Hilfen
müsste der europäische Steuerzahler aufkommen.
Und anders als bisher ginge es dabei nicht um
Bürgschaften und Kredite, sondern um Transfers.
So dramatisch die Lebensbedingungen vieler Grie-
chen sind: Nur eine wettbewerbsfähige Wirtschaft
kann das Land in bessere Zeiten führen. Hier hat
die Regierung noch einen langen Weg vor sich.
Viele Reformen sind vergangenes Jahr auf der
Strecke geblieben. Erst wenn Athen geliefert hat,
kann Europa über eine Anschubhilfe nachdenken.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Martin Greive
»WeltN24«
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Herr Bartsch, Ihre Fraktion hat die
Hilfsprogramme der EU bisher immer ab-
gelehnt. Diesmal jedoch nicht. War die
Verlängerung der Griechenland-Hilfen
für Sie eine besonders schwierige Ent-
scheidung? Die Linke sympathisiert
schließlich mit der neuen Regierung in
Athen.
Sicherlich, das war für uns ein gewisses Di-
lemma. Wir haben den Kurs der Austeri-
täts- und Kürzungspolitik in den sozialen
Bereichen immer abgelehnt, auch im Falle
Portugals, Spaniens und Irlands. Aber nun
haben wir eine neue Situation. In den Ver-
handlungen mit Brüssel hat Athen die Tür,
die den bisherigen Kurs der Sparpolitik
korrigiert, einen spaltbreit geöffnet. Die
wollten wir als Linke nicht zuschlagen –
trotz aller Bauchschmerzen. Solidaritätsbe-
kundungen der Linken hat die griechische
Regierung nicht wenige. Jetzt geht es um
konkrete Solidarität, darum, eine Kurskor-
rektur möglich zu machen. Deshalb und
auch weil uns Premierminister Alexis Tsi-
pras und unsere Partnerpartei Syriza da-
rum bat, haben wir dem Programm mehr-
heitlich zugestimmt.

Ist für Sie die Einigung auf die Ver-
längerung des Hilfsprogramms also nicht
„alter Wein in neuen Schläuchen“, wie
viele Beobachter meinen?
Im Moment kann niemand sagen, wie der
Wein gelingen wird. Es ist eine Illusion zu
glauben, dass ein radikaler Regierungs-
wechsel in einem Land automatisch eine
radikale Veränderung in Europa herbeifüh-
ren kann. Aber es ist positiv, dass jetzt end-
lich die griechischen Oligarchen zur Kasse
gebeten werden sollen und die Regierung
konkrete Maßnahmen zur Bekämpfung
von Armut und Korruption vorgelegt hat.
Und es ist gut, dass nicht mehr Beauftragte
der so genannten Troika ins Land kommen
werden, um dort Befehle zu verkünden,
sondern dass Griechenland jetzt mit den
einzelnen Institutionen, der EU-Kommissi-
on, der Europäischen Zentralbank und
dem Internationalen Währungsfonds, ver-
handeln kann. Das alles sind kleine, aber
wichtige Mosaiksteine, die dafür sorgen,
dass Griechenland zunächst für vier Mona-
te etwas Luft zum Atmen hat. Eine grund-
sätzliche Kurskorrektur ist das aber noch
nicht.

Ist ein „Grexit“, also der Ausschluss
Griechenlands aus der Euro-Zone, nun
erstmal vom Tisch?
Ich glaube, dass der Ausstieg Griechen-
lands aus dem Euro immer unwahrschein-
lich war. Es gibt historisch kein Beispiel,
dass eine stärkere durch eine schwächere
Währung ersetzt worden ist. Selbst wenn
die Drachme wieder eingeführt würde,
bliebe der Euro die Hauptwährung für die
Wirtschaft und den Tourismus. In Grie-
chenland die alte Währung wieder einzu-
führen, wäre wie der Versuch, Rührei wie-
der zurück in die Schale zu bekommen.

Welche Interessen sollte der deutsche
Steuerzahler haben, dass Griechenland
in der Euro-Zone verbleibt?
Ein großes Interesse, schließlich haften die
deutschen Steuerzahler nach jetzigem
Stand in einer Größenordnung von fast
80 Milliarden Euro für Griechenland. Das
sind keine Peanuts, das ist fast ein Viertel
des Bundeshaushalts. Wir müssen schon
allein deswegen ein Interesse daran haben,
dass es Griechenland besser geht, denn
sonst sind die Chancen, dass wir dieses
Geld je wiederbekommen, nahezu Null.

Das jetzt verlängerte Programm en-
det am 30. Juni. Danach muss neu ver-
handelt werden, womöglich über ein
drittes Hilfsprogramm. Wie sollte es Ih-
rer Meinung nach weitergehen mit der
Griechenland-Rettung?
Entscheidend ist, dass in Griechenland,

aber auch in anderen europäischen Län-
dern, wieder Wachstum und Beschäftigung
entstehen. Das geht aber letztlich nur,
wenn wir in der EU eine Wirtschafts- und
Sozialunion schaffen. Es war der Grund-
fehler, den Euro einzuführen, ohne darü-
ber überhaupt nachzudenken.

Es sollte also kein neues Hilfspaket
der EU für Griechenland geben?
Die Bilanz der beiden so genannten Ret-
tungsprogramme für Griechenland ist
doch nach all den Jahren katastrophal. Die

Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 50 Prozent,
auch insgesamt ist die Arbeitslosigkeit ge-
stiegen. Das Bruttosozialprodukt ist in je-
dem Jahr zurückgegangen und die Renten
sind um 40 Prozent gekürzt worden. Viele
Menschen haben keine Krankenversiche-
rung mehr. Stellen Sie sich solche Zustän-
de mal in Deutschland vor – da wäre Revo-
lution angesagt! Von diesen angeblichen
Rettungsprogrammen ist doch nichts bei
den Menschen angekommen. Wir sollten
in Zukunft den Menschen in Griechenland
statt den Banken helfen, etwa indem

Deutschland das Land beim Aufbau einer
besseren Steuer- und Finanzverwaltung un-
terstützt. Auch deutsche Unternehmen
können durch Investitionen einen Beitrag
leisten. Genauso ist es unsere humanitäre
Pflicht, etwas gegen die eklatante Armut in
Griechenland zu tun.

Und was soll mit den griechischen
Schulden passieren?
Selbstverständlich muss auch dieses Thema
angegangen werden. Da gibt es aber keinen
akuten Handlungsbedarf, weil die großen
Rückzahlungen erst im Jahr 2020 beginnen
sollen. Dennoch sollte man aktuell über
ein Moratorium nachdenken, denn wenn
Griechenland langfristig durch diese enor-
men Schulden erdrückt wird, hilft das nie-
mandem.

Immer wieder gibt es Berichte über
strukturelle Probleme in der griechischen
Verwaltung, etwa bei den Steuer- und Fi-
nanzbehörden. Kann Athen unter diesen
Voraussetzungen und in dieser kurzen
Zeit überhaupt die zugesagten Reformen
umsetzen?
Wer sich nicht in Gefahr begibt, kommt
darin um – wie Ernst Bloch sagt. Athen
steht tatsächlich vor einer Herkulesaufgabe
und es wird dauern, bis die Reformen bei
den Menschen ankommen und es ihnen
wieder besser geht. Bis dahin wird es viele
Widerstände und auch Enttäuschungen ge-
ben. Syriza regiert erst seit einigen Wochen
und statt zu kapitulieren, macht sich die
Partei daran, den Misthaufen, den ihre
Vorgänger hinterlassen haben, abzutragen.
Dazu gehört in Griechenland leider auch,
überhaupt erst mal eine funktionierende
Verwaltung aufzubauen und dafür zu sor-
gen, dass Steuern nicht nur formal erho-
ben, sondern tatsächlich auch eingezogen
werden. Außerdem geht es darum, Vermö-
gen aufzuspüren, die ins Ausland geschafft
wurden.

Das alles kostet aber auch Geld.
Auch in Griechenland gibt es Multimillio-
näre und Superreiche, die bisher kaum zur
Kasse gebeten werden. Bei denen muss
endlich etwas abgeholt werden.

Die Bundesregierung ist während der
Verhandlungen insgesamt bei ihrer har-
ten Position geblieben: Geld gegen strik-
ten Sparkurs. Hat sie dafür eigentlich
noch genug Rückhalt in Europa?
Ich glaube, dass das deutsche „Standing“ in
Sachen Krisenpolitik tatsächlich schlechter
geworden ist, auch wenn Deutschland über
eine sehr große wirtschaftliche und politische
Macht, also über viel Einfluss verfügt. Aber
andere europäische Regierungen, gerade in
den südlichen Ländern, setzen inzwischen
neue Akzente. Selbst EU-Kommissionschef
Jean-Claude Juncker und IWF-Chefin Christi-
ne Lagarde haben wohl eingesehen, dass
man nicht weiter Medizin verabreichen kann,
deren Dosis fast zum Tod des Patienten ge-
führt hätte. Das sollte uns nachdenklich ma-
chen. Insgesamt finde ich es ziemlich beein-
druckend, für wie viel Bewegung in Europa
der Regierungswechsel in Athen in so kurzer
Zeit gesorgt hat. Vor dieser griechischen Re-
gierung kann man nur den Hut ziehen. Ich
wäre stolz, wenn Die Linke in Deutschland
ähnliches Format hätte.

Das Gespräch führten
Johanna Metz und Annette Sach.

Dietmar Bartsch ist seit Januar 2010
stellvertretender Fraktionsvorsitzender

der Fraktion Die Linke im Bundestag.

© picture-alliance/Eventpress

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Etwas
Luft zum
Atmen«
DIETMAR BARTSCH Der Linken-
Fraktionsvize erklärt, warum seine
Partei erstmals für ein EU-Hilfs-
programm gestimmt hat

GASTKOMMENTARE
KONJUNKTURPROGRAMM FÜR GRIECHENLAND?

Marshallplan nötig
PRO Griechenland hat es geschafft. In letzter

Minute wendeten seine Regierung
und die europäischen Partner das Hor-
rorszenario mit Staatspleite und Euro-

Austritt ab. Doch echte Freude kann die Aussicht
auf Fortsetzung des Status Quo nicht auslösen.
Europa hat sich wieder Zeit erkauft. Genau das
wäre Gelegenheit, sich Gedanken zu machen über
die Erfolge und Misserfolge der bisherigen Strate-
gie. Ernsthaft kann niemand bestreiten, dass Grie-
chenland an seiner Wettbewerbsfähigkeit arbeiten
und die Ausgaben in Einklang mit den finanziellen
Möglichkeiten bringen muss. Doch reicht es, zu
kürzen und zu streichen? Die Wirtschaft liegt am
Boden. Zuletzt profitierte sie vom starken Touris-
mus und von der Belebung der Handelsschifffahrt.
Doch beide Sektoren sind zu klein, um einen dau-
erhaften Aufschwung zu ermöglichen. Griechen-
land braucht ein neues Wachstumsmodell.
Auch dabei ist es auf Hilfe von außen angewiesen.
Einen Marshall-Plan für die Euro-Krisenländer for-
derte Peer Steinbrück (SPD), als er nicht als Fi-
nanzminister in Verantwortung stand. Genau das
ist aber, was fehlt in der bisherigen Wirtschaftspo-
litik. Griechenland mangelt es an den grundlegen-
den Voraussetzungen für Innovationen, an Grund-
lagenforschung und anwendungsorientierten
Hochschulen. Aus Investitionen in die Forschungs-
Infrastruktur können mittelfristig konkurrenzfähi-
ge Branchen entstehen. Es geht nicht darum, ab-
gelegene Dörfer mit Umgehungsstraßen und gran-
diosen Plätzen zu beglücken. Schon gar nicht geht
es um ein Entweder-Oder. Das Wachstumspro-
gramm soll Reformen ergänzen, nicht ersetzen.
Nur ein breit angelegtes Programm kann Grie-
chenland aus der Krise herausführen. Dazu gehört
auch ein europäischer Marshallplan.

Markus Sievers
»Berliner Zeitung«
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Der Aufsteiger: Ralph Brinkhaus

R alph Brinkhaus hält wenig von Mutmaßungen, in Europa
sei zuletzt viel Theater gespielt worden, um das kriselnde
Griechenland wieder einmal wie gewünscht mit Geld zu
versorgen. „Der Bundestag entscheidet nur darüber, dass

Griechenland die Chance bekommt, Geld für vier weitere Monate aus
dem bisherigen Programm zu bekommen“, sagt der für Haushalt und Fi-
nanzen zuständige Unions-Fraktionsvize zur Abstimmung im Plenum am
vergangenen Freitag. Ob man in Athen die Chance nutze, sei Sache der
Regierung. Entscheidend dafür sei nicht nur die von den Euro-Ländern
verlangte Umsetzung des neuen Athener Papiers gegen Steuerhinterzie-
hung und Korruption, sondern vor allem die Akzeptanz der Bedingung,
den bisherigen Reformkurs insgesamt beizubehalten – unter anderem
nach der heftigen Intervention des deutschen Finanzministers Wolfgang
Schäuble (CDU). Erst in den nächsten Wochen werde dann entschieden,
ob Athen weitere Kredite bis zum Sommer bekomme, sagt Brinkhaus.
Traut der ostwestfälische CDU-Abgeordnete überhaupt der bislang so
störrischen griechischen Koalition aus Links- und Rechtspopulisten?
Brinkhaus: „Die neue Regierung hat die Chance, etwas zu ändern.“ Im-
merhin sei Ministerpräsident Alexis Tsipras mit seiner Syriza-Partei bis-
her nicht dem alten verkrusteten Klientel-System mit seinen vielen Be-
vorteilungen verhaftet. Wie es aber im Sommer nach Auslaufen des ver-
längerten zweiten Programms weitergehe, hänge von Athen ab. „Weite-
re Hilfen sind sehr schwer vorstellbar, wenn die griechische Regierung
einen Konfrontationskurs betreibt.“
Ralph Brinkhaus hält Europa heute für viel weniger erpressbar durch
Athen als beim Krisenausbruch vor fünf Jahren. Inzwischen signalisier-

ten die Kapitalmärkte, dass ein Austritt Griechenlands aus dem Euro
keine Kettenreaktion mehr im Euro-Raum nach sich ziehen werde.
Brinkhaus: „Heute ist für uns die Lage komfortabler als für Griechen-
land.“ Ist aber der Euro nicht eine zu starke Währung für das wirt-
schaftlich schwache Griechenland und könnte das Land nicht eher mit
der Rückkehr zur eigenen Währung gesunden? So durch die Möglichkeit
abzuwerten und die Kosten für eigene Güter zu senken? Davon hält der
Diplom-Ökonom wenig. Brinkhaus: „Dann müssten hochinflationäre

Länder in Südamerika oder Afrika Exportweltmeister sein.“ Den Deut-
schen Bundestag, der in großer Eile die weiteren Hilfen für Griechen-
land auf dem letzten Drücker durchwinkte, sieht der Abgeordnete
gleichwohl nicht „überfahren“. Brinkhaus: „Wir sind ein sehr leistungs-
fähiges Parlament, das schon über entscheidendere Dinge in kurzer Zeit
entschieden hat.“ Er jedenfalls ist davon überzeugt, dass die Euro-Ret-
tungspolitik der Regierung Merkel nicht ein „Aufbauprogramm“ für eu-

rokritische Parteien wie die AfD ist, sondern beim Bürger Eindruck ma-
che, „weil wir Linie gehalten haben“. Für Schäubles harte Kritik an den
Extrawünschen der Syriza-Regierung habe man hierzulande „viel Zu-
spruch von Bürgern bekommen“.
Ralph Brinkhaus zählt zu den Überfliegern in der Unions-Fraktion. Nach
nur vier Jahren als „einfacher“ Abgeordneter im Finanzausschuss 2009
bis 2013 wurde er Anfang 2014 gleich zum stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden für Haushalt und Finanzen gewählt, ohne vorher wie üb-
lich haushalts- oder finanzpolitischer Fraktionssprecher gewesen zu
sein. Dies war eine Folge des Wechsels von Vorgänger Michael Meister
(CDU) zum Parlamentarischen Staatssekretär beim Finanzminister. Mit
dem „Blitzaufstieg“ von Brinkhaus prämierte die Fraktion dessen Arbeit
bei den vielen komplizierten Gesetzen zur Finanzmarktregulierung in
der vergangenen Legislaturperiode. Der eloquente Brinkhaus, direkt ge-
wählt im Wahlkreis Gütersloh I, gilt als Mann rascher Auffassungsgabe
und guter Analysefähigkeit. Er sieht die neue Aufgabe als „Traumpositi-
on“ und will nicht über weitere politische Karrieren spekulieren.
Obwohl der 46-Jährige als gelernter Steuerberater immer auch die Leis-
tungsträger der Gesellschaft im Blick hat, die angesichts von Rekordein-
nahmen des Staates auch einmal etwas zurückhaben möchten, verficht
er eisern die Partei- und Fraktionslinie der Priorität des „nachhaltigen
Etatausgleichs“. „Die Schwarze Null soll auch über 2015 hinausrei-
chen“, sagt Brinkhaus. Das sei auch ein Stück Generationengerechtig-
keit. Als Hobbys nennt Brinkhaus, der in Gütersloh mit seiner Ehefrau
lebt, Laufen und – „ein schwarzer Fleck auf der weißen westfälischen
Weste“ – seine Leidenschaft für den 1. FC Köln. Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Weitere Hilfen sind sehr
schwer vorstellbar, wenn
die griechische Regierung
einen Konfrontationskurs

betreibt.«

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de



Das Parlament - Nr. 10 - 02. März 2015 THEMA DER WOCHE 3

Kurs auf Große Koalition?
GRIECHENLAND Die Regierungspartei Syriza steht vor einer Zerreißprobe – doch neue Partner stehen theoretisch bereit

N
ach kaum mehr als ei-
nem Monat an der Macht
zeigen sich erste Risse im
„Bündnis der radikalen
Linken“ (Syriza), der Par-
tei des griechischen Mi-

nisterpräsidenten Alexis Tsipras. Zwölf
Stunden dauerte eine Krisensitzung, in der
die Syriza-Fraktion über die Verhandlungs-
ergebnisse zur Verlängerung des Hilfspro-
gramms stritt, das die Finanzminister der
Eurozone den Griechen angeboten haben.
Seit der Parlamentswahl am 25. Januar hat
Syriza 149 von 300 Mandaten im grie-
chischen Parlament inne, doch homogen ist
die Fraktion nicht. Vor allem der linksradi-
kale Parteiflügel um Energieminister Pana-
giotis Lafazanis murrt. Dieser Teil der Partei,
dem knapp ein Drittel der Abgeordneten
zugerechnet wird, will an Tsipras´ Wahlver-
sprechen festhalten: Beendigung der Spar-
politik, Aufkündigung der Memoranden
mit den Geldgebern des Landes. Die Syriza-
Minderheit um Lafazanis hält es auch nicht
für unbedingt notwendig, dass Griechen-
land in der Euro-Zone bleibt.

Bangen um die Mehrheit Wenn die Pro-
beabstimmung in der Fraktion so etwas wie
eine Generalprobe für die Belastbarkeit der
Regierung Tsipras war, ist sie für Tsipras
nicht gut verlaufen. Mehr als zwei Dutzend
Abgeordnete stimmten offenbar gegen die
Vereinbarung oder enthielten sich. Übertrü-
gen die Abgeordneten ihr Wahlverhalten
auf eine echte Abstimmung, würde das be-
deuten, dass die Koalition aus Syriza und
der rechtspopulistischen Partei „Unabhän-
gige Griechen“ (Anel) keine eigene Mehr-
heit mehr hätte. Um Griechenlands Zuge-

hörigkeit zur Euro-Zone zu sichern, wäre
die Minderheitsregierung Tsipras dann bei
Abstimmungen auf „pro-europäische Leih-
stimmen“ angewiesen. Immerhin wäre es si-
cher, dass sie die auch bekäme, nämlich von
der neuen Partei „To Potami“ („Der Fluss“)
sowie von den im Januar abgewählten ehe-
maligen Regierungsparteien Nea Dimokra-
tia und Pasok. Während Tsipras eine Koope-
ration mit Nea Dimokratia und Pasok, die
er für alle Übel Griechenlands verantwort-
lich macht, nicht ohne größ-
te Not suchen wird, halten
viele Beobachter eine Zu-
sammenarbeit mit To Pota-
mi durchaus für denkbar –
vor allem dann, wenn die
Syriza-Fraktion in zwei Teile
zerbrechen sollte. Stavros
Theodorakis, der Vorsitzen-
de der erst 2014 gegründeten
Partei, will diese Kooperati-
on offenbar befördern. Der
ehemalige Fernsehjournalist
forderte Tsipras auf, das grie-
chische Parlament auf jeden
Fall über die Verlängerung des Hilfspro-
gramms abstimmen zu lassen. Theodorakis
weiß natürlich, dass eine solche Abstim-
mung zu einer Zerreißprobe würde, die Sy-
riza womöglich nicht geschlossen überstün-
de.
In der Bevölkerung ist die Ernüchterung,
die Teile der Syriza-Fraktion bereits erfasst
hat, bisher noch nicht angekommen. Tsi-
pras´ Popularitätswerte sind allerdings wei-
terhin hoch. Kein Regierungspolitiker hat in
den vergangenen fünf Jahren derart viel Zu-
stimmung erfahren. Bisher gelang es der Re-
gierung, die maßvollen Änderungen, die sie

in den Verhandlungen mit den Geldgebern
erreicht hat, als grundlegenden Politikwech-
sel zu verkaufen. Es ist fraglich, wie lange
sie dieses Bild wird aufrechterhalten kön-
nen. Das wichtigste Zugeständnis, das
Athen erreichen konnte, ist eine Senkung
des Griechenland abgeforderten Primär-
überschusses, also des Haushaltsüberschus-
ses unter Herausrechnung der Summen für
den Schuldendienst. Darüber hinaus sind
die meisten Änderungen im Kern nur

Sprachregelungen wie jene,
dass die Troika, die bisher
Griechenlands Spar- und
Reformpolitik überwacht
hat, nicht mehr Troika hei-
ßen soll. Doch die Fachleu-
te aus der EU-Kommission,
der Europäischen Zentral-
bank und dem Internatio-
nalen Währungsfonds
(IWF) werden de facto wei-
terhin die Rolle der Regie-
rungskontrolleure spielen.
Womöglich werden ihre
politischen Gespräche bald

nicht mehr in Athen, sondern im Ausland
stattfinden, etwa in Brüssel. Aber in der
Substanz wird sich trotz der markigen Wor-
te aus Athen („Die Troika ist abgeschafft“)
wenig ändern – und das werden früher oder
später wohl auch viele Wähler in Griechen-
land so sehen. Ob Tsipras dann seine ho-
hen Popularitätswerte halten kann, ist un-
gewiss. Nea Dimokratia und Pasok, von Tsi-
pras einst der Servilität gegenüber der Troi-
ka bezichtigt, machen sich den Umstand
bereits ausgiebig zunutze, dass die von Syri-
za im Wahlkampf avisierten „aggressiven
Neuverhandlungen“ mit den Gläubigern

des Landes in der Realität mit Ausnahme
der möglichen Senkung des Primärüber-
schusses zu semantischen Belanglosigkeiten
mutiert sind.
Eine politische Mehrheit für die Reformpo-
litik zum Erhalt von Griechenlands Mit-
gliedschaft in der Euro-Zone wird sich,
auch wenn Teile der jetzigen Regierung ab-
springen, wohl auch künftig organisieren
lassen, und sei es durch eine derzeit noch
kaum vorstellebare pro-europäische Koaliti-
on von Syriza, Potami, Nea
Dimokratia und Pasok.
Aber selbst dann stellt sich
weiterhin eine andere wich-
tige Frage: Ist das Griechen-
land auferlegte Programm
überhaupt durchsetzbar,
hat es Aussichten auf Er-
folg? Wird es nicht nur zur
Haushaltskonsolidierung
beitragen, sondern auch zur
wirtschaftlichen Erholung?
Der Brief mit den Reform-
zusagen der neuen Regie-
rung beantwortet diese Fra-
ge allenfalls nur in Ansätzen. Er ist über
weite Strecken eine Kollektion von Vaghei-
ten, aus denen sich wenig ablesen lässt. Da
heißt es zum Beispiel: „Es werden robuste
Anstrengungen unternommen werden, um
die Steuereinziehung zu verbessern und da-
bei elektronische Möglichkeiten und andere
technische Innovationen voll zu nutzen.“
Das kann alles und nichts bedeuten. Die
ehemalige französische Finanzministerin
Christine Lagarde, heute Chefin des IWF,
hat sich auch prompt skeptisch über solche
Allgemeinplätze geäußert. Die Liste der
griechischen Verpflichtungserklärungen sei

„noch nicht sonderlich konkret“ und ent-
halte keine „klaren Zusicherungen“, sagte
Lagarde. Giannis Varoufakis setzte sich da-
gegen zur Wehr: „Wir wurden aufgefordert,
ein Dokument von drei Seiten zu erstellen,
und wir haben über ein Wochenende ein
Dokument von fünf Seiten erstellt.“ Kein
vernünftiger Mensch könne in so kurzer
Zeit ein detaillierteres Dokument erwarten,
so der Finanzminister.
Fest steht, dass die griechische Regierung ih-

re Vorschläge bis Ende April
konkretisieren muss. Ein ef-
fektiveres Vorgehen gegen
Steuerhinterziehung soll ei-
nen Kernbestandteil ihrer
Vorschläge bilden. Doch
derlei gehört schon seit
Jahrzehnten zu den Ever-
greens von Athener Regie-
rungsdeklarationen. Ob-
wohl es unbestreitbar einige
Verbesserungen gab, haben
diese Ankündigungen nie
viel bewirkt. Allerdings ist
die Steuerpolitik womöglich

der einzige Bereich, in der tatsächlich be-
rechtigte Hoffnung besteht, dass Syriza es
besser macht oder machen will als frühere
Regierungsparteien. Anders als ihr kleiner
Koalitionspartner, die „Unabhängigen Grie-
chen“, ist Syriza nicht in einem Gestrüpp
von Verbindungen zu Oligarchen gefangen.
Syriza will in Griechenland die „großen Fi-
sche“ fangen. Auch in der Troika hat nie-
mand etwas dagegen. Nur stellt sich die Fra-
ge, wie viel Geld der Staat aus der erfolgrei-
chen Verfolgung von Einzelfällen tatsäch-
lich gewinnen kann. Steuerfachleute der
Troika rechnen damit, dass es sich nur um

vergleichsweise geringfügige Summen han-
deln wird. Wenig Hoffnungen setzt man bei
der Troika auch in gesteigerte Einnahmen
durch Privatisierungen. Der Brief von Gian-
nis Varoufakis an die Euro-Zone enthält
zwar einige formale Bekenntnisse dazu,
doch letztlich sind das nur Formelkompro-
misse, zumal Privatisierungen schließlich
nicht nur eine Frage des Angebots sind. Die
Nachfrage dürfte angesichts der politischen
Unsicherheit auf absehbare Zeit gering blei-
ben.

Dritte Hilfe Angesichts dieser Ausgangslage
muss kein Prophet sein, wer voraussagt,
dass die Länder der Euro-Zone im Sommer
über ein drittes Hilfspaket entscheiden
müssen, sofern sie Griechenland weiterhin
in der Gemeinschaftswährung halten wol-
len. Doch nicht nur in Deutschland dürfte
es für die Regierung immer schwieriger wer-
den, zusätzliche Hilfsleistungen zu begrün-
den. Auch Staaten, die ärmer sind als Grie-
chenland und ohne Daueralimentierung
der Euro-Zone auskommen müssen, wer-
den in Erklärungsnöte geraten. Der durch-
schnittliche Bruttolohn in Griechenland be-
trug 2013, als das Land bereits seit drei Jah-
ren nur noch durch Kredite seiner Geldge-
ber vor dem Staatsbankrott bewahrt wurde,
laut Eurostat 20.600 Euro. Mit welchen Ar-
gumenten sollen die Regierungschefs Slo-
weniens (Durchschnittslohn laut Eurostat:
17.600 Euro) oder der Slowakei (Durch-
schnittslohn 10.000 Euro) dann für neuerli-
che Hilfszahlungen an Griechenland wer-
ben? Michael Martens T

Der Autor ist Korrespondent der FAZ
für Griechenland und die Türkei.

Im Sommer werden in Athen die Kassen leer sein
FINANZSYSTEM Schon längst ist die Europäische Zentralbank in Griechenland als Krisen-Feuerwehr im Einsatz. Verunsicherte Bürger haben 20 Milliarden Euro in Sicherheit gebracht

Die Europäische Zentralbank (EZB) ist wie-
der als Krisen-Feuerwehr im Einsatz. Ohne
ihre Notmaßnahmen wäre Griechenland
wohl schon finanziell kollabiert. Verunsi-
cherte Bürger haben inzwischen mehr als
20 Milliarden Euro von ihren Konten abge-
räumt. Die Zentralbank ist eingesprungen,
um Liquiditätsengpässe der Banken zu
überbrücken. Sie hat ihnen fast 70 Milliar-
den Euro Notliquiditätshilfen genehmigt.
Diese „Emergency Liquidity Assistance“
(Ela) darf von der nationalen Notenbank
nur an Banken gehen, die im Kern solvent
sind. Doch Griechenlands vier Großbanken
sitzen auf einem Berg an faulen Krediten –
rund 100 Milliarden Euro. Das sind zwi-
schen 30 und 50 Prozent des Kreditvolu-
mens. Und ihre Kapitalpuffer sind dünn.

Fiktive Gutschriften Die Chefin der EZB-
Bankenaufsicht, Danièle Nouy, mahnt eine
bessere Eigenkapitalausstattung an. Bei-
spielsweise ist es den hellenischen Banken
erlaubt, 13 Milliarden Euro Steuergut-
schriften zum Eigenkapital zu zählen, ob-
wohl sehr unsicher ist, ob der griechische
Staat diese Milliarden je erstatten kann.

Kritiker sprechen deshalb von „Zombie-
Banken“, die nur durch Ela künstlich am
Leben gehalten werden. Zudem warnen
Fachleute, dass über den Umweg der Ban-
ken eigentlich der griechische Staat am

EZB-Tropf hänge. „Das ist eine ziemlich of-
fensichtliche Staatsfinanzierung durch das
Notenbanksystem, bei der die griechischen
Banken zwischengeschaltet werden“, sagt
Stefan Kooths vom Institut für Weltwirt-

schaft in Kiel. Bei einer Insolvenzwelle wür-
den die Ela-Kredite für das Euro-System zur
Belastung, weil die griechische Zentralbank
die Verluste nicht allein auffangen könnte.
Es gibt noch einen zweiten Kanal, über den
Ela-Kredite zum Risiko für Europa werden
können: das Target-Zahlungsverkehrssys-
tem. „Über Ela und Target werden faktisch
die Kapitalflucht und die Bankabhebungen
der Griechen finanziert“, erklärt Commerz-
bank-Chefvolkswirt Jörg Krämer. Die Athe-
ner Zentralbank steht mit 76 Milliarden
Euro beim Euro-System der Zentralbanken
in der Kreide. Falls die Griechen sich nicht
im Euro halten könnten, bliebe das Euro-
System wohl auf diesen Forderungen sit-
zen. „Dann müsste die Bundesbank die
Target-Kredite wohl abschreiben“, meint
Commerzbank-Ökonom Krämer.
Ein noch viel größeres Risiko stellen die
Hilfskredite an Athen dar. Etwa 260 Milli-
arden Euro, rund 80 Prozent der grie-
chischen Staatsschulden von 320 Milliar-
den Euro, liegen inzwischen bei öffentli-
chen Gläubigern. Deutschland hat dazu
den Löwenanteil beigesteuert, es hat Ga-
rantien und Kreditanteile von etwa 65 Mil-

liarden Euro gegeben. Die Zweifel, ob
Griechenland seinen Schuldenberg von
175 Prozent der Wirtschaftsleistung jemals
abtragen kann, sind groß.

Gläubiger-Verzicht „Das geht nur mit
sehr hohem Wachstum“, sagt der Finanz-
wissenschaftler Clemens Fuest vom Zen-
trum für Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW). „Doch ich glaube nicht,
dass es der Syriza-Regierung gelingen wird,
hohes Wachstum zu erzeugen.“ Kurzfristig
könne Griechenland die Schulden tragen,
weil die Zinsen subventioniert wurden –
im Durchschnitt nur 1,6 Prozent, erklärt
Fuest. Aber eine vollständige Rückzahlung
hält er für wenig wahrscheinlich. Deshalb
glauben viele Ökonomen, dass auf längere
Sicht ein weiterer Verzicht der Gläubiger
unumgänglich sein wird. Deutschland
könne auf 40 bis 50 Milliarden Euro ver-
zichten, findet der Präsident des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW), Marcel Fratzscher. Unions-Frakti-
onsvize Michael Fuchs hält dagegen: „Kein
Cent wird erlassen.“ Die jüngsten Nach-
richten aus Athen deuten auf eine neue Lü-

cke in Griechenlands Haushalt hin. Finanz-
minister Giannis Varoufakis hat andeutet,
dass es zur Jahresmitte eng wird. Die Steuer-
einnahmen bleiben seit dem Regierungs-
wechsel hinter den Erwartungen zurück.
Bürger halten Zahlungen zurück, weil Syri-
za Erleichterungen versprochen hat. Zudem
ist das Land wohl wieder in die wirtschaftli-
che Rezession gefallen.
All das deutet darauf hin, dass die Athener
Kasse zur Jahresmitte leer sein wird, wenn
größere Anleihen und Kredite fällig wer-
den. Dann wird die Debatte über ein drit-
tes Hilfspaket akut. DIW-Chef Fratzscher
hält für die nächsten drei Jahre eine Finan-
zierungslücke in Höhe von 30 bis 40 Milli-
arden Euro für realistisch. Philip Plickert T

Der Autor ist Wirtschaftsredakteur der
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“.
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Syriza
will in

Griechenland
die »großen

Fische«
fangen.

Während im griechischen Parlament Ministerpräsident Alexis Tsipras um Zustimmung für den erzielten Kompromiss mit der Euro-Gruppe rang, kam es zu ersten Protesten gegen seine Politik – wie hier von der linksradikalen Bewegung Antarsya. © picture-alliance/abaca



S
pitze Zwischenrufe, bissige
Nachfragen: In der Debatte zur
Gleichstellung der eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft ver-
gangenen Donnerstag war Lei-
denschaft zu spüren. Anlass der

Wortgefechte vor allem zwischen den Op-
positionsfraktionen und der CDU/CSU war
die erste Lesung eines Gesetzentwurfs der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/
3031). Dessen Ziel ist die Beendigung der
aus Sicht der Grünen verfassungswidrigen
Diskriminierung eingetragener Lebenspart-
nerschaften. Bei etwa 150 Regelungen in
mehr als 50 Gesetzen und Verordnungen
haben die Abgeordneten Handlungsbedarf
ausgemacht – vom Lebenspartnerschaftsge-
setz über die Höfeordnung bis hin zum
Sprengstoffgesetz. Insbesondere die vorgese-
hene Gleichstellung eingetragener Lebens-
partnerschaften bei Adoptionen stieß auf
vehemente Ablehnung der CDU/CSU, an-
ders als beim Koalitionspartner SPD und
der Opposition. Das ist nicht neu. Schon als
im vergangenen Mai der Bundestag den
Weg für die Sukzessivadoption für eingetra-
gene Lebenspartnerschaften frei machte,
stritten die Fraktionen über diesen Punkt.

Rote Linie Viele der in dem Entwurf vor-
gesehen Regelungen, vor allem im Zivil-
und Verfahrensrecht, will offenbar auch
die Unionsfraktion umsetzen. Sabine Süt-
terlin-Waack (CDU) verwies auf einen ge-
planten Gesetzentwurf der Regierungsko-
alition. „Wir arbeiten an dem Thema“, sag-
te Sütterlin-Waack auch im Hinblick auf
den Koalitionsvertrag, der ein solches Vor-
haben festschreibe. Die Christdemokratin
zog allerdings auch eine rote Linie. Eine
Gleichstellung eingetragener Lebenspart-
nerschaften im Adoptionsrecht sei mit der
Unionsfraktion nicht zu machen. Es gehe
dabei nicht um eine vermeintliche Diskri-
minierung eingetragener Lebenspartner-
schaften, schließlich gebe es kein „Recht
auf ein Kind“, sondern um das „Kindes-
wohl“. Ihr Fraktionskollege Volker Ullrich
(CSU) argumentierte, dass zwischen Suk-
zessivadoption und Volladoptionen ein
„tatsächlicher Unterschied“ bestehe. Bei
letzterer würden zwischen Kind und Eltern
vollkommen neue rechtliche und emotio-
nale Bande geknüpft – und eben nicht nur
zu einem neuen Elternteil. Es sei daher
auch keine verfassungswidrige Diskrimi-
nierung gegeben, denn der Gesetzgeber ha-
be Spielraum für eine „Werteentschei-
dung“ in diesem Bereich. Diese Werteent-
scheidung, die eine „biologische Realität“
widerspiegele, habe der Bundestag bereits
mit Verabschiedung der Sukzessivadoption
und der Ablehnung einer Volladoption ge-
troffen, sagte Ullrich. Auf Ablehnung bei
der Union stößt zudem die Aufhebung der
sogenannten Kappungsregelung im Ein-
führungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz-
buch (BGB), die sich auf im Ausland ge-
schlossene Lebenspartnerschaften bezieht.

Kein Spielraum Den Spielraum im Adop-
tionsrecht sah Volker Beck (Bündnis 90/
Die Grünen) nicht. Er erinnerte daran, dass
das Bundesverfassungsgericht in den ver-
gangenen Jahren mehrfach die Ungleich-
behandlung eingetragener Lebenspartner-
schaften gerügt und den Gesetzgeber zum
Handeln aufgefordert hatte. In Hinblick
auf die Sukzessivadoption sei aus seiner

Sicht das Urteil eben nicht umgesetzt wor-
den. Die Ungleichbehandlung bei der Voll-
adoption sei verfassungswidrig. Statt auf
weitere Urteile aus Karlsruhe zu warten,
forderte er die Koalition zum Handeln auf.
Beck bezweifelte allerdings, ob die CDU/
CSU dazu in der Lage sei. Die Unionspar-
teien verteidigten „gedankenlos“ den Sta-
tus quo. Dies sei nicht konservativ, son-
dern „reaktionär“, sagte Beck. Wenn man
sich als Volkspartei vom Verfassungsgericht
„über jedes kleine Stöckchen“ tragen lasse,
dann sei das „erbärmlich“, schoss er in
Richtung Union – ein Zitat des SPD-Abge-
ordneten Johannes Kahrs von 2013, als die
Sozialdemokraten noch in der Opposition
waren. Denn auch den Koalitionspartner
der Union nahm sich Beck vor. Er warf den

Genossen mangelnde Durchsetzungsfähig-
keit vor. Die SPD habe im Wahlkampf „100
Prozent Gleichstellung“ versprochen, aber
bis zum heutigen Tag „0 Prozent“ erreicht.
Vertreter der SPD-Fraktion verwiesen eben-
falls auf den geplanten Gesetzentwurf. Der
sei noch vollständiger als der Entwurf der
Grünen, betonte der Abgeordnete Karl-
Heinz Brunner (SPD). Im Hinblick auf die
Zusammenarbeit mit der CDU/CSU betonte
Brunner an die Opposition gerichtet, dass
Politik auch Mitnehmen und Überzeugen
bedeute. An den Koalitionspartner adressiert
sagte der Sozialdemokrat, dass Verträge ein-
zuhalten seien, „auch Koalitionsverträge“.
Sein Fraktionskollege Johannes Kahrs (SPD)
kritisierte die Unionsfraktion deutlicher.
Dort käme die „gesellschaftliche Realität“

später an. Man müsse aber auch anerken-
nen, dass es Fortschritte gegeben habe und
gebe. Kahrs sagte, er könne aber verstehen,
„wenn es vielen Betroffenen nicht schnell
genug geht“.
Ulla Jelpke (Die Linke) lobte das Werk der
Grünen als „ausgezeichneten Gesetzent-
wurf“. Der CDU/CSU diagnostizierte sie
ein „mittelalterliches Weltbild“. Jelpke for-
derte darüber hinaus eine Öffnung der Ehe
für gleichgeschlechtliche Paare sowie eine
Gleichstellung „aller Lebensweisen“ der
Gesellschaft. Ihre Fraktionskollegin
Caren Lay sagte im Hinblick auf das Kin-
deswohl, dass es nicht entscheidend sei, ob
die Eltern „hetero und homo sind, son-
dern wie liebevoll sie mit ihren Kindern
umgehen“. Sören Christian Reimer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

Rente mit 63: Mutterschutz
soll angerechnet werden
Die Fraktion Die Linke macht sich in ei-
nem Gesetzentwurf (18/4107) dafür
stark, die Zeiten des Mutterschutzes auf
die 45-jährige Wartezeit für die Rente
mit 63 anzurechnen. Es sei ein Wider-
spruch, wenn bei der Berechnung der
Wartezeit Kindererziehungszeiten von
mehreren Jahren, nicht aber die wesent-
lich kürzere Mutterschutzfrist berück-
sichtigt werde, argumentiert Die Linke.
Es dürfe aus der gesetzlich vorgeschrie-
benen Mutterschutzfrist kein Nachteil
bei der Inanspruchnahme der Rente ab
63 entstehen, heißt es in dem Gesetz-
entwurf. che T

Linke für Abschaffung von
Kettenbefristungen

Die Abschaffung von Kettenbefristungen
fordert die Fraktion Die Linke in einem
Antrag (18/4098). Sie fordert von der
Bundesregierung einen Gesetzentwurf
zur Änderung des Teilzeit- und Befris-
tungsgesetzes. Darin solle festgelegt
werden, dass bei demselben Arbeitgeber
der Abschluss eines mit Sachgrund be-
fristeten Vertrages höchstens zweimal
aufeinanderfolgend zulässig ist. Ein
sachlich befristeter Arbeitsvertrag solle
höchstens einmal verlängert werden
dürfen. Sachgrundlose Befristungen will
die Linke abschaffen. che T
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Das Recht zur Volladoption ist eine von vielen Regelungen, die ein Gesetzentwurf der Grünen zur Gleichstellung eingetragener Le-
benspartnerschaften aufgreift. © picture-alliance/Wolfram Steinberg

Alle gleich?
ADOPTIONSRECHT Opposition will Gleichstellung für

Schwule und Lesben, SPD eigentlich auch. Die Union blockt

Entwurf mit vielen Risiken
FRAUENQUOTE Experten fordern Nachbesserungen

Der von der Bundesregierung vorgelegte
Gesetzentwurf für eine Frauenquote in
Führungspositionen (18/3784) sollte
nachgebessert werden. Das zumindest for-
derte eine Reihe von Experten in einer öf-
fentlichen Anhörung des Familien- und
des Rechtsauschusses am 23. Februar. Auf
der Tagesordnung stand auch ein Gesetz-
entwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen (18/1878).
Zwar begrüßten die Sachverständigen
grundsätzlich den Plan von Bundesregie-
rung und Grünen, mehr Frauen in Füh-
rungspositionen zu bringen. Aus Sicht der
ehemaligen Präsidentin des Bundesverwal-
tungsgerichts Leipzig, Marion Eckertz-Hö-
fer, bringt der Regierungsentwurf jedoch
„keine nennenswerten Verbesserungen“.
Vielmehr seien erhebliche Akzeptanzpro-
bleme und mehr Bürokratie zu erwarten.
Deutliche Kritik an der Vorlage kam auch
von Kristin Rose-Möhring, Vorsitzende des
Interministeriellen Arbeitskreises der
Gleichstellungsbeauftragten der obersten
Bundesbehörden. Insbesondere die neutra-
le Geschlechteransprache, auch als Män-
nerquote bezeichnet, sei falsch. Strukturel-
le Benachteiligungen gebe es im Grunde
nur bei Frauen. Werde an dem Entwurf
nicht Grundlegendes verändert, sei es bes-
ser, auf das Gesetz zu verzichten, sagte Ro-
se-Möhring.
Optimistischer zeigte sich Monika Schulz-
Strelow vom Verein „Frauen in die Auf-
sichtsräte“. Auch sie hätte sich mehr ge-

wünscht. „Mehr lassen die Meinungsäuße-
rungen derzeit aber nicht zu“, räumte sie
ein. Das Gesetz habe dennoch Symbolcha-
rakter. Sie machte deutlich, dass das Argu-
ment, es fänden sich nicht genügend quali-
fizierte Frauen für Aufsichtsratsposten,
nicht stimmt. Deshalb sei es richtig, dass
der Platz im Aufsichtsrat unbesetzt bleiben
müsse, sollte die Quote nicht erreicht wer-
den, so Schulz-Strelow.
Mehrere Juristen äußerten Kritik an der im
Regierungsentwurf enthaltenen Männer-
quote. Diese sei verfassungswidrig, urteilte
Martin Heidebach von der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München. „Männer
werden nicht benachteiligt, daher muss der
Passus gestrichen werden“, forderte Heidel-
bach, der die „starre“ Quote von 30 Pro-
zent als „verfassungsrechtlich und europa-
rechtlich riskant“, aber gerechtfertigt be-
zeichnete. Kein Problem mit der Männer-
quote hatte hingegen Professor Joachim
Wieland von der Deutschen Universität für
Verwaltungswissenschaften Speyer. Der Ge-
setzgeber dürfe sehr wohl vorbeugende Re-
gelungen erlassen, befand er.
Die Sanktion des „leeren Stuhls“ bewertete
Professor Kay Windthorst von der Stiftung
Familienunternehmen als „sehr drastisch“.
Er verwies darauf, dass im Gremienentsen-
dungsgesetz ein Verstoß gegen die Quote
nur zu Berichtspflichten führe, während in
Firmen, wo der Bund nicht beteiligt ist, die
Vorstandsentscheidung außer Kraft gesetzt
werden solle. Götz Hausding T

Unerreichbare Arztpraxen
GESUNDHEIT Behinderte brauchen spezielle Versorgung

Für behinderte Menschen wird nach An-
sicht der Opposition im deutschen Ge-
sundheitswesen viel zu wenig getan. Nur
ein Viertel der Arztpraxen sei barrierefrei,
zudem mangele es an behindertengerech-
ter Kommunikation, monierten Gesund-
heitsexperten der Fraktionen von Bündnis
90/Die Grünen und Die Linke vergangene
Woche im Bundestag bei einer Aussprache
über einen Grünen-Antrag (18/3155) zur
Verbesserung der Hilfen für Behinderte im
Gesundheitswesen.
Grünen-Fachfrau Maria Klein-Schmeink
hielt der Koalition vor, im „Schneckentem-
po“ an Verbesserungen zu arbeiten und die
Nöte der Behinderten völlig zu verkennen.
Nach Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention im Mai 2008 gebe es
noch immer eine teilweise eklatante Unter-
versorgung der 17 Millionen Menschen in
Deutschland mit körperlichen oder geisti-
gen Beeinträchtigungen oder chronischen
Erkrankungen. Die Überwindung der Bar-
rieren sei oft unmöglich. Zudem mangele
es an Fachpersonal, das über kommunika-
tive Kompetenzen im Umgang mit Hör-
oder Sehgeschädigten verfüge. Auch fehl-
ten barrierefreie Informationen über Ge-
sundheitsleistungen. Klein-Schmeink regte
ein eigenes Versorgungsstärkungsgesetz für
die Belange der Behinderten an. Auch Bir-

git Wöllert (Linke) monierte, trotz des Na-
tionalen Aktionsplans zur Umsetzung der
UN-Konvention gehe es zu langsam voran.
Sie schlug vor, extra Vergütungen einzufüh-
ren für die Behandlung Behinderter, um et-
wa für Ärzte einen Anreiz zu schaffen, sich
dem vermehrten Aufwand zu stellen. Tino
Sorge (CDU) wies das zurück und forderte,
„auf die freie Entscheidung“ der Ärzte zu
vertrauen. Die wüssten ja, dass es ein Wett-
bewerbsvorteil sei, Praxen barrierefrei zu
gestalten. Sorge hielt der Opposition vor,
das Erreichte kleinzureden und verwies auf
Verbesserungen in der Pflege und im ge-
planten Versorgungsstärkungsgesetz.
Helga Kühn-Mengel (SPD) räumte ein,
dass die Teilhabe Behinderter bisweilen
noch „an den fünf Stufen vor dem Aufzug
zur Arztpraxis“ ende, ebenso an ungeeigne-
ten Untersuchungsgeräten oder fehlendem
Wissen über spezifische Krankheitsbilder.
Als Beispiel führte sie die zahnärztliche
und gynäkologische Versorgung Behinder-
ter an. So gebe es in Deutschland fünf Pra-
xen, die mit ihrer Spezialisierung in der La-
ge seien, den Kinderwunsch von Frauen
mit Behinderung aufzugreifen. Auch bei
psychischen Erkrankungen gebe es Hand-
lungsbedarf. Der Grünen-Antrag wurde zur
weiteren Beratung an die Fachausschüsse
überwiesen. Claus Peter Kosfeld T

Gerechtigkeit für Polen
GHETTORENTEN Kreis der Empfänger wird erweitert

Der Kreis der Menschen, die eine Rente
nach dem sogenannten Ghettorentenge-
setz erhalten können, soll erweitert wer-
den. Das sieht ein Gesetzentwurf
(18/3787) der Bundesregierung vor, der
am vergangenen Donnerstag vom Bundes-
tag einstimmig verabschiedet wurde.
Konkret geht es dabei um ehemalige Ghet-
tobeschäftigte, die ihren Wohnsitz in Polen
haben. Diese sind bisher aufgrund eines
rentenrechtlichen Abkommens zwischen
der Bundesrepublik und der Volksrepublik
Polen von 1975 von Zahlungen nach dem
Gesetz zur Zahlbarmachung von Renten
aus einem Ghetto (ZRBG) ausgeschlossen.
Hintergrund dafür ist eine Regelung des
Abkommens, wonach der „Wohnsitzstaat“
auch für jene Zeiten eine Rente zu zahlen
hat, die im anderen Staat zurückgelegt
wurden. Für in Polen lebende ehemalige
Ghettobeschäftigte darf daher bisher keine
Rente aufgrund solcher Zeiten gezahlt wer-

den, da Zeiten der Beschäftigung in einem
Ghetto im Sinne des ZRBG als in Deutsch-
land zurückgelegte Zeiten gelten. Im De-
zember schlossen Deutschland und Polen
deshalb ein Abkommen, das Rentenzah-
lungen auch für in Polen lebende ehemali-
ge Ghettobeschäftigte ermöglicht.

Erfinderische Beamte Die Vorsitzende
des Ausschusses für Arbeit und Soziales,
Kerstin Griese (SPD), betonte, der Entwurf
sei „ein längst überfälliger Schritt“der An-
erkennung erlittenen Unrechts. „Von Wie-
dergutmachung mag ich bei diesem Thema
gar nicht reden“, sagte Griese.
Azize Tank (Die Linke) mahnte, sich nicht
auf diesem Erfolg auszuruhen. Noch seien
nicht alle Ungerechtigkeiten beseitigt. Zu
viele ehemalige Ghettobeschäftigte welt-
weit hätten noch immer keine Rentenzah-
lungen erhalten, weil die deutsche Büro-
kratie dies systematisch verhindere, sagte
die Linken-Abgeordnete.
Peter Weiß (CDU) dankte den „erfinderi-
schen und klugen Beamten“ im Arbeitsmi-
nisterium, eine Lösung gefunden zu ha-
ben, die vorher überhaupt nicht diskutiert
worden sei, nämlich allein für die Frage
des Zugangs zur Ghettorente ein eigenes
Sozialversicherungsabkommen zu schlie-
ßen. „Die Umsetzung des ZRBG ist ein we-
sentlicher Schritt in Richtung Aufarbeitung
der nationalsozialistischen Verbrechen“,
stellte Weiß klar.
Volker Beck (Bündnis 90/Die Grünen) be-
tonte, man bringe mit dem Gesetz endlich
zu Ende, was 2002 mit dem ZRBG begon-
nen wurde. Zwar sei es bitter, dass es
13 Jahre gedauert habe, „aber wir hoffen,
dass wir noch viele von denen erreichen,
die nach unserem Willen einen Anspruch
auf eine Rente für ihre Zwangsarbeit im
Ghetto haben“, bekräftigte er. che TDer Zugang zum Ghetto von Lodz 1941
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Vom Meldeverfahren zur »Pille danach«
SOZIALGESETZBÜCHER Bundestag beschließt umfangreiches »Omnibusgesetz«

Gabriele Hiller-Ohm fing euphorisch an
zu rechnen: 400 Millionen Meldevorgänge
würden jährlich zwischen Arbeitgebern,
Arbeitnehmern, Bürgern, den Kranken-,
Unfall-, oder Rentenkassen hin- und herge-
schickt. „Stellen Sie sich mal vor, jede die-
ser Meldungen würde auch nur ein einzi-
ges DIN-A-4-Blatt umfassen. Es würde eine
Papierschlange von 120.000 Kilometern
entstehen, die man dreimal um die Erde
wickeln könnte.“ Ein Zustand, der nicht
nur aus Sicht der Sozialdemokratin untrag-
bar ist. Deshalb hat die Bundesregierung
einen Gesetzentwurf (18/3699) vorgelegt,
um die Meldeverfahren in der sozialen Si-
cherung zu vereinfachen und zu reduzie-
ren. Dadurch sollen gerade kleinere Fir-
men von Bürokratie entlastet werden. Am
vergangenen Donnerstag stimmte der Bun-
destag diesem Entwurf in geänderter Fas-
sung (18/4114) mit breiter Mehrheit zu.
Lediglich Die Linke enthielt sich.

Dickes Bündel Dass es ein „besonderes
Gesetz“ geworden ist, wie Hiller-Ohm be-
tonte, liegt aber nicht nur daran, dass der
Nachweis von Löhnen für die Unfallversi-
cherung künftig per Mausklick erfolgen
soll oder Kleinunternehmer künftig nur
noch einmal wöchentlich statt wie bisher
täglich einen Datenabgleich mit den Sozi-
alversicherungen durchführen müssen. An
den Gesetzentwurf wurden im Laufe der
Beratungen noch so viele andere Änderun-
gen in verschiedenen Sozialgesetzbüchern
„drangehängt“, dass es schließlich zu ei-
nem sogenannten Omnibusgesetz mutiert
ist. So wird unter anderem die „Assistierte
Ausbildung“ eingeführt, eine bereits zum
Ausbildungsjahr 2015/2016 startende be-
gleitende Förderung von sozial benachtei-
ligten und lernbeeinträchtigten Jugendli-
chen, die schlechte Chancen auf einen er-

folgreichen Berufsabschluss haben. Außer-
dem führt das Gesetz zu Verbesserungen
bei der Unfallversicherung, zum Beispiel
für die Ebola-Helfer, und zu einer verbes-
serten rentenrechtlichen Absicherung von
Entwicklungshelfern. Waisen, die in einer
Ausbildung sind, wird die Waisenrente
künftig nicht mehr gekürzt, auch wenn ihr
Einkommen oberhalb von 500 Euro liegt.
Für junge Frauen unter 20 Jahren bleibt die
„Pille danach“ kostenfrei, wenn sie von ei-
nem Arzt verschrieben worden ist. Generell
sind aber beide in Deutschland erhältli-
chen Notfallkontrazeptiva („ellaOne“ und
„PiDaNa“) künftig nicht mehr rezept-
pflichtig. Selbstzahler können sich diese al-
so jederzeit in der Apotheke besorgen. Da-
mit setzt die Bundesregierung einen Be-
schluss der EU-Kommission vom Januar
dieses Jahres um. Die Bundesregierung be-
steht jedoch auf einem Werbeverbot für

diese Medikamente. Dazu sagte Gabriele
Schmidt (CDU) in der Debatte: „Wir wol-
len der Gefahr einer unsachgemäßen
Selbstmedikation entgegenwirken. Die Pil-
le danach ist eine Notfallverhütung und
soll es auch bleiben.“

Tropfen auf den heißen Stein Matthias
Birkwald (Die Linke) freute sich zwar über
das Ende eines „zehnjährigen Eiertanzes“
bei der „Pille danach“. Weniger Freude lös-
te bei ihm aber die „Assistierte Ausbil-
dung“ aus, denn die Ausrichtung des Pro-
gramms auf nur 10.000 Jugendliche ent-
spreche nicht dem tatsächlichen Bedarf.
Kritisch äußerte es sich auch über die ge-
plante Förderung von Langzeitarbeitslosen
durch das Programm „Soziale Teilhabe“. Es
könne nicht sein, dass Menschen, die darü-
ber einen Job erhalten, dort keinen An-
spruch auf Arbeitslosengeld I erwerben
dürfen, empörte sich Birkwald.
Brigitte Pothmer (Bündnis 90/Die Grünen)
führte als Gegenargument gar die 1,5 Mil-
lionen jungen Menschen unter 35 Jahren
ohne berufsqualifizierenden Abschluss an,
um die „Assistierte Ausbildung“ als Trop-
fen auf den heißen Stein zu bezeichnen.
Sie kritisierte außerdem die Beschränkung
des Programms auf die duale Berufsausbil-
dung, weil dadurch ein Drittel aller Ju-
gendlichen in einer voll schulischen Aus-
bildung außen vor bliebe.
CDU-Frau Schmidt lobte das Programm
dagegen als „wichtigen Baustein“ neben
anderen ausbildungsbegleitenden Hilfen.
Die Erweiterung der Zielgruppe auf Ju-
gendliche in schwierigen Lebenslagen sei
sehr sinnvoll. Es gehe aber auch um Unter-
stützung der Arbeitgeber, dadurch verbes-
serten sich die Erfolgschancen für beide
Seiten. „Die Betriebe sind wichtig für den
Erfolg“, betonte sie. Claudia Heine T

Die „Pille danach“ bleibt kostenfrei für
unter 20-Jährige
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Soldaten gesucht: Seit Aussetzung der Wehrpflicht steht die Bundeswehr im direkten Konkurrenzkampf mit zivilen Arbeitgebern um qualifizierten Nachwuchs. © picture-alliance/dpa

Aktion Schöner kämpfen
VERTEIDIGUNG Bundestag verabschiedet Attraktivitätsgesetz für die Truppe. Mehr Zuspruch erhofft

F
ür die rund 182.000 Soldaten
und Soldatinnen der Bundes-
wehr gilt zukünftig eine wö-
chentliche Regelarbeitszeit von
41 Stunden – zumindest im
Regelbetrieb. Ausnahmen sol-

len nur zur Aufrechterhaltung des Dienst-
betriebes und der Einsatzbereitschaft der
Streitkräfte möglich sein, beispielsweise in
Auslandseinsätzen oder auf Schiffen der
Marine. Dies sieht das von Verteidigungs-
ministerin Ursula von der Leyen (CDU)
vorgelegte Bundeswehr-Attraktivitätssteige-
rungsgesetz (18/3697) vor, das der Bundes-
tag vergangene Woche verabschiedete. Für
das Gesetz, das der Verteidigungsausschuss
noch einmal geändert hatte (18/4119),
stimmten die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD. Die Linksfraktion
stimmte dagegen, die Fraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen enthielt sich.
Der verteidigungspolitische Sprecher der
Unionsfraktion, Henning Otte (CDU),
lobte das Gesetzespaket als einen „riesigen
Sprung“. Es umfasse 22 Einzelmaßnahmen
in den Bereichen Arbeitsbedingungen, Ver-
gütung und soziale Absicherung, mit de-
nen der Dienst in den Streitkräften attrakti-
ver gestaltet werde. Angesichts der Ausset-
zung der Wehrpflicht, kleinerer Geburten-
jahrgänge und der gestiegenen Herausfor-
derungen und Gefahren in den Auslands-
einsätzen sei die Nachwuchsgewinnung
schwieriger geworden. „Der Beruf des Sol-

daten ist kein Beruf wie jeder andere“, sag-
te Otte. Dem trage Ministerin von der Ley-
en mit ihrer Attraktivitätsoffensive Rech-
nung.

Kritik an Auslandseinsätzen Die Links-
fraktion hingegen lehnte das Gesetz aus
prinzipiellen Gründen ab. Ihre Fraktion
unterstütze zwar arbeitsrechtliche und so-
ziale Verbesserungen für die Soldaten, sag-
te die verteidigungspolitische Sprecherin
Christine Buchholz. Doch
da das Gesetz dazu diene,
die Einsatzbereitschaft der
Bundeswehr für Auslands-
einsätze zu erhalten, werde
es von ihrer Fraktion abge-
lehnt. „Wir wollen nicht,
dass junge Männer und
Frauen für eine Armee im
Einsatz rekrutiert werden“,
sagte Buchholz.
Der SPD-Verteidigungsex-
perte Fritz Felgentreu kriti-
sierte die Argumentation
der Linksfraktion scharf
und sprach von einem reinen Lippenbe-
kenntnis zur Landesverteidigung: „Wer kei-
ne attraktive Bundeswehr will, der will gar
keine Bundeswehr.“ Der Linksfraktion gehe
es letztlich darum, „das Land ohne eine
Bundeswehr bündnisunfähig und wehrlos
zu machen“, sagte er. Felgentreu räumte
zugleich ein, dass trotz der Nachbesserun-

gen des Gesetzentwurfes durch den Vertei-
digungsausschuss einige Forderungen der
Soldaten noch nicht umgesetzt werden
konnten. So sei die im Koalitionsvertrag
zwischen Union und SPD beschlossene
Wahlfreiheit zwischen Umzugskostenver-
gütung und Trennungsgeld für Soldaten,
die an einen anderen Dienstort versetzt
werden, im Gesetz nicht berücksichtigt
worden. Dies hatten auch der Wehrbeauf-
tragte Hellmut Königshaus (FDP) und der

Deutsche Bundeswehrver-
band moniert. „Die SPD
wird ihr Augenmerk darauf
richten, dass wir hier in den
nächsten Monaten zu Er-
gebnissen kommen“, ver-
sprach Felgentreu.
Diese fehlende Wahlmög-
lichkeit bemängelten auch
die Grünen. Sie monierten
zudem, dass das Gesetz zur
besseren Vereinbarkeit von
Familie, Pflege und Beruf
nicht auf Soldaten aus-
dehnt werde. Ebenso fehle

es an Initiativen zur beruflichen Qualifizie-
rung von Soldaten. Ein entsprechender
Entschließungsantrag der Grünen-Fraktion
(18/4121) wurde jedoch abgelehnt. Man
müsse das Attraktivitätsgesetz zwar nicht
„in Bausch und Bogen verdammen“, aber
auch „nicht in den Himmel loben“, be-
gründete der Grünen-Verteidigungspoliti-

ker Tobias Lindner die Stimmenthaltung
seiner Fraktion.
Neben der Einführung der 41-Stunden-Wo-
che sieht das Attraktivitätsgesetz den Aus-
bau von Teilzeitarbeitsmöglichkeiten vor.
Mit diesen Regelungen soll vor allem die
Vereinbarkeit von Dienst, Familienleben
und Freizeit erleichtert werden. Um vor al-
lem dringend benötigtes, hochqualifizier-
tes Personal für die Streitkräfte zu gewin-
nen, wird ein Personalbindungszuschlag
für Zeit- und Berufssoldaten eingeführt.
Dieser Zuschlag soll bis zu vier Jahre lang
in Höhe von 20 Prozent des ersten Grund-
gehaltes gezahlt werden – entweder in
Form eines monatlichen Zuschlags oder als
Einmalzahlung. Damit sollen Personaleng-
pässe in Verwendungsbereichen der Trup-
pe, die über sechs Monate lang ihre Soll-
stärke nur zu 90 Prozent erreichen, schnel-
ler beseitigt werden.

Wehrsold und Zulagen Erhöht werden ne-
ben dem Wehrsoldtagessatz um zwei Euro
zudem die Erschwernis- und Stellenzula-
gen zum Beispiel für Mienentaucher, An-
gehörige des Kommandos Spezialkräfte
und Soldaten, die ihren Dienst in Bunker-
anlagen leisten. Zudem werden die Beför-
derungsmöglichkeiten von Mannschafts-
dienstgraden durch eine Streichung der
Planstellenobergrenzen verbessert.
Verbesserungen sieht das Gesetz auch bei
der sozialen Absicherung vor. So erhalten

Zeitsoldaten zukünftig eine erhöhte
Nachversicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung. Der Verteidigungs-
ausschuss hatte die ursprünglich geplante
Anhebung der Beitragsbemessungsgrund-
lage um 15 Prozentpunkte noch einmal
auf 20 Prozentpunkte erhöht. Dies war
unter anderem vom Deutschen Bundes-
wehrverband gefordert worden. Gleich-
zeitig wird bei Zeitsoldaten, die aus dem
Dienst ausscheiden, der Hinzuverdienst
aus einer privatwirtschaftlichen Tätigkeit
bis zum Erreichen der für den Polizeivoll-
zugsdienst geltenden Altersgrenze nicht
mehr auf die Dienstzeitversorgung ange-
rechnet.
Zudem wird durch das Gesetz der Stich-
tag für Entschädigungszahlungen nach
dem Einsatzversorgungsgesetz für Solda-
ten, die in Auslandseinsätzen verletzt
wurden, vom 1. Dezember 2002 auf den
1. Juli 1991 vorverlegt. Der Regierungs-
entwurf hatte eine Verlegung des Stichtags
auf den 1. Juli 1992 vorgesehen, doch
auch hier hatte der Verteidigungsaus-
schuss nachgebessert. Somit sind auch
Schädigungsfälle während Bundeswehr-
einsätzen im Rahmen der UN-Missionen
UNAMIC und UNTAC in Kambodscha
durch das Gesetz erfasst. Die Kosten für
das Attraktivitätsprogramm beziffert das
Verteidigungsministerium auf eine rund
Milliarde Euro für die Jahre 2015 bis
2018. Alexander Weinlein T

Vorstoß gegen
die Bürokratie
RECHT Die Bürokratie verringern und Kor-
ruption eindämmen – das sind die Ziele
einer EU-Richtlinie, zu deren Umsetzung
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf
(18/4050) vorgelegt hat, über den der Bun-
destag vergangene Woche in erster Lesung
beriet.
So sollen die bisher separaten Regelungen
für die Rechnungslegung einzelner Unter-
nehmen einerseits und im Konzern ande-
rerseits harmonisiert werden. Ferner soll
der Schwellenwert für die Einstufung als
mittelgroßes Unternehmen um etwa 20
Prozent angehoben werden. Kleinstgenos-
senschaften sollen ebenfalls mit erleichter-
ten Vorgaben arbeiten können. Bisher hät-
ten sie grundsätzlich die gleichen Vorgaben
wie Kapitalgesellschaften erfüllen müssen,
schreibt die Bundesregierung.
Nun sollen konkret durch Änderungen des
Handelsgesetzbuchs (HGB), des Publizi-
tätsgesetzes (PublG), des Aktiengesetzes
(AktG) und des Gesetzes betreffend die Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung
(GmbHG) insbesondere für kleine und
mittelgroße Unternehmen die „bürokrati-
schen Belastungen“ spürbar reduziert wer-
den.
Als Beitrag zur Eindämmung der Korrupti-
on sollen zudem europäische Unterneh-
men des Rohstoffsektors, beispielsweise
Ölkonzerne, künftig zur „Stärkung der
Transparenz“ gesondert Bericht über Zah-
lungen an staatliche Stellen weltweit erstat-
ten. Als Grenzwert seien in der Richtlinie
Zahlungen ab 100.000 Euro aufgeführt,
heißt es im Regierungsentwurf, der nun-
mehr zunächst im Rechtsauschuss weiter
beraten wird. Götz Hausding T

»Wer keine
attraktive

Bundeswehr
will, der will

gar keine
Bundeswehr.«

Fritz Felgentreu (SPD)

Anzeige

Neue Regeln
für Wachleute
GEWERBERECHT Private Sicherheitsfirmen
müssen sich auf höhere Anforderungen bei
ihrer Zulassung einstellen. Dies zeigte sich
vergangene Woche in der ersten Bundes-
tagsdebatte über einen Antrag der Grünen-
Fraktion (18/3555), solche Firmen „um-
fassend (zu) regulieren und zertifizieren“.
Danach soll die Bundesregierung einen ge-
setzlichen Rahmen für die Tätigkeit priva-
ter Sicherheitsfirmen schaffen und dabei
ein Zulassungsverfahren entwickeln, „das
die Aufnahme von unternehmerischer Tä-
tigkeit im Sicherheitsbereich an klare Vo-
raussetzungen bindet“.
In der Debatte kritisierte Katja Keul (Grü-
ne), Deutschland gehöre „zu den Schluss-
lichtern in Europa, was die Zugangsvoraus-
setzungen von privaten Sicherheitsfirmen
angeht“. Es sei hierzulande „leichter, ein Si-
cherheitsgewerbe anzumelden, als eine
Pommesbude zu eröffnen“. Thomas Lutze
(Linke) unterstützte die Forderung, dass es
für private Sicherheitsunternehmen eine
„einheitliche und transparente Zertifizie-
rung“ geben müsse. Dieser Markt müsse
stärker reguliert werden.
Kristina Schröder (CDU) plädierte für eine
„Neuregelung mit Augenmaß“. Bis zum
Jahresende werde eine Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe ein Eckpunktepapier mit Vor-
schlägen zur Novellierung des Gewerbe-
rechts erarbeiten. Marcus Held (SPD) sag-
te, man wolle durch Änderungen im Ge-
werberecht „die Anforderungen an Seriosi-
tät und Zuverlässigkeit privater Sicherheits-
firmen erhöhen“. Auch er verwies auf „eine
Arbeitsgruppe zur Überprüfung und Über-
arbeitung des Bewachungsrechts“, deren
Ergebnisse abgewartet werden sollten. sto T

»Keine dritte staatliche Ebene«
KOMMUNEN Koalition erteilt Vorstoß der Linksfraktion für stärkeres Mitwirkungsrecht eine Absage

Die Fraktion Die Linke stößt mit ihrer For-
derung nach einem „verbindlichen Mitwir-
kungsrecht für Kommunen bei der Erarbei-
tung von Gesetzentwürfen und Verordnun-
gen sowie im Gesetzgebungsverfahren“ bei
der Großen Koalition auf klare Ablehnung.
Bei der ersten Beratung eines entsprechen-
den Antrags der Linksfraktion (18/3413)
erteilten vergangene Woche im Bundestag
sowohl Vertreter der Union als auch der
Sozialdemokraten der Vorlage eine Absage.
Die „Wiederauflage“ dieses Antrags aus der
vorangegangenen Wahlperiode mache
„schlichtweg keinen Sinn“, sagte der SPD-
Abgeordnete Mahmut Özdemir. Der CDU-
Parlamentarier Tim Ostermann kritisierte,
der Antrag werde in jeder Wahlperiode
„aufs Neue ausgemottet und auf die Tages-
ordnung gesetzt“.
In der Vorlage fordert Die Linke von der
Bundesregierung einen Gesetzentwurf, der
„den kommunalen Spitzenverbänden bei
der Erarbeitung von Gesetzentwürfen und
Verordnungen ein verbindliches Mitwir-
kungsrecht einräumt, wenn Regelungen ge-
troffen werden, die die Kommunen unmit-
telbar berühren“. Zugleich bemängelt die
Linksfraktion in dem Antrag, der in der
laufenden Wahlperiode erneut eingerichte-
te Unterausschuss Kommunales des Bun-
destages stelle „mangels eines eigenen

Selbstbefassungsrechts und wegen der Ab-
hängigkeit vom Innenausschuss“ kein ge-
eignetes Instrument dar, „den kommuna-
len Belangen im Gesetzgebungsverfahren
ausreichend Geltung zu verschaffen“. Not-
wendig wäre ein ordentlicher Ausschuss für
Kommunalpolitik, wie er von der ersten
bis fünften Wahlperiode des Bundestages
existiert habe. „Das wäre mein allerwich-

tigster Wunsch für dieses Hohe Haus“, sag-
te für die Linksfraktion die Abgeordnete
Kerstin Kassner in der Debatte. Sie rief die
Parlamentarier dazu auf, „die Kommunen
richtig mitreden“ zu lassen. Das würde „an
vielen Stellen eine wirkliche Hilfe bedeu-
ten“.
Die Grünen-Abgeordnete Katja Keul be-
scheinigte dem Antrag, erneut ein „zentra-

les Problem“ aufzugreifen, das bis heute
nicht befriedigend gelöst sei. Bund und
Länder könnten Steuer- oder Sozialrechts-
änderungen beschließen, ohne dass hinrei-
chende Informationen über die finanziel-
len Auswirkungen auf die Kommunen vor-
lägen. Es sei „wichtig und richtig, sich da-
für einzusetzen, dass die Kommunen stär-
ker in die Gesetzgebung von Bund und
Ländern einbezogen werden“.
Ostermann verwies darauf, dass die Kom-
munen „keine dritte staatliche Ebene dar-
stellen“, sondern „verfassungsrechtlich Teil
der Länder sind“. Daraus folge, dass die
kommunale Ebene „nicht mitentscheidend
in das Gesetzgebungsverfahren des Bundes
einbezogen werden kann“, sagte er.
Auch Özdemir argumentierte, die Kommu-
nen besäßen „aufgrund des zweigliedrigen
Bundesstaatssystems zwar verfassungsrecht-
lich garantierte Hoheiten“, „aber eben kei-
ne Gesetzgebungshoheit“. Die Kommunen
seien Gliederungen der Länder, das wolle
man beibehalten. Helmut Stoltenberg T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperDas Alte Rathaus in Kiel. Die Linke will mehr Rechte für Kommunen. © picture alliance/zb
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»Beamter X« statt Edathy
AFFÄRE Justiz soll widersprüchliche Aussagen überprüfen

Nicht in Berlin, sondern im Städtchen Ver-
den nahe Bremen ging es vergangene Wo-
che um Sebastian Edathy. Im dortigen
Landgericht begann am Montag der Straf-
prozess gegen den früheren SPD-Abgeord-
neten. Normalerweise werden solch kleine-
re Delikte, wie sie Edathy zur Last gelegt
werden, vor dem Amtsgericht verhandelt,
aber wegen der öffentlichen Dimension des
Falls hatte das Landgericht das Verfahren an
sich gezogen. Richter Jürgen Seiffert stellte
klar, dass Edathy, auch wenn sich die An-
klage bestätigen sollte, nur ein niedriges
Strafmaß zu erwarten habe. Und er zeigte
sich offen für einen Deal, also eine Einstel-
lung des Verfahrens gegen eine Geldaufla-
ge. Oberstaatsanwalt Thomas Klinge mach-
te das aber von einer „geständigen Einlas-
sung“ des Angeklagten abhängig. Das Ge-
richt gab den Beteiligten bis zum nächsten
Verhandlungstag an diesem Montag Zeit,
über einen solchen Deal nachzudenken.

Ungeklärte Fragen Lange vor Edathy war
im gleichen Kinderporno-Großverfahren
„Selm“ des Bundeskriminalamts (BKA) ein
leitender Beamter des BKA unter Kinder-
porno-Verdacht geraten. Mit seinem Fall
befasste sich vergangenen Mittwoch der
2. Untersuchungsausschuss des Bundestags.
Dieser ist zwar als „Edathy-Ausschuss“ be-
kannt, doch ihm geht es nicht um Schuld
oder Unschuld des Ex-Kollegen, sondern da-
rum, ob im Gesamtverfahren etwas schiefge-
laufen ist und darüberhinaus, ob der Staat
im Kampf gegen Kinderpornografie gut auf-
gestellt ist. Also klassisch um parlamentari-
sche Kontrolle staatlicher Institutionen. Be-
sonderes Augenmerk richtet der Ausschuss
dabei neben dem Fall Edathy eben auch auf
den juristisch längst abgeschlossenen Fall je-
nes „Beamten X“ des BKA.

Drei Mitarbeiter aus der Leitung des BKA
saßen im Zeugenstand, doch sie konnten
längst nicht alle Fragen beantworten. So
konnte der Leiter des Rechtsreferats, Matthi-
as Meyer, nicht erklären, warum dem Beam-
ten X erst elf Tage nach der Durchsuchung
seiner Privatwohnung durch die Staatsan-
waltschaft die Ausübung der Dienstgeschäf-
te untersagt und der Dienstausweis entzo-
gen wurde. Ob er in der Zwischenzeit an
seinem Schreibtisch war, konnte kein Zeuge
sagen. Unmut bei vielen Ausschussmitglie-
dern erregte auch, dass der damalige BKA-
Präsident Jörg Ziercke gegen den Rat seines
Fachreferats nach Abschluss des gerichtli-
chen Verfahrens gegen den Beamten X keine
Disziplinarklage eingereicht, sondern eine
relativ milde Disziplinarmaßnahme ver-
hängt hatte.

Zeuge Ziercke Die Untersuchung des Falls
Beamter X geht den März hindurch weiter.
Auch Ziercke muss dann als Zeuge noch
einmal ran. Danach rückt der Fall Edathy
wieder in den Vordergrund, mit Zeugen aus
dessen niedersächsischem Heimatland. Ei-
ner wird wohl der Celler Generalstaatsan-
walt Frank Lüttig sein, gegen den inzwi-
schen ermittelt wird, weil er Dienstgeheim-
nisse in den Fällen Christian Wulff und
Edathy an Medien gegeben haben soll.
Die widersprüchlichen Aussagen Edathys
und seines Ex-Kollegen Michael Hartmann
(SPD) sind unterdessen ebenfalls ein Fall
für den Staatsanwalt. Nachdem Hartmann
am 5. Februar vor dem Untersuchungsaus-
schuss die Aussage verweigert hatte, be-
schloss der Ausschuss jetzt, die früheren
Aussagen der beiden, zusammen mit weite-
ren Zeugenaussagen, zur Überprüfung auf
mögliche uneidliche Falschaussagen der
Justiz zu übergeben. Peter Stützle T

Eine junge Islamistin bei einem Prozess vergangene Woche in München: Nach Plänen der Regierungskoalition soll künftig schon die Reise ins Ausland aus terroristischer Absicht
unter Strafe stehen. © picture-alliance/dpa

Wenn
Reisen tötet
TERRORISMUS Die Koalition will
das Strafrecht verschärfen

D
ie Regierungskoaliti-
on von Union und
SPD will das Terror-
Strafrecht weiter ver-
schärfen. Bei der ers-
ten Lesung eines

entsprechenden Gesetzentwurfes (18/
4087) betonten die Redner der Koaliti-
on vergangenen Freitag die Notwen-
digkeit der geplanten Neuregelung in
Hinblick auf Terror-Reisen und -Finan-
zierung. Oppositionsvertreter zweifel-
ten hingegen an deren Sinn.

Strafrechtverschärfung Der einge-
brachte Entwurf gehört zu einem grö-
ßeren Antiterror-Paket. Bereits Ende Ja-
nuar hatte der Bundestag in erster Le-
sung über ein Gesetzentwurf der Regie-
rungskoalition (18/3831) beraten. Die-
ser sieht vor, ausreisewilligen Islamis-
ten den Personalausweis zu entziehen.
Der aktuelle Gesetzentwurf hat eine
Änderung des Strafgesetzbuches zum
Ziel: Zum einen soll der „Terror-Touris-
mus“ unter Strafe gestellt werden, zum
anderen die Finanzierung. Die Koaliti-
on will die Reise ins Ausland etwa für
den Besuch eines Terrorausbildungsla-
gers beziehungsweise den Versuch ei-
ner solchen Reise unter Strafe stellen.
Auch Personen, die sich einer ausländi-
schen Terrorgruppe anschließen wol-
len, sollen davon erfasst werden.
Zweiter Schwerpunkt des geplanten
Gesetzes ist die Terrorfinanzierung. Da-
zu will die Koalition im Strafgesetz-
buch einen eigenen Straftatbestand
schaffen. Die in der bisherigen Rege-
lung vorgesehene Erheblichkeits-
schwelle soll künftig entfallen. Der An-

wendungsbereich soll im Vergleich zur
Altregelung erweitert werden.
Bundesjustizminister Heiko Maas
(SPD) begründete den Gesetzentwurf
mit der Gefährdung durch meist junge
Männer, die sich islamistischen Terror-
gruppen im Ausland anschließen oder
ein Terrorcamp absolvieren. „Europa
darf nicht zum Exporteur junger Terro-
risten werden“, sagte Maas. Die Gefahr
bestehe nicht nur für die Zielländer,
sondern auch für Deutschland, wenn
die dann weiter „verrohten“ und „er-
fahreneren Gewalttäter“ zurückkehr-
ten, betonte der Justizminister. Der
Staat sehe sich auch von „verzweifelten
Familien, die ihre Söhne nicht an den
Terror verlieren wollen“, und muslimi-
schen Gemeinden aufgefordert, zu
handeln. Zudem setze der Gesetzent-
wurf Vorgaben einer Resolution des
UN-Sicherheitsrates um. Dort sei eine
Strafbarkeit solcher Reisen gefordert. In
Bezug auf die Terrorfinanzierung wer-
de mit dem Gesetzentwurf eine Emp-
fehlung der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) umgesetzt.

Beweisschwierigkeiten Die Opposition
stellte den Sinn des Gesetzentwurfs da-
gegen in Frage. Halina Wawzyniak
(Die Linke) bescheinigte der Koalition,
im Bereich der Rechtsdogmatik, dem
„Sinn und Zweck“ des Strafgesetzbu-
ches und dem Unterschied zwischen
Straf- und Gefahrenabwehrrecht
„Nachholbedarf“ zu haben. Es sei zu-
dem fragwürdig, wie überhaupt die ter-
roristische Absicht einer Reise nachge-
wiesen werden soll. Die rechtspoliti-

sche Sprecherin der Linksfraktion argu-
mentierte zudem, dass gar keine Straf-
barkeitslücke bestehe. Das Strafgesetz-
buch enthalte schon entsprechend an-
wendbare Regelungen. Ähnlich argu-
mentierte auch Hans-Christian Ströbe-
le (Bündnis 90/Die Grünen). Er sah es
ebenfalls als nicht erwiesen an, dass ei-
ne Strafbarkeitslücke bestehe. Hinzu
kämen Beweisschwierigkeiten und eine
unklare Formulierung der Tatbestände
sowohl in der Reiseregelung als auch
bei der Finanzierung. „Das ist mit dem
Grundgesetz und der Rechts- und Straf-
rechtsdogmatik nicht in Einklang zu
bringen“, urteilte Ströbele.
Die Beweisschwierigkeiten sahen Ver-
treter der Regierungskoalition nicht.
Johannes Fechner (SPD) verwies da-

rauf, dass es sich bei ausreisewilligen
Islamisten in der Regel um sehr „mit-
teilungsbedürftige“ Personen handle,
die ihr Umfeld über ihre Absichten in-
formierten. Ansgar Heveling (CDU)
betonte, dass es an den Strafverfol-
gungsbehörden liege, entsprechende
Indizien, die auf eine terroristische Ab-
sicht hindeuten, vorzulegen. Dies sei
nicht ungewöhnlich im Strafrecht. Ale-
xander Hoffmann (CSU) widersprach
der Opposition in Hinblick auf die
Strafbarkeitslücke. So könne die reine
Reise zum Beispiel aktuell nicht als
Unterstützung einer terroristischen Ver-
einigung belangt werden.
Heveling und Hoffmann machten zu-
dem deutlich, dass für die Unionsfrak-
tion die bisher eingebrachten Maßnah-
men nur ein erster Schritt seien. Insbe-
sondere die sogenannte Sympathiewer-
bung für Terrorgruppen sollte nach An-
sicht der beiden Unionsabgeordneten
unter Strafe gestellt werden. Dies sei in
Anbetracht der Bedeutung, die zum
Beispiel Aktivitäten in Sozialen Netz-
werken bei der Rekrutierung von
Dschihadisten spielten, angezeigt. Der
Straftatbestand der Sympathiewerbung
war 2002 von Rot-Grün abgeschafft
worden. Nach Ansicht von SPD-Mann
Fechner soll es dabei auch bleiben. Die
alte Vorschrift sei nicht effektiv gewe-
sen und habe kaum zu Verurteilungen
geführt, argumentierte er.
Hoffmann brachte zudem zum Ende
der Debatte die Speicherung von Ver-
bindungsdaten ins Spiel. Auch dieses
Thema wird noch weiter für Diskussio-
nen in der Koalition und im Bundestag
sorgen. Sören Christian Reimer T

> STICHWORT
Verschärfung des Terror-Strafrechts

> Reisen Nach dem Willen der Koalition
soll künftig schon die Reise in ein Terror-
ausbildungscamp im Ausland als terroris-
tische Vorbereitungshandlung strafbar
sein. Auch sollen sich Personen, die sich
im Ausland einer Terrorgruppe anschlie-
ßen wollen, damit strafbar machen.

> Finanzierung Terrorismusfinanzierung
soll als eigener Straftatbestand im Straf-
gesetzbuch aufgenommen werden. Wer
finanziell Terroristen unterstützt, soll
künftig mit einer Freiheitsstrafe zwischen
sechs Monaten und zehn Jahren bestraft
werden können.

Diskretion in der Blackbox
NSA Informationspolitik der Regierung stößt auf Kritik

Auch der Unmut der Abgeordneten brach-
te den Zeugen R. S. nicht aus der Ruhe:
„Nur nichtöffentlich“ – kühl ließ der Tech-
niker von der Außenstelle des Bundesnach-
richtendiensts (BND) im badischen Rhein-
hausen vergangene Woche vor dem zur
Aufklärung des NSA-Spähskandals einge-
setzten Untersuchungsausschuss viele Fra-
gen zu „Glotaic“ ins Leere laufen. Bei die-
sem Projekt schöpfte der BND in Koopera-
tion mit dem US-Geheimdienst CIA unter
Einschaltung der deutschen Tochter des
US-Providers MCI hierzulande von 2003
bis 2006 Telefon- und Faxdaten ab. „Wir
sind ungehalten“, schimpfte Linken-Ob-
frau Martina Renner: „Warum wird fast
zehn Jahre nach dem Ende dieser Operati-
on öffentlich immer noch gemauert?“ Die
Regierung behindere den Ausschuss aus
Rücksicht auf die „Befindlichkeit eines
Dritten“, nämlich der CIA, mit ihren Be-
schränkungen von Zeugenaussagen.
„Glotaic“ gilt als streng geheim. Zwar wis-
sen Parlamentarier und Medien längst,
dass bei dem Projekt der BND, die CIA
und MCI kooperierten. Doch in Sitzungen
dürfen die Abgeordneten offiziell nicht
von der CIA, sondern nur von einem „Part-
nerdienst in einem ausländischen Staat“
reden. Selbst der Titel „Glotaic“ soll nur
mit „Glo“ umschrieben werden. Konstan-
tin von Notz (Grüne) wurde es indes zu
bunt; bei der Befragung von R. S. sprach er
einmal demonstrativ von „Glotaic“.
Durchleuchten soll der Ausschuss die Aus-
forschung der Telekommunikationsdaten
von Millionen Deutschen vor allem durch
den US-Nachrichtendienst NSA. Dabei
wird auch geprüft, ob der BND das Verbot
beachtet, keine Informationen über Bun-
desbürger ins Ausland zu leiten.

»Unbefriedigend« Offiziell gab es drei
Projekte des BND mit US-Diensten. Über
die Operation „Eikonal“, bei der von 2004
bis 2008 der BND zusammen mit der NSA

in Frankfurt am Main einen Internetkno-
ten angezapft hat, und über die Satelliten-
aufklärung in Bad Aibling, wo der BND in-
ternationale Datenströme ausspähte und
dabei zeitweise mit der NSA kooperierte,
beförderten die Abgeordneten manches
ans Tageslicht. Bei „Glotaic“ hingegen
schließen sich die Türen, wenn es span-
nend wird. Diese Aktion, bei der MCI-Da-
ten aus Nordrhein-Westfalen in Rheinhau-
sen ausgewertet wurden, bleibt geheimnis-
umwittert. Für SPD-Obmann Christian
Flisek ist die Informationspolitik der Regie-
rung „sehr, sehr unbefriedigend“.

Noch viel Arbeit So konnten die Parla-
mentarier öffentlich nicht die BND-These
hinterfragen, wonach bei „Glotaic“ keine
Daten von Deutschen an die CIA übermit-
telt wurden. Eine andere von vielen Fra-
gen: Wurden „Eikonal“, „Glotaic“ und die
Zusammenarbeit mit der NSA in Bad Aib-
ling tatsächlich wegen mangelnden Ertrags
beendet oder aus anderen Gründen?
Von E. B., Chef der BND-Filiale im nieder-
sächsischen Schöningen, erfuhr der Aus-
schuss öffentlich immerhin, dass dort im
Zuge der Satellitenaufklärung täglich eine
Million Metadaten erfasst werden, also Ver-
bindungsdaten etwa bei Telefonaten oder
E-Mails. Ausgewertet werde nur Kommuni-
kation zwischen Ausländern. Der Zeuge
betonte, dass aus Schöningen „zu keinem
Zeitpunkt“ Daten direkt etwa zur NSA flös-
sen. Indes schloss E. B. nicht aus, dass die
BND-Zentrale in Pullach und die Bundes-
wehr, die Informationen erhalten, Erkennt-
nisse weiterleiten. Er wisse nicht, wie das
Schöninger Material anderswo bearbeitet
werde: „Das ist für uns wie eine Blackbox“.
Der Ausschuss nehme seinen Auftrag sehr
ernst, heißt es in einer von Nina Warken
(CDU) zu ihrem Start als neue Unions-Ob-
frau veröffentlichten Erklärung: „Wir ha-
ben noch ein ganzes Stück Arbeit vor uns.“
Wohl wahr. Karl-Otto Sattler T

»Der Feind meines Feindes ist nicht automatisch mein Freund«
KURDEN Die Linke fordert die Aufhebung des PKK-Verbots. Die anderen Fraktion reagieren mit Ablehnung und Skepsis

Der Umgang Deutschlands mit der Arbei-
terpartei Kurdistans (PKK) bleibt im Bun-
destag umstritten. Während Die Linke eine
„Aufhebung des Betätigungsverbots für die
Arbeiterpartei Kurdistans PKK“ und deren
Streichung von der „EU-Terrorliste“ for-
dert, sprachen sich Redner der Koalitions-
fraktionen von CDU/CSU und SPD ver-
gangene Woche im Bundestag entschieden
gegen einen solchen Schritt aus. Skeptisch
äußerte sich auch die Grünen-Abgeordnete
Irene Mihalic in der ersten Debatte über ei-
nen entsprechenden Antrag der Linksfrak-
tion (18/3575). Darin argumentiert Die

Linke, das 1993 vom Bundesinnenministe-
rium verhängte Betätigungsverbot gegen
die PKK sei ein Anachronismus. Die politi-
schen Veränderungen in der Türkei und
der Nahostregion sowie die Entwicklung
der PKK und der ihr nahestehenden Orga-
nisationen in Deutschland erforderten eine
Neubewertung der PKK. „Angesichts lau-
fender Friedensverhandlungen mit dem
türkischen Staat und der herausragenden
Rolle der PKK und ihr nahestehender Mili-
zen bei der Bekämpfung des terroristischen
IS im Irak und Syrien“ sei die Einstufung
der PKK als terroristische Organisation
durch die EU „unzeitgemäß und realpoli-
tisch kontraproduktiv“.
Für Die Linke sagte die Parlamentarierin
Ulla Jelpke, ein Großteil der fast eine Milli-
on Kurden in Deutschland sehe sich infol-
ge des PKK-Verbots „von Grundrechtsein-
schränkungen und Kriminalisierung, von

Diskriminierung, Ausgrenzung und Miss-
trauen betroffen“. Wer die Kurden im Na-
hen Osten als Partner umwerbe, „sollte ih-
nen auch in Deutschland die Hand zum
Dialog reichen“. Deswegen müsse das PKK-
Verbot aufgehoben werden.
Der CDU-Abgeordnete Clemens Binninger
verwies dagegen auf ein Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom Jahr 2012, in dem
festgestellt worden sei, dass sich die PKK
„von ihrer Ideologie und ihrer Agenda her
unverändert gegen den Gedanken der Völ-
kerverständigung richtet“. Deswegen könne
es nicht in Betracht kommen, das Verbot
aufzuheben. Binninger betonte zugleich,
von den rund 800.000 in Deutschland le-
benden Kurden „haben bestimmt 95 Pro-
zent keine Beziehung zur PKK“. Diese Men-
schen seien in ihren Rechten und ihrer
Meinungsfreiheit überhaupt nicht einge-
schränkt.

Der SPD-Abgeordnete Uli Grötsch sagte, es
gehe in der Debatte nicht um die Situation
der mehr als 800.000 Kurden in Deutsch-
land und auch nicht um die Situation der
Kurden in der Türkei, sondern nur um die
Frage, „wie die PKK heute zu Gewalt als
Mittel des politischen Kampfes steht“. Man
könne zum jetzigen Zeitpunkt nicht sagen,
dass sich die Einstellung der PKK zu Ge-
waltanwendung und militantem Verhalten
nachhaltig geändert hat. Mit Blick auf den
Kampf der PKK gegen den IS in Syrien und
im Irak fügte Grötsch hinzu, für ihn sei
„der Feind meines Feindes nicht automa-
tisch mein Freund“.
Mihalic betonte, allein der Kampf der PKK
gegen den „gemeinsamen Feind ,Islami-
scher Staat‘“ reiche für eine Aufhebung des
Verbots nicht aus. Auch für einen Gewalt-
verzicht der PKK gebe es keine überzeugen-
den Anhaltspunkte. Die Bundesregierung

müsse „präzise beantworten“, welche posi-
tiven und negativen Auswirkungen das
PKK-Verbot habe. „Natürlich darf die PKK
von uns Offenheit für Veränderungen er-

warten. Aber ich finde, wir dürfen von der
PKK auch echte Bemühungen und tatsäch-
lichen Gewaltverzicht verlangen“, fügte Mi-
halic hinzu. Helmut Stoltenberg T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Demonstration am vorletzten Samstag in Berlin © picture-alliance/Geisler-Fotopress
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Preise steigen auf breiter Front
WIRTSCHAFT Die Ukraine steht vor einschneidenden Reformen, Energie verteuert sich drastisch

Der Konflikt im Osten hat die wirtschaftliche
und finanzielle Situation der Ukraine ver-
schärft. Eine erfolgreiche Stabilisierung
hängt allerdings nicht nur von einer Befrie-
dung des Konfliktes ab, sondern auch von
Reformen der Regierung in Kiew – das legten
Ricardo Giucci und Robert Kirchner, Leiter
beziehungsweise Mitglied der Deutschen Be-
ratergruppe bei der ukrainischen Regierung,
vergangene Woche bei einem Gespräch im
Europaausschuss dar.
2014 hätte das Land ein Minuswachstum
von 7,5 Prozent zu verkraften gehabt, für das
laufende Jahr würde ein Minus 5,5 Prozent
prognostiziert. Die öffentliche Verschuldung
sei zwischen Ende 2013 und Ende 2014 von
40 auf 70 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
gestiegen, die ukrainische Währung Hriwna
verliere stark an Wert, die Inflationsrate liege
derzeit bei 30 Prozent. „Die Preise steigen
auf breiter Front“, sagte Kirchner.

IWF-Kredit Das vom Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) in Aussicht gestellte Kre-
ditprogramm im Gesamtumfang von 40 Mil-
liarden US-Dollar für die nächsten vier Jahre
(davon 17,5 Milliarden vom IWF selbst, der
Rest von anderen multilateralen und bilate-
ralen Gebern) bilde in diesem Umfeld einen
„Anker“. Zu den Auflagen des IWF gehörten
unter anderem Deregulierungen, Haushalts-
konsolidierung, Reformen im Steuerwesen
und im Bankensektor sowie Reformen insbe-
sondere im Energiesektor: Bisher subventio-
niere der Staat die Energiepreise zu rund 80
Prozent, dies werde nicht nur als eine der
wichtigsten Ursachen für Haushaltsdefizite

angesehen, sondern auch für Energiever-
schwendung und Korruption, argumentierte
Kirchner. Ziel der Regierung in Kiew sei, bis
April 2017 die Inlandspreise für Gas auf den
eigentlichen Importpreis anzuheben. Dies al-
lerdings würde eine Steigerung der Gaspreise
für Privathaushalte um mehr als 280 Prozent
bedeuten – die Regierung in Kiew plane ent-
sprechende Programme im Haushalt ein, um
Energiearmut und schlimmste soziale Ver-
werfungen zu vermeiden.
In der Frage, inwieweit ein Wegbrechen der
Wirtschaftsleistung der Donbass-Region für
die Ukraine verkraftbar wäre, sprach Giucci
von einem „gemischten Bild“: Fehlenden
Devisen aus den Exporten der rohstoffrei-
chen Region könnten sich zwar negativ auf
die Handelsbilanz auswirken. Fiskalisch stel-
le sich die Situation allerdings anders dar:
Der Donbass sei – anders als häufig darge-
stellt – Nettoempfänger aus dem ukraini-
schen Staatshaushalt – etwa durch Export-
subventionen und durch Subvention für
Kohleförderung und Schwerindustrie. Giucci
sprach sich für eine rasche Umsetzung des
wirtschaftlichen Teils des Assoziierungsab-
kommens zwischen der EU und der Ukraine
aus, der aus politischen Gründen zunächst
bis Ende 2015 ruht. Der Vorteil des Freihan-
delsabkommens liege weniger im zollfreien
Zugang zum Markt der EU, sondern in der
Beschleunigung bei der Einführung von eu-
ropäischen Standards: Dies könne ukraini-
schen Unternehmen bei der Diversifizierung
ihrer Absatzmärkte helfen und bedeute da-
mit für das Land weniger Abhängigkeit von
Exporten nach Russland.

Bereits Mitte Februar bekräftigten Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU) und
Wolodymyr Hrojsman, Vorsitzender des
ukrainischen Parlaments, bei einem Treffen
in Kiew, sich für die Implementierung des
Assoziierungsabkommens einzusetzen.
Hrojsman wies auf notwendige, tiefgreifende
Systemreformen in seinem Land hin, die für
die Stabilität, den wirtschaftlichen Wieder-
aufbau und die demokratische Entwicklung
von entscheidender Bedeutung seien. Lam-
mert versicherte zudem, die Ratifizierung des
Assoziierungsabkommens im Deutschen
Bundestag zu unterstützen, die bereits vor
dem Gipfeltreffen der Östlichen Partner-
schaft in Riga Ende Mai erfolgen soll.

Minsker Abkommen Zu den Bemühungen
um eine friedliche Lösung des Konflikts in
der Ostukraine riefen Lammert und
Hrojsman alle Seiten dazu auf, das Minsker
Maßnahmenpaket vom 12. Februar 2015 auf
der Grundlage des Minsker Protokolls vom
5. September 2014 und des Memorandums
vom 19. September 2014 vollständig umzu-
setzen. Zudem betonten sie die uneinge-
schränkte Souveränität und territoriale Inte-
grität der Ukraine und verurteilten die völ-
kerrechtswidrige Annexion der Krim und der
Stadt Sewastopol durch Russland. ahe/DP T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Kriegsmüdes Land
UKRAINE Ein Jahr nach dem Sturz von Janukowitsch sind die Ukrainer von Wirtschaftskrise und den Kämpfen im Osten verunsichert

E
in Jahr, nachdem im Zentrum
Kiews die Revolution siegte
und Präsident Wiktor Januko-
witsch floh, herrscht auf dem
Maidan keine Siegesstimmung
mehr. An der Paradestraße, die

auf den Platz führt, sind die meisten Ge-
schäfte seit Neujahr geschlossen, übrig ge-
blieben sind Banken und Cafés. Der Kurs
der Landeswährung Hrywnia befindet sich
im freien Fall. „Die Situation erinnert mich
stark an die Enttäuschungen nach der oran-
gefarbenen Revolution von 2005“, sagt der
41-jährige Kiewer Pawlo Skala, Manager ei-
ner landesweiten Anti-Aids-Kampagne, der
von Anfang an auf dem Maidan stand. „Ich
sehe nur Populismus und Verweise auf den
Krieg, aber keine echten Veränderungen im
Kampf gegen die Korruption“, sagt er. „Oh-
ne die Selbstmobilisierung der Zivilgesell-
schaft gäbe es die Ukraine heute schon nicht
mehr“, glaubt er. Besonders übel nimmt er
Präsident Petro Poroschenko, dass der bis
heute sein Geschäftszweig in Russland nicht
verkauft hat. Dabei geht es um eine Schoko-
ladenfabrik im russischen Lipezk, die zu Po-
roschenkos Konzern „Roschen“ gehört.
Etwas optimistischer ist die 31-jährige Desig-
nerin Iryna Melnyk, die über Wochen auf
dem Maidan in einer Suppenküche stand:
„Der Präsident tut in dieser schwierigen Si-
tuation, was er kann“, sagt sie. Allerdings
fallen auch ihr nur wenige Errungenschaften
ein. Das wichtigste Ergebnis des Maidans sei

die Wiedergeburt der nationalen Zugehörig-
keit. „Jetzt überwiegen die Niederlagen und
die Schrecken des Krieges, aber ich glaube,
dass die Zukunft auch Errungenschaften
bringen wird.“ Enttäuscht ist Melnyk von
Europa, das immer nur „mit Sorge die Ent-
wicklung in der Ukraine“ betrachte, aber
doch vor allem um die Beziehungen zu
Russland besorgt sei.
Zentrale Forderungen des
Aufstands gegen Januko-
witsch vor einem Jahr waren
der Kampf gegen die staatli-
che Korruption und die Ent-
machtung der Oligarchen.
Aber der Krieg gegen die
von Russland unterstützten
Separatisten im Donbass
hat nicht nur diese Forde-
rungen in den Hintergrund
rücken lassen.
Der ehemals reichste Ukrai-
ner, Rinat Achmetow, hat
zwar wegen des Krieges im
Donbass über die Hälfte seines Reichtums
einbüßen müssen, andere sitzen jedoch fes-
ter im Sattel als zuvor. Insbesondere gilt das
für den Milliardär Igor Kolomojskij, heute
Gouverneur der Oblast Dnepropetrowsk. Er
präsentiert das Gebiet als Vorposten gegen
den Separatismus und finanziert mehrere
Freiwilligenbataillone, die gegen die Auf-
ständischen kämpfen. Das macht ihn offen-
bar unantastbar: Mehrere Versuche, im Par-

lament Kolomojskijs Kontrolle über den ei-
gentlich staatlichen Ölförderer Ukrneft zu
beschneiden, scheiterten. Auch die wichtigs-
ten Medien des Landes gehören wie eh und
je den Oligarchen, die sie als Instrumente
im Kampf um die Macht einsetzen.
Auch die auf dem Maidan geforderte „Reini-
gung“ des Staatsapparats ist nur wenig vo-
rangekommen: Nach dem Vorbild Polens

verabschiedete die Rada im
September zwar ein „Lustra-
tionsgesetz“, das die Entlas-
sung von Beamten vorsah,
die schon unter Januko-
witsch ihre Posten innehat-
ten oder im KGB der Sowjet-
union gedient hatten. Kurz
vor den Parlamentswahlen
startete Premierminister Ar-
senij Jazenjuk öffentlich-
keitswirksam eine Lustrati-
onskampagne, seitdem ist es
jedoch still um das Projekt
geworden. Unter anderem,

weil die sogenannte „Venedig-Kommission“
im Europarat große Bedenken bezüglich des
Gesetzes geäußert hat. Derzeit arbeitet Kiew
an Änderungen, die das Gesetz in Einklang
mit europäischen Rechtsprinzipien bringen
sollen.
Zu den durch den Krieg „verschobenen“ Ver-
sprechen gehört auch die Aufklärung der
Morde auf dem Maidan vor einem Jahr. Seit
dem Ende des Regimes Janukowitsch hat die

Ukraine zwei Generalstaatsanwälte verschlis-
sen – gerade ist der dritte berufen worden.
Jeder von ihnen hat eine Aufklärung gelobt,
doch bislang sitzen nur zwei tatverdächtige
Berkut-Offiziere in Untersuchungshaft.
Wenig Erfolg können die Ermittler bei der
Verfolgung der politischen Verantwortlichen
vorweisen: Zwar haben sie im Januar Wiktor
Janukowitsch und drei weitere führende
Mitglieder auf die Fahn-
dungsliste von Interpol set-
zen lassen, die Beweisdecke
ist jedoch dünn. Von einer
überzeugenden Anklage
hängt aber ab, ob die EU
die im März 2015 auslau-
fenden Sanktionen gegen
22 Mitglieder des Januko-
witsch-Regimes verlängern
wird.
Zu den unbestrittenen Er-
folgen des Maidans gehört,
dass das politische Personal
„aufgefrischt“ werden konn-
te: Im Parlament sitzen seit der Parlaments-
wahl im Herbst oppositionelle Journalisten
wie Sergej Leschtschenko oder Mustafa Na-
jem, der bekannte Antikorruptionskämpfer
Jegor Soboljew sowie mehrere Kommandeu-
re von Freiwilligenbataillonen. Allerdings
sind die durch den Maidan in die Politik ge-
spülten Aktivisten weiter in der Minderheit
– der Großteil des politischen Personals ent-
stammt dem alten Establishment.

Ein weiteres erfülltes Maidanversprechen ist
die Einrichtung eines nach amerikanischem
Vorbild gegründeten Antikorruptions-Bü-
ros. In wenigen Tagen soll sein Direktor be-
kanntgegeben werden, als Favorit wird der
ukrainischstämmige US-Staatsanwalt Boh-
dan Vitvitsky gehandelt. Das soll laut Präsi-
dent Poroschenko erst der Anfang für ein
Jahr der Reformen sein. Während der Ge-

denkfeier zum Jahrestag des
Massakers am 20. Februar
gelobte er: „2014 haben wir
die Ukraine gerettet, und
2015 wird das entscheiden-
de Jahr bei der Schaffung
grundsätzlicher Verände-
rungen im Aufbau eines
neuen Staates.“
Bedroht wird dieser Aufbau
jedoch vom Krieg im Osten
und der katastrophalen
Wirtschaftslage. 2014 ist die
ukrainische Wirtschaft laut
Rating-Agentur Fitch um

7,5 Prozent geschrumpft, 2015 soll die
Wirtschaftskraft um weitere fünf Prozent
sinken. Fehlende Erfolge werden in der
ukrainischen Politik durch Pathos ersetzt.
So gelobte Poroschenko in einer Ansprache
vor wenigen Tagen, die Kontrolle über die
Krim wiederherzustellen. Das erscheint
zum jetzigen Zeitpunkt utopisch. Zudem
beschwor er, man müsse verhindern, dass
eine von Russland unterstützte „fünfte Ko-

lonne“ die Einheit des Landes untergrabe.
Nur so werde man „siegen, wie wir bisher
gesiegt haben.“
In der ukrainischen Gesellschaft macht sich
derweil Kriegsmüdigkeit breit. In einer Um-
frage vom Dezember – also noch vor den
militärischen Niederlagen des Februars –
sprachen sich zwar 31 Prozent für eine Fort-
setzung der „Antiterroristischen Operation“
im Osten des Landes aus. Die restlichen Be-
fragten bevorzugten jedoch eine nichtmili-
tärische Lösung des Konfliktes, darunter et-
wa eine Autonomie des Donbass (16,3 Pro-
zent), eine Wirtschaftsblockade (13,2 Pro-
zent) oder eine Unabhängigkeit der Gebie-
te (5,9 Prozent). Mit 27 Prozent war aller-
dings die Zahl jener bedeutend, die über-
haupt keine Antwort darauf hatten, wie
man auf den Konflikt im Osten reagieren
soll. Das zeigt: Viele Ukrainer sind inzwi-
schen ratlos angesichts der Lage.
Das ganze vergangene Jahr über hatte die
Kiewer Führung die Ukrainer in dem Glau-
ben bestärkt, dass der Krieg gegen die „Ter-
roristen“ im Osten des Landes militärisch
gewonnen werden könne. Den meisten
dämmert jedoch inzwischen: Der von Russ-
land aufgezwungene Krieg lähmt ihr Land.
Und so lautet auch Iryna Melnyks wichtigs-
ter Wunsch für 2015: „Möge der Krieg auf-
hören.“ Moritz Gathmann T
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Gedenken an die Opfer der Maidan-Proteste (linkes Bild), der heutige ukrainische Präsident Petro Poroschenko (Mitte) und der Maidan-Platz im Zentrum Kiews auf dem Höhepunkt der Zusammenstöße zwischen Polizei und Regierungsgegnern
am 19. Februar 2014. (rechtes Bild) © picture-alliance/ZUMAPRESS.com/dpa

FÜNF FRAGEN ZUR: UKRAINE

»Der Spuk ist
sofort vorbei,
wenn Russland
das will.«

Herr Wellmann, Sie wa-
ren Mitte Februar mit Bun-
destagspräsident Norbert
Lammert in der Ukraine. Wie
war Ihr Eindruck von der La-
ge im Land?
Sehr angespannt wegen des
Krieges im Osten und wegen
der wirtschaftlichen Rezession.
Aber ich habe auch eine starke
Bereitschaft verspürt, sich in
Richtung der europäischen
Staatenfamilie zu bewegen. Da-
bei gibt es hohe Erwartungen
an Deutschland, auf das man
große Hoffnungen setzt, bei
dem Reformprozess zu helfen.

Welche konkrete Hilfe
braucht die Ukraine auch an-
gesichts der verheerenden
Wirtschaftslage?
Die Menschen erwarten, dass
wir beim politischen und öko-
nomischen Aufbau helfen.
Dies setzt aber fundamentale
Reformen in der Ukraine vo-
raus, die man alleine von der
Regierung und dem Parlament
nicht erwarten kann. Auf inter-
nationaler Ebene haben wir
daher eine Modernisierungs-
agentur für die Ukraine ge-
gründet, in der herausragende
Persönlichkeiten aus verschie-

denen europäischen Ländern
Konzepte für Reformen für die
Ukraine erarbeiten sollen. Die
Agentur soll in dieser Woche in
Wien vorgestellt werden.

Wie beurteilen Sie die
Chance, dass die Friedensver-
einbarung Minsk II der
Ukraine wirklich Frieden
bringt?
Wir hören widersprüchliche
Signale aus der Ostukraine und
die Erfahrung der letzten zwölf
Monate lassen uns sehr vor-
sichtig sein. Ich denke, wir ha-
ben eine 50:50 Chance, dass
dort Waffenruhe einkehrt und
wir dann über die eigentlichen
Themen sprechen können. Be-
vor jedoch Reformen beginnen
können, muss der Krieg, das
Schießen und Töten, aufhören.

Was wären die nächsten
notwendigen Schritte nach
einer Waffenruhe?
Zuerst einmal müssen die ver-
einbarten Mechanismen zur
Implementierung des Friedens-
prozesses installiert werden.
Wenn das der Fall ist, muss
über eine neue Verfassung und
eine Reform des Banken- und
Finanzsektors gesprochen wer-

den. Ohne Russland gäbe es
diesen Krieg nicht, etwa durch
den ständigen Nachschub von
Munition, Treibstoff und mo-
dernste russische Waffen. Der
Spuk ist sofort vorbei, wenn
Russland das will.

Welche Mittel hätte der
Westen noch, wenn die Sepa-
ratisten Mariupol angreifen
würden?
Das wäre das Ende des Frie-
densprozesses, so wie wir ihn
verstehen. Dann würde die
Konfliktlösung nicht mehr
nach deutschen und französi-
schen Kategorien laufen. Es
würden andere Stimmen die
Oberhand gewinnen, die sa-
gen, wir müssen das militärisch
lösen und Waffen liefern und
es würde unausweichlich zu ei-
ner deutlichen Verschärfung
der Sanktionen kommen. Waf-
fenlieferungen wären aber kei-
ne Lösung zur Beendigung des
Konflikts. Ein Krieg gegen
Russland ist militärisch nicht
zu gewinnen und birgt die Ge-
fahr, sich zu einem europäi-
schen Krieg auszuweiten.

Das Gespräch führte
Annette Sach.

Karl-Georg Wellmann (CDU),
Vorsitzender der deutsch-ukrai-
nischen Parlamentariergruppe
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D
er Gipfel wirft seinen Schat-
ten voraus: Bundestag und
Bundesregierung stellen
sich hinter die nachhaltige
Entwicklungsagenda, auf
die sich die UN-Generalver-

sammlung im September dieses Jahres ver-
ständigen will. In einer Debatte zu entspre-
chenden Anträgen der Fraktionen von CDU/
CSU und SPD (18/4088), der Fraktion Die
Linke (18/4091) und zu der als Unterrichtung
vorliegenden Positionierung der Bundesregie-
rung (18/3604) machten sich vergangenen
Woche alle Seiten für die Anerkennung und
Umsetzung der bisher vorgeschlagenen 17
nachhaltigen UN-Entwicklungsziele (Sustai-
nable Development Goals, SDG) stark. Um
was es bei diesen Zielen geht, machten mehre-
re Redner an einer erstaunlichen Zahl fest, die
die Entwicklungsorganisation Oxfam in einer
Studie ermittelt hat: Die 85 reichsten Men-
schen auf dem Planeten besitzen so viel wie
die Hälfte der Weltbevölkerung. Mit der Ein-
hegung der sozialen Ungleichheit, der not-
wendigen Einsicht in die Begrenztheit der Res-
sourcen bei einer wachsenden Weltbevölke-
rung benennt die sogenannte Post-2015-Agen-
da die zentralen Herausforderungen.

Weltvertrag Entwicklungsminister Gerd Mül-
ler (CSU) sprach von einem „neuen Weltzu-
kunftsvertrag“. Es gehe um eine „Welt in Ba-
lance, es geht um fairen Handel – nicht um
freien Handel –, und es geht um eine faire
Partnerschaft zwischen Industrie-, Schwellen-
und Entwicklungsländern“. Neu sei, dass die
Nachhaltigkeitsziele „konkret messbar und
überprüfbar“ sein sollen: „Zukünftig müssen
alle über das Erreichte oder Nichterreichte Re-
chenschaft ablegen“, sagte Müller. Auch
Deutschland werde sich daran messen lassen
müssen, ob es sein Handeln in den Bereichen
Umwelt, Entwicklungszusammenarbeit, Wirt-
schaft, Landwirtschaft, Handel und Energie
auf die Nachhaltigkeitsagenda ausrichtet.
Heike Hänsel (Die Linke) kritisierte, dass die
Bundesregierung Fakten schaffe, die den
Nachhaltigkeitszielen widersprechen würden.
Mit ihrer Ablehnung von Vermögens- und Rei-
chensteuern stelle sie sich gegen den Anspruch
auf soziale Umverteilung, mit ihrem Eintreten
für das transatlantische Freihandelsabkom-
men TTIP setze sie sich für die „Ausweitung
schädlichen Freihandels“ und eine „Auswei-
tung der Profitzone“ ein. Eine globale Agenda
sei „bitter nötig, denn wir leben in einer Welt,
in der die Armen immer ärmer und die Rei-
chen immer reicher werden“, sagte Hänsel.
Diese Entwicklung müsse umgekehrt werden,
auch deshalb, weil die enorme Konzentration
von Reichtum und wirtschaftlicher Macht De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit bedrohen
würden.
Umweltministerin Barbara Hendricks (SPD)
nannte die UN-Entwicklungsziele ein „klares
Bekenntnis zur weltweiten Verbesserung der
Lebensbedingungen und zum Schutz natürli-
cher Ressourcen“. Im Kern gehe es um die He-
rausforderung, „mit weniger eben mehr zu
produzieren“ und nachhaltige Produktion
und nachhaltigen Konsum global zu etablie-
ren. Dazu gehöre, dass sich die reichen Län-
der, „also auch wir“, selbst in die Pflicht neh-
men und ihren Lebensstil ändern müssten.
„Deutschland ist schon weit gekommen, darf
sich aber nicht zurücklehnen“, sagte Hen-
dricks.
Claudia Roth (Grüne) wies darauf hin, dass

auch Deutschland in mancher Hinsicht Ent-
wicklungsland sei. Der Erfolg der neuen Agen-
da hänge davon ab „dass sich hier bei uns, in
der deutschen Politik, etwas ändert“. Bezahl-
bare und nachhaltige Energie, nachhaltiges
Wirtschaftswachstum, menschenwürdige Ar-
beit, Verringerung von Ungleichheit, Bekämp-
fung des Klimawandels – „das muss hier bei
uns, vor unserer Haustür, beginnen“. Roth for-
derte „konkrete Vorleistungen“: Nur wenn
Deutschland klare Versprechen zur Entwick-
lungsfinanzierung mache und „fossile Subven-
tionen“ und Agrarsubventionen streiche, nur
dann könne man den Entwicklungsländern
abverlangen, die Korruption zu bekämpfen,
gerechte Steuersysteme aufzubauen und
Reichtum umzuverteilen.

Sabine Weiss (CDU) nannte das Jahr 2015 ei-
nen „wichtigen Meilenstein für die Entwick-
lungszusammenarbeit“. Mit den im Jahr 2000
beschlossenen Millenniumsentwicklungszielen
sei man zwar ein „gutes Stück weiter“ zu besse-
ren Lebenschancen weltweit gekommen, der
Weg bis zum Ziel sei dennoch weit und he-
rausfordernd.

Eigenverantwortung Weiss nannte zentrale
Aufgaben: So müsse die internationale Ge-
meinschaft beim Klimaschutz zur Erreichung
des Zwei-Grad-Zieles noch „kräftig nachlegen“,
zudem gelte es, das Prinzip der Eigenverant-
wortung der Länder stärker in den Vorder-
grund zu stellen. Weiss nannte als Beispiel das
Schwellenland Indien, das einerseits eine Han-

dels- und Atommacht, andererseits aber ein
Land sei, in dem ein Drittel der Bevölkerung
von weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag lebe.
Bärbel Kofler (SPD) stellte die „Beseitigung von
extremer Armut“ als wichtigstes Ziel in den Mit-
telpunkt. Angesichts von 900 Millionen Men-
schen, die trotz Arbeit extrem arm seien, müsse
es darum gehen, dem Prinzip menschenwürdi-
ger Arbeit weltweit zum Durchbruch zu verhel-
fen und Gesundheits- und Sozialsysteme aufzu-
bauen. Entwicklungsländer müssten darin un-
terstützt werden, Kernarbeitsnormen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu veran-
kern, Sozialstandards und ein „ordentliches Ar-
beitsrecht“ zu schaffen. „Das muss jedes Land
als Aufgabe für den Gesetzgebungsprozess be-
greifen.“ Alexander Heinrich T

Übergriffe gegen Ebola-Helfer
GESUNDHEIT Im Ebola-Krisengebiet in West-
afrika kann nach Aussage von Gesundheits-
Staatssekretärin Ingrid Fischbach noch immer
keine Entwarnung gegeben werden. Zwar sei
die Zahl der Neuerkrankungen vor allem in Li-
beria inzwischen gering, zuletzt habe es in der
ganzen Region aber wieder höhere Fallzahlen
gegeben, sagte die CDU-Politikerin vergange-
ne Woche im Gesundheitsausschuss des Bun-
destages. Nun müsse nach möglichen neuen
Infektionsquellen in dem großflächigen Gebiet
gesucht werden.
In Guinea ist es nach Angaben Fischbachs
überdies zu Übergriffen auf Helferteams ge-
kommen. Dies sei wohl auf den tief verwurzel-
ten Aberglauben in der Region zurückzuführen
wie auch auf das generelle Misstrauen in der
Bevölkerung gegenüber staatlichen Stellen. Es
sei somit sinnvoll, Helfer gezielter zu schulen
und örtliche Kräfte einzusetzen, die sich mit

den Gepflogenheiten auskennen. Positiv zu
vermerken sei, dass in Liberia die Schulen und
Universitäten wieder geöffnet seien und eine
„gewisse Normalität“ in das Alltagsleben zu-
rückkehre.
Derzeit sind den Angaben zufolge 106 deut-
sche Hilfskräfte verschiedener Institutionen
vor Ort. Die Bundeswehr habe bereits 270
Hilfsflüge absolviert. Da der Transportbedarf
für Hilfsgüter stark zurückgehe, werde die
Luftbrücke voraussichtlich Ende März einge-
stellt. Die deutsche Hilfe gehe jedoch weiter.
In den von der Seuche am stärksten betroffe-
nen Ländern Liberia, Sierra Leone und Guinea
haben sich laut Weltgesundheitsorganisation
(WHO) bislang rund 23.700 Menschen mit
dem Ebola-Virus angesteckt, fast 9.600 Tote
sind zu beklagen. Es ist der größte Ausbruch
seit 40 Jahren. Einen erprobten Impfstoff ge-
gen die Krankheit gibt es noch nicht. pk T

Europäische Sozialcharta im Fokus
EUROPA Die Fraktion Die Linke sieht 50 Jahre
nach ihrem Inkrafttreten nicht alle Rechte der
Europäischen Sozialcharta in Deutschland ge-
währleistet. Nicht nur in Bezug auf die Ge-
währleistung sozialer Menschenrechte in der
Bundesrepublik werde Deutschland den Ver-
pflichtungen aus der Sozialcharta nicht ge-
recht, urteilt die Fraktion in einem Antrag
(18/4092), über den der Bundestag am Freitag
in erster Lesung beriet. Deutschland habe seit
der Finanzkrise 2009 auch in anderen Staaten
Einfluss auf die Gewährleistung von Men-
schenrechten aus der Sozialcharta genommen
– dabei allerdings nicht auf einen Fortschritt,
sondern auf einen Abbau der Rechte hinge-
wirkt, wie die Linksfraktion kritisiert. So habe
die von der EU und Deutschland „aufgezwun-
gene Austeritätspolitik“, beispielsweise in
Griechenland, zu einer „humanitären Kata-
strophe und zu zahlreichen Verletzungen so-
zialer Rechte geführt“.

Die Linksfraktion fordert die Bundesregierung
daher auf, sich für eine Konferenz der Mit-
gliedstaaten des Europarates einsetzen. Dabei
solle die Austeritätspolitik ausgewertet und ei-
ne menschenrechtliche Bilanz gezogen wer-
den. Auch sollten notwendige Korrekturen ein-
geleitet werden.
Darüber hinaus verlangen die Abgeordneten,
dass die Regierung die 1999 revidierte Euro-
päische Sozialcharta ratifiziert. Diese schreibt
weitergehende soziale Grundrechte wie das
Recht auf Wohnung, den besonderen Schutz
älterer Menschen, den Kündigungsschutz oder
den Schutz vor Armut auf europäischer Ebene
fest. 33 der 47 Mitgliedstaaten des Europara-
tes haben sie ratifiziert, Deutschland hat sie
bislang nur unterzeichnet. Erst im Januar hatte
die Präsidentin der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates, Anne Brasseur, bei
ihrem Besuch in Berlin die ausstehende Ratifi-
zierung gefordert. joh T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Humanitäre Krise in Zentralafrika
ENTWICKLUNG II Die Lage in der Zentralafrika-
nischen Republik (ZRA) ist laut Bundesregierung
nach wie vor „außerordentlich fragil“. Die huma-
nitäre Situation sei „katastrophal“, knapp die
Hälfte der Bevölkerung, also rund 2,5 Millionen
Menschen seien auf Hilfe angewiesen, sagte Tho-
mas Silberhorn (CSU), Parlamentarischer Staats-
sekretär im Entwicklungsministerium vergange-
ne Woche im Ausschuss für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung. Etwa 850.000
Menschen seien innerhalb des Landes oder in die
Nachbarländer Tschad, Kamerun und Demokrati-
sche Republik Kongo geflohen.
Auslöser der humanitären Krise war der Sturz
des – einst selbst durch einen Staatsstreich ins
Amt gelangten – Präsidenten François Bozizé
durch die überwiegend muslimische Rebellenko-
alition „Séléka“ im Jahr 2013. Seither eskaliert
die Gewalt zwischen Christen und Muslimen.

Deutschland beteiligt am Hilfsfonds „Bêkou“ mit
fünf Millionen Euro, sagte Silberhorn. Zu den
Fonds-Gründern gehörten Frankreich, die Nieder-
lande und die EU-Kommission, die Mittel in Höhe
von insgesamt 74 Millionen Euro sollen dem
Wiederaufbau staatlicher Strukturen, der Ge-
sundheitsversorgung, der Ernährungssicherung
und der Rückkehr der Menschen in ihre Heimat
dienen. Über sechs Vorhaben sei man derzeit im
Gespräch mit der zentralafrikanischen Über-
gangsregierung, sagte eine Vertreterin des BMZ.
„Es geht voran, aber es geht langsam voran.“
Eine Vertreterin des Auswärtigen Amtes legte
zudem dar, dass 2014 rund 6,9 Millionen Euro
für humanitäre Hilfe in der ZRA bereitgestellt
worden seien, mit denen Hilfsorganisationen
vor Ort wie Ärzte ohne Grenzen, das Flücht-
lingshilfswerk UNHCR und kirchliche Hilfsor-
ganisationen unterstützt worden seien. ahe T
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Eine Frauengruppe in Goma (Demokratische Republik Kongo) bespricht und vergibt Mikrokredite, die dabei helfen sollen, ein
Kleingewerbe zu betreiben. © picture-alliance/Mika Schmidt

Fair handeln
ENTWICKLUNG I Bundestag und Bundesregierung stellen

sich hinter die neuen UN-Nachhaltigkeitsziele, der Opposition
reicht das als Bekenntnis allerdings nicht aus

Mehr als eine Statusfrage
MENSCHENRECHTE Bundestag diskutiert erneut über Grundlage für DIMR

Ob die Lage von Flüchtlingen und Migran-
ten, der Dialog mit Menschenrechtsorgani-
sationen oder die Frage von Polizeigewalt
– seit 2001 kümmert sich das Deutsche In-
stitut für Menschenrechte (DIMR) um eine
Vielzahl von Fragen und Aspekten der
Menschenrechte im In- und Ausland. Die
Einrichtung des Instituts war vom Bundes-
tag Ende 2000 beschlossen worden (14/
4801) – damals einstimmig. Seitdem strei-
ten aber viele konträre Stimmen schon seit
Jahren darüber, auf welcher rechtlichen
Grundlage – ob etwa als Verein wie bislang
oder etwa als nachgeordnete Behörde – das
Institut dieser Aufgabe nachkommen soll.
Die teilweise hitzigen Auseinandersetzun-
gen in mehreren Legislaturperioden waren
spürbar als der Bundestag am vergangenen
Freitag erneut über eine gesetzliche Rege-
lung für das Deutsche Institut für Men-
schenrechte (DIMR) diskutierte. Die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen hatte dazu ei-
nen Gesetzentwurf (18/4089) eingebracht,
mit dem die bislang nicht per Gesetz gere-
gelte Rechts- und Aufgabenstellung des
DIMR festgeschrieben werden soll.

Drohender Verlust von Rechten Ein sol-
ches Gesetz ist Voraussetzung dafür, dass
das Institut vom zuständigen International
Coordinating Committee (ICC) auch wei-
terhin einen sogenannten A-Status erhält,
der dem Institut besondere Mitwirkungs-
rechte wie etwa ein Teilnahme- und Rede-
recht im UN-Menschenrechtsrat einräumt.
Länder, die lediglich einen „B“ oder sogar
„C“-Status besitzen, dürfen dies nicht. Das
DIMR hatte sich daher zuletzt im Dezem-
ber 2014 in einem Brief an Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert (CDU) gewandt
und gebeten, der Bundestag möge noch
rechtzeitig ein entsprechendes Gesetz ver-
abschieden.

Zum Auftakt der Debatte am vergangenen
Freitag kritisierte Tom Koenigs (Bündnis
90/Die Grünen), dass seine Fraktion be-
reits im September 2014 einen Antrag (18/
2618) eingebracht habe, der zehn Sitzungs-
wochen lang im entsprechenden Ausschuss
immer wieder vertagt worden sei. Daher
hatten die Grünen entsprechend § 62 der
Geschäftsordnung des Bundestages einen
Bericht des Menschenrechtsausschusses
und eine Aufsetzung des Punktes auf die
Tagesordnung gefordert.
Hinsichtlich der vom ICC angekündigten
Frist für Deutschland zur Verabschiedung
eines Gesetzes bis 16. März warf Koenigs
der Regierung Untätigkeit vor und sagte:
„Unsere Geduld ist zu Ende, das Vertrauen
haben wir nicht mehr“.
Für die Unionsfraktion verwahrte sich Eri-
ka Steinbach (CDU) gegen die von Koe-
nigs erhobenen Vorwürfe und erklärte:
„Kein Mensch will dieses Institut bevor-
munden, wir auch nicht.“ Gleichzeitig er-

klärte sie jedoch, es mangele dem DIMR
„an der notwendigen Breite der gesell-
schaftlichen Basis.“ Man wolle daher für
das Institut eine Grundlage schaffen, die
„den Prinzipien voll und ganz entspricht“.
Sie könne sich auch eine formale Angliede-
rung an ein Ministerium, den Bundestag
oder das Bundeskanzleramt vorstellen.
Derzeit bestehe in der Koalition aber noch
Beratungsbedarf.

Appell an die Regierung Eine ebensolche
Anbindung an ein Ministerium lehnte An-
nette Groth für die Linksfraktion entschie-
den ab. Sie äußerte die Befürchtung, dass
das DIMR dadurch seine Unabhängigkeit
verlieren könne. Mit Blick auf die auslau-
fende Frist mahnte sie: „Uns rennt die Zeit
davon.“ Groth forderte die Regierung auf,
eine gesetzliche Regelung zu finden. „Ge-
ben Sie sich einen Ruck, diesem Antrag zu-
zustimmen“, sagte sie an die Adresse der
Regierung.
Auch Frank Schwabe (SPD) warnte davor,
die deutsche Reputation in Menschen-
rechtsfragen durch eine mögliche Aberken-
nung des bisherigen Status zu gefährden
und äußerte die Hoffnung, „dass es noch
gelingt, den A-Status zu retten“. Zur Aufga-
benstellung des DIMR sagte er: „Das Insti-
tut muss selbst entscheiden, wo es die Fin-
ger in die Wunde legt“.
Gleichzeitig verwies Schwabe auf die jahre-
lange Debatte über den rechtlichen Status
des DIMR und betonte, dass der Vorschlag
einer gesetzlichen Regelung auch von einer
breiten Öffentlichkeit unterstützt würde.
Hinsichtlich der Frage der gesellschaftli-
chen Basis des Instituts sagte er abschlie-
ßend: „Ich habe niemanden gehört, der
dieses Institut kritisiert.“ Er hoffe daher,
dass man noch zu einer kurzfristigen Lö-
sung komme. Annette SachT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Warb für Gesetzentwurf der Grünen: Tom
Koenigs
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Dringliche
Übersetzungen
EU-BESUCH Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) und der Vizepräsi-
dent der Europäischen Kommission,
Frans Timmermans, haben sich bei ei-
nem Treffen in Berlin in der vergange-
nen Woche für einen stärkeren Erfah-
rungsaustausch zwischen den nationa-
len Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten
ausgesprochen. Lammert wies darauf
hin, dass bei Konferenzen der Parla-
mente der EU-Länder keine Entschei-
dungen getroffen werden könnten, da
diese ausschließlich den einzelnen Na-
tionalparlamenten und der europäi-
schen Ebene vorbehalten seien.
Einig waren sich beide Seiten darüber,
dass die bisherige Praxis der Sprachen
und Übersetzungen in der EU nicht
länger hingenommen werden könne.
Lammert nannte die 23 Amtssprachen
mit einer großen Zahl wechselseitiger
Übersetzungsnotwendigkeiten inakzep-
tabel und anachronistisch. Eine Verän-
derung dieses Zustands sei dringend
notwendig. So führe die oft verzögerte
Übermittlung der offiziellen Überset-
zung von Dokumenten aus Brüssel da-
zu, dass unter Zeitdruck eigene, aber
nicht autorisierte Übersetzungen als
Entscheidungsgrundlage der Parlamen-
te angefertigt würden. Timmermans
sagte zu, an der Suche nach einer zu-
stimmungsfähigen Alternative zur der-
zeit problematischen Handhabung des
Sprachenproblems in der EU mitzuar-
beiten. DP T

Mehr Ausbilder in Mali
BUNDESWEHR Deutschland übernimmt Führung der EUTM-Mission

Mehr Zeit, mehr Soldaten und mehr Ver-
antwortung: Die Bundeswehr wird sich
auch künftig im Rahmen der EU-geführten
Ausbildungsmission EUTM Mali engagie-
ren. Bei der namentlichen Abstimmung
über einen Antrag der Bundesregierung
(18/3836, 18/4109) am vergangenen Don-
nerstag gab es 516 Ja-Stimmen bei
61-Nein-Stimmen und drei Enthaltungen.
Damit wird Deutschland ab
August dieses Jahres erst-
mals die Führung bei
EUTM Mali übernehmen.
Wie in dem Antrag der
Bundesregierung gefordert,
können nun insgesamt bis
zu 350 Soldaten entsendet
werden – 100 Soldaten
mehr als im bisherigen
Mandat.
In der Debatte sprachen
sich Redner der Koalition
und der Grünen für die Ver-
längerung des Einsatzes aus.
Die Linksfraktion lehnte das Bundeswehr-
Engagement hingegen ab.
Bei militärischen Konflikten müssten die
Opfer zum Maßstab der Entscheidungen
werden, sagte Josip Juratovic (SPD). Mehr
als 220.000 Malier seien ihrer Heimat be-
raubt worden. „Diesen Menschen will ich
nicht sagen: Wir tun nichts für euch.“ Um
die Situation zu verbessern, müssten ver-
schiedene Wege beschritten werden. Der
zivile Weg mit der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit ebenso wie der Weg
zu Unterstützung des Aufbaus einer funk-
tionierenden Polizei. Aus Erfahrung wisse
man jedoch: „Ziviles und polizeiliches En-
gagement funktioniert nicht ohne militäri-
schen Schutz“, sagte Juratovic.
Abgestimmt werde nicht über „sinnvolle
Maßnahmen“, die ihre Fraktion unterstüt-

zen könne, sondern über einen Bundes-
wehr-Einsatz, sagte hingegen Christine
Buchholz (Die Linke). Die Anzahl der Sol-
daten solle erhöht und ab August auch die
Leitung der Mission übernommen werden.
Dies reihe sich in die von der Verteidigungs-
ministerin Ursula von der Leyen (CDU) be-
triebene neue Ausrichtung der Bundeswehr
ein, kritisierte Buchholz. Demnach hätten

deutsche Interessen „keine
unverrückbare Grenze, we-
der geografisch noch quali-
tativ“. Dieser Kurs sei „teu-
er, gefährlich und löst kein
einziges Problem vor Ort“,
befand die Linken-Abge-
ordnete.
Es gehe hier und heute um
die Ausbildungsmission,
die eindeutig kein Kampf-
einsatz darstelle, entgegne-
te Johann Wadephul
(CDU). „Wir wollen eine
Grundausbildung der

Streitkräfte in Mali ermöglichen, nicht
mehr und nicht weniger.“ Wadephul
machte deutlich, dass weder in der Bundes-
regierung noch in der Unionsfraktion der
Glauben herrsche, die Probleme Malis lie-
ßen sich militärisch lösen. „Aber die Pro-
bleme werden erst recht nicht gelöst, wenn
ein weiterer gescheiterter Staat hingenom-
men wird“, sagte er.
Katja Keul (Bündnis 90/Die Grünen) argu-
mentierte, dass die Terrormilizen das Land
überrennen konnten, weil die malische Ar-
mee ein „armseliger Haufen“ gewesen sei.
Um dies künftig zu verhindern, soll die Ar-
mee ausgebildet werden. „Das ist gut so“,
sagte Keul. Zwar ersetze man auch damit
keine politische Lösung. „Aber ohne Staat-
lichkeit gibt es auch für die Zukunft keine
politische Lösung.“ Götz Hausding T

»Wir wollen
eine Grundaus-

bildung der
Streitkräfte

in Mali
ermöglichen.«
Johann Wadephul (CDU)



Intellektueller Vordenken, revolutionärer Bluffer, aber auch entschiedener Kämpfer gegen den Mehltau bürgerlicher Selbstzufriedenheit: Rudi Dutschke in Aktion © picture-alliance/akg-images

Nerd der Revolution
RUDI DUTSCHKE Die Stimme und das Gesicht der Studentenrevolte wäre in diesen Tagen 75 Jahre alt geworden

R
udi Dutschke ist ein Mythos.
Er war die Stimme der Stu-
dentenrevolte, und er war
ihr Gesicht. Die schwarze
Haarsträhne, die während
seiner hämmernden Reden

über die Augen zuckte, die scharfe Artiku-
lation, die Worte gedehnt, so war er sich
des Beifalls der studentischen Auditorien
sicher. Geboren im brandenburgischen Lu-
ckenwalde, Mitglied der Jungen Gemeinde,
Abitur in der DDR, Student an der FU in
West-Berlin und Mitglied im Sozialisti-
schen Deutschen Studentenbund (SDS),
nach eigenem Bekunden „Berufsrevolutio-
när“. 1968 wurde er von einem verhetzten
Attentäter schwer verletzt und starb 1979
an den Spätfolgen des Mordanschlags. Am
7. März würde Rudi Dutschke seinen
75. Geburtstags feiern.
Sein Leben war gezeichnet von Aufbegeh-
ren und von Hoffnung auf eine bessere
Welt. Er suchte nach einer Wahrheit, von
der er sich in illusionslosen Momenten
eingestand, dass sie nie „absolut“ sein
könnte, obwohl er den Absolutheitsan-
spruch für sich selbst niemals abstreifen
konnte – nicht als Christ, nicht als Marxist,
nicht als Revolutionär. Das Grauen des
Krieges hatte sich in ihm eingegraben. „Mit
Beten begann ich schon in den 40er Jah-
ren“, schrieb er in einer biographischen
Notiz. Es war ein Beten gegen die Bomben-
angst. Als er 16 war, betete er für die Un-
garn, die hilflos gegen sowjetischen Panzer
anrannten. Tief geprägt durch Erziehung
und lutheranische Volksmission blieb ihm
Jesus Bezugspunkt seines Denkens. Als
Dutschke sich 1963 den Spontis der „Sub-
versiven Aktion“ anschloss, notierte er zum
Karfreitag: „In diesen Stunden verschied
der Welt grösster Revolutionär – Jesus
Christus“, als Opfer der „Konterrevolution,
die ihn ans Kreuz schlug“.

Prompte Abstrafung Mit seiner DDR-Ver-
gangenheit hatte Dutschke den Genossen
vom SDS eine entscheidende politische Er-
fahrung voraus, denn er hatte Marx schon
in der Schule gebüffelt und am eigenen
Leib gespürt, dass der in der DDR gelehrte
Marxismus nicht das Beste für den Men-
schen wollte, sondern nur bedingungslo-
sen Gehorsam gegenüber den vom Polit-
büro vorgegebenen ideologischen Volten.
In der Schule hatte er erlebt, wie eben
noch gültige Partei-Wahrheiten plötzlich
als Feind-Propaganda galten, denn nach
dem Ungarn-Aufstand forderte die Schul-
leitung, die von der SED bislang vorgetra-
genen Bekenntnisse zur deutschen Einheit
sofort zu vergessen. Da ergriff Dutschke
das Wort. Seinem damaligen Berufsziel –
Sportreporter im Radio – folgend, hatte er
sich in Heimarbeit bereits deklamierend
erprobt und fand nun Gelegenheit, sich öf-
fentlich als Rhetor zu präsentieren. Er
nutzte die Bühne, um vor dem Lehrerkolle-
gium die Widersprüche der SED-Politik
Satz für Satz anzuprangern.
Die Abstrafung folgte prompt. Wegen „un-
gesellschaftlichen Verhaltens“ wurde seine
Abi-Note herabgestuft, und da er sich
ebenso scharfzüngig unter Berufung auf
seinen christlichen Pazifismus gegen den

Dienst in der Kasernierten Volkspolizei,
der Vorgängerin der Nationalen Volksar-
mee, zu wehren verstand, wurde er nicht
zum Studium zugelassen. Dutschke ging in
den Westen. Und blieb auch dort Wahr-
heitssucher. Die Wahrheit über den real
existierenden Sozialismus hatte er schon
entdeckt: Ulbricht, Stalin und die Sowjet-
union waren für ihn nur noch ein „fauler
Fleck“ in der Geschichte des Sozialismus.

Koalition der Umarmung Im Westen kam
Dutschke in eine Gesellschaft, die mit dem
Weiter-so der Adenauer-Zeit haderte, denn
die alles umarmende Große Koalition hat-
te die SPD als vorwärtstreibende, gesell-
schaftsverändernde Kraft gelähmt. In der
Debatte über die Notstandsgesetze wähn-
ten sich Linke und Liberale im Klammer-
griff eines die Bürgerrechte missachtenden
autoritären Staats. Und in Vietnam tobte
ein Krieg der USA gegen den kommunisti-
schen Vietcong. An überfüllten Hochschu-
len verharrten die Ordinarien ohne Rück-
sicht auf die Ausbildungsinteressen der
Studenten im abgezirkelten Olymp der
Humboldtschen Universität, gottgleich
und unangreifbar, vor allem abhold jeder
Veränderung.
Diese Gemengelage war die Basis für die
Außerparlamentarische Opposition. Die
APO war eine Sammlungsbewegung, ge-
führt vom links-liberalen Bildungsbürger-
tum und publizistisch begleitet von Me-
dien, die verwoben mit diesem Milieu von
demselben Unbehagen ergriffen waren.
Die Studenten waren lautstark dabei. Im
ummauerten West-Berlin, wo der Antikom-
munismus der Bevölkerung alles, was ir-
gendwie Anti war – antibürgerlich, antiau-
toritär, antikonservativ - ohnehin mit dem
Feind-Label „kommunistisch“ versah und
wo die Universitäten allen eine Heimstatt
boten, die vor der bleiernen Langeweile
der Provinz und der Bundeswehr flüchte-
ten, zündete der außerparlamentarische
Funke schneller und greller als anderswo.
Wer hier demonstrierte – an der Uni und
auf den Straßen – fand schnell Beachtung.
Bald war eine Reise nach Berlin für Journa-
listen ein Erlebnisgutschein, der sich in sat-
te Revolutionsreportagen umtauschen ließ.
Kein Wunder, dass viele – so Brendan

Simms in seinem Bestseller „Kampf um die
Vorherrschaft – Eine deutsche Geschichte
Europas“ – in der deutschen Hauptstadt
den „archimedischen Punkt im Zentrum
der Welt“ entdeckten. Hier träumte
Dutschke gemeinsam mit dem französi-
schen Revolutionstheoretiker Regis Debray
von einer „bewaffneten Avantgarde des
Volkes“. In den Metropolen sollte die
Stadtguerilla „die objektiven Bedingungen
für die Revolution durch subjektive Tätig-
keit schaffen“. Ein Satz, so kurz wie konfus.
Eine Weltrevolution im Sauseschritt, ausge-
hend von einer Straßenecke am Kurfürs-
tendamm, wo Dutschke im SDS-Haupt-
quartier das Modell einer Räterepublik ent-
warf: ohne entfremdete Arbeit, dafür
Volksküchen für jedermann.
Vieles war durcheinander geraten: Not-
standsgesetze und Dritte
Welt, revolutionäre Wün-
sche und bräsige Wirklich-
keit, Strassenprotest und
Waffengang. Aber dieser
Wirrwarr in den Köpfen
war dem Kokon geschul-
det, in dem sich die selbst-
gefällige Elite des SDS ein-
gesponnen hatte, in ihren
verrauchten Ideologiede-
batten und einer Sicht auf
den Rest der Welt durch
tiefrote Brillengläser. Zu
Beginn seines Studiums
hatte Dutschke noch geschwärmt über das,
was sich ihm bot: „Geschichte, Politik, Phi-
losophie, Wirtschaft ... Die ganze Mensch-
heitsgeschichte rollt ab.“ Doch in den sie-
ben Jahren vom Studienbeginn 1961 bis
zum Attentat 1968 verengte sich seine
Sicht auf das Kapitel von der russischen
Oktoberrevolution bis zu den Befreiungs-
kämpfen der kolonisierten Völker. Marx,
Engels, Lenin, Trotzki, Rosa Luxemburg,
Mao und die Geschichte der blutigen kom-
munistischen Grabenkämpfe standen auf
dem Lektüreplan, den er über seinem Bett
an die Wand gepinnt hatte. Er schlug kein
Buch auf ohne seinen vielfarbigen Kugel-
schreiber, mit dem er zitierenswerte Sätze
markierte.
Dutschke war ein Nerd der Revolution, der
je nach aktueller Lektüre die „Massen“ auf

seine Einbahnstraße umlenken wollte und
der erst, als die Kugel des Attentäters ihn
getroffen hatte, in der Rekonvaleszenz be-
kannte: „Ich habe Fehler gemacht. Ich bin
einfach noch zu jung, um Politiker zu wer-
den.“ Doch auch nachdem ihm diese Ein-
sicht gekommen war, blieb er seinem per-
sönlichen Kernwiderspruch treu: Mal
warnte er vor der Gewalt, mal rief er sie
herbei. Vielleicht war es ein Glück für ihn,
dass die Zeit- und Lebensumstände ihn da-
vor bewahrten, mit seinem Hang zum Un-
bedingten den Weg von Gudrun Ensslin
und Ulrike Meinhof zu gehen. Auch die
Mitbegründerinnen der „Rote Armee Frak-
tion“ (RAF) waren christlich-pazifistisch
erzogen und schließlich in einer Mörder-
bande gelandet.
Die Gewalt im Umfeld des SDS begann

mit „direkten Aktionen“
wie dem (mit Backpulver
verübten) „Pudding-Atten-
tat“ auf den amerikani-
schen Vizepräsidenten
Humphrey durch Dutsch-
kes Freunde von der „Sub-
versiven Aktion“. Danach
brannte ein Kaufhaus.
Dutschke ließ zwar die Dy-
namitstangen, die ihm der
linksradikale italienische
Verleger Feltrinelli in den
Kinderwagen seines Sohnes
Hosea-Che verbuddelt hat-

te, klammheimlich verschwinden, aber öf-
fentlich hielt er flammende Reden auf die
„‚Propaganda der Schüsse‘ in der ‚Dritten
Welt‘“ und die „‚Propaganda der Tat‘ in
den Metropolen“ und schwärmte von der
„sinnlichen Erfahrung der organisierten
Einzelkämpfers“ gegen die „staatliche Exe-
kutivgewalt“. Er tat das mit solcher Leiden-
schaft, dass Bommi Baumann, der Bom-
benbauer der terroristischen „Bewegung
2. Juni“, sich sicher war: „Bei Rudi hast du
sofort gemerkt, der geht genauso wie du
durchs Feuer. Der verkrümelt sich nicht,
wenn es dicke kommt.“
Tat er aber doch. Weiter als bis zum Abräu-
men von Polizeigittern brachte Dutschke
es nicht. Letztlich war seine Rede revolutio-
närer Bluff, aber doch so aufwieglerisch,
dass Jürgen Habermas darin den Keim ei-
nes „linken Faschismus“ spürte. Zwar trieb
Dutschke in seinen letzten Lebensjahren –
so berichten Freunde – durchaus der Ge-
danke um, er könne mitschuldig sein an
den Gewalttaten der RAF, aber immer wie-
der siegte der verbale Reflex über die Refle-
xion. Am Grab des RAF-Terroristen Holger
Meins tönte er 1974 mit erhobener Faust:
„Holger, der Kampf geht weiter!“ Und drei
Jahre später rief er dem von der RAF er-
mordeten Jürgen Ponto das verächtliche
Wort vom „Hohen Bankspekulanten“
nach; kein Wort der Betroffenheit, kein Ur-
teil über die Täter.
Wie konnte ein junger Mann mit diesem
erratischen Weltbild, dessen Haltung zur
Gewalt höchst ambivalent war, zum ge-
suchten Gesprächspartner von liberalen
Politikern und Journalisten wie Ralph
Dahrendorf, Rudolf Augstein und Günter
Gaus werden? Es war nicht nur das Unge-
stüm seiner Reden, es war die Unbedingt-

heit, mit der er den Mehltau bürgerlichen
Selbstzufriedenheit hinwegfegen wollte; es
war der Schauder, der über den Rücken
lief, wenn da einer den revolutionären Feu-
eralarm ausrief, während alle anderen im
Fernsehen Serien wie die „Familie Schöler-
mann“ guckten.
Dazu kam, dass Dutschke im persönlichen
Gespräch gewinnend war, „entspannt, auf-
merksam, freundlich, bedacht, nicht zu
kränken“, wie der „Zeit“-Verleger Gerd Bu-
cerius nach einer Begegnung aufschrieb.
Augstein fand, Dutschke sei nicht gerade
ein „Geistesheros“; er hielt ihn wohl eher
für etwas drollig, überwies ihm aber nach
dem Attentat eine monatliche Summe für
den Unterhalt.
Vor seinem tragischen Tod fand Dutschke
mit dem Entstehen der Umweltbewegung
doch noch einen Weg in die politische
Realität. Dutschkes Milieu aus den Sechzi-
gern hatte sich in diverse kommunistische
Mini-Fraktionen gespalten, andere Alt-Ge-
nossen waren auf dem Weg durch die Insti-
tutionen. Dutschke reiste nun durch die
Republik, aber mit dem verblassten „My-
thos des ‚auferstandenen Propheten‘“, so
sein inzwischen zur Rechten übergelaufe-
ner Ex-Kampfgefährte Bernd Rabehl, konn-
te er keine Allianzen mehr schmieden. Die
Hoffnung auf die Arbeiterklasse hatte
Dutschke aufgegeben. Und er hatte er-
kannt, dass die Befreiungsbewegungen,
sein anderes Idol, einmal an der Macht
sich eher korrumpierten, als eine gerechte
Gesellschaft zu schaffen.

Trudelnder Kompass Er wurde grün und
fand seine „neue Klasse“ (Dutschke) bei
den Kämpfern gegen die „zunehmende
Atomisierung und Chemisierung“ der
Welt. Wieder einmal war sein Kompass ins
Trudeln geraten – wie einst bei der Wende
vom Pazifismus zur Revolution. Jetzt zähl-
ten zu seinen „Klassen“-Genossen der
deutschtümelnde Öko-Bauer Baldur
Springmann, der CDU-Dissident Herbert
Gruhl und der rechtsradikale August
Haußleiter, die sich damals noch bei den
Grünen tummelten. Am 10. Januar 1980
sollte Dutschke als Delegierter aus Bremen
zum Gründungskongress der neuen Partei
reisen. Am Heiligen Abend davor fand er
den Tod.
„Gott hat es gut mit Rudi gemeint“, predig-
te der Theologe Helmut Gollwitzer an
Dutschkes Grab. Er hatte Ruhe gefunden.
Den christlichen Weg, auf dem Dutschke
begann, verfehlte er im Gestrüpp der Welt-
rettungsideologien. Ein paar widerständige
protestantische Theologen wie Bonhoeffer
hätten dem Suchenden einen anderen Weg
weisen können. Aber sie fehlten auf dem
Lektürezettel in seiner Studentenbude. Da
standen nur Marx und Genossen. Doch
Gott zählt nicht die ungelesenen Bücher,
„sondern blickt auf die Narben des Le-
bens“ (Bonhoeffer). Und davon hatte Rudi
Dutschke mehr als genug. Ernst Elitz T

Der Autor war „Spiegel“-Redakteur,
Moderator im „heute journal“, Fernseh-

Chefredakteur des Süddeutschen
Rundfunks und Gründungsintendant

des Deutschlandradios.Das Bürgertum hatte Rudi Dutschke schnell als Feind identifiziert. © picture-alliance/dpa

»Ich bin
einfach noch

zu jung,
um ein

Politiker zu
werden.«
Rudi Dutschke

nach dem Attentat
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KURZBIOGRAFIE

RUDI DUTSCHKE

1940 Alfred Willi Rudi Dutschke wird am
7. März in Schönfeld bei Luckenwalde/Mark
Brandenburg als vierter Sohn einer
protestantischen Familie geboren.

1958 Abitur und anschließende Ausbil-
dung zum Industriekaufmann im Lucken-
walder VEB „Beschläge“.

1960 Wiederholung des Abiturs in
West-Berlin, um in der Bundesrepublik
Deutschland studieren zu können.

1961 Dutschke bleibt nach dem
Mauerbau in West-Berlin und beginnt
im November mit dem Soziologie-
studium an der FU Berlin.

1965 Wahl zum politischen Beirat
des West-Berliner „Sozialistischen
Deutschen Studentenbundes“ (SDS).

1966 Teilnahme an Demonstrationen
gegen den Vietnamkrieg, gegen die
Notstandsgesetze und gegen die
Bildung der Großen Koalition. Innerhalb
der Studentenbewegung organisiert
Dutschke Demonstrationen und
Aktionen gegen das „Establishment“
und ruft zur Bildung einer Außer-
parlamentarischen Opposition (APO)
auf. Heirat mit Gretchen Klotz. Aus
der Ehe gehen drei Kinder hervor.

1967 Nach Ermordung des Studenten
Benno Ohnesorg entwickelt sich
Dutschke zum Anführer des „anti-
autoritären“ Lagers der SDS. Er fordert
die Enteignung des Verlegers Axel
Springer. Von terroristischen Aktionen
grenzt sich Dutschke ab.

1968 Am 11. April wird Dutschke von
einem Hilfsarbeiter niedergeschossen
und lebensgefährlich verletzt.

1973 Promotion in der Soziologie „Zur
Differenz des asiatischen und westeuro-
päischen Weges zum Sozialismus“ an
der Freien Universität (FU) Berlin.

1974 Veröffentlichung einer
popularisierten Form seiner Dissertation,
in der er seine Vorstellung von einem
deutschen Sozialismus beschreibt.

1975 Mehrere Reisen in die DDR, in
denen Dutschke Kontakt mit Wolf
Biermann und Robert Havemann
aufnimmt.

1979 Dutschke stirbt nach einem
epileptischen Anfall als Spätfolge des
Attentats. sok T



Dobrindts Mehrfrontenkampf
PKW-MAUT II Widerstand gegen die geplante Infrastrukturabgabe gibt es auch bei den Bundesländern

Zuletzt war es still geworden um die Maut.
Der Gesetzesentwurf von Verkehrsminister
Alexander Dobrindt (CSU) hatte geräuschlos
alle Hürden im Kabinett genommen, gefolgt
von einem kurzen Schlagabtausch im Bun-
destag anlässlich der Haushaltsberatungen.
Auch aus Brüssel war bisher der Widerstand
überschaubar. Doch mit einer vehementen
Diskussion im Bundesrat vor wenigen Tagen
und der nahezu einstimmigen Ablehnung
der Pläne des Bundesverkehrsministers durch
die Bundesländer melden sich nun die Geg-
ner der Maut stärker denn je zurück. Sie ha-
ben Zweifel an der Sinnhaftigkeit und Finan-
zierbarkeit der „Infrastrukturabgabe“ und an
der alleinigen Zuständigkeit des Bundes bei
der Gesetzgebung.
Damit muss Dobrindt nun an mehreren
Fronten gleichzeitig kämpfen: Neben dem
Widerstand von Seiten der EU-Kommission
in Brüssel brechen wieder alte parteipoliti-
sche Gräben auf, die auf Bundesebene zumal
in der Maut-Frage bis vor kurzem keine gro-

ße Rolle mehr gespielt hatten. Dabei kreist
der Widerstand der Länder vornehmlich um
die altbekannten Argumente: Bei der Maut
seien wegen der hohen Verwaltungskosten
„keine oder nur sehr geringe zusätzlichen
Einnahmen“ zu erwarten. Im Gegenzug sol-
len von den 3,7 Milliarden Euro drei Milliar-
den durch die Verrechnung mit der Kfz-Steu-
er den deutschen Autobesitzern zurückgege-
ben werden. Die verbleibenden 700 Millio-
nen Euro sollen Ausländer aufbringen. Dabei
geht das Verkehrsministerium davon aus,
dass es 130 Millionen Einfahrten von auslän-
dischen Pkw im Jahr gibt, sei es für Urlaubs-
fahrten, Geschäftsreisen oder von Pendlern.
Für Schleswig-Holsteins Ministerpräsident
Torsten Albig (SPD) ist die tatsächliche Höhe
der zu erwartenden Einnahmen weiter un-
klar. Sicher sei nur, dass es wird nicht viel
sein wird. Und das angesichts der Tatsache,
dass in Deutschland pro Jahr über einen Zeit-
raum von 15 Jahren 7,2 Milliarden Euro über
alle Verkehrsträger hinweg fehlen. Das sind
in der Summe 108 Milliarden Euro, allein
um den aufgelaufenen Sanierungsstau in un-
serem Land zu beheben.
Daneben wirft der Dobrindt-Entwurf für die
Gegner immer noch ungelöste europarechtli-
che Bedenken auf. Die Pkw-Maut alleine wä-
re vielleicht noch EU-rechtskonform. In

Kombination mit der Absenkung der Kfz-
Steuer bezweifeln Experten dies jedoch. Ähn-
lich argumentiert auch Winfried Hermann,
grüner Landesverkehrsminister in Baden-
Württemberg. Er verweist auf die 1990er Jah-
re, als die Lkw-Maut anfangs vom Europäi-
schen Gerichtshof gestoppt wurde. Nach
dem damaligen Ansatz wollte die Bundesre-
gierung die Einnahmen von den deutschen
Spediteuren 1:1 kompensieren. Dazu hatte
die EU aber eindeutig gesagt, dass dies nicht
möglich sei.

Systemwechsel Ein Vorwurf, den Verkehrs-
minister Dobrindt nicht auf sich sitzen lassen
will. Für die Bundesregierung wies er alle Be-
denken an seinen Mautplänen zurück. „Wir
vollziehen bei der Finanzierung unserer In-
frastruktur einen echten Systemwechsel: Wir
gehen von einer überwiegenden Steuerfinan-
zierung hin zu einer Nutzerfinanzierung.“
Die EU-Kommission habe, so der Bundesmi-
nister, dieses Prinzip bereits 2011 in ihrem
Weißbuch von den Ländern gefordert. „Der
Systemwechsel von der Steuerfinanzierung
zur Nutzerfinanzierung, wie wir ihn jetzt ein-
leiten, ist deshalb auch ein europäisches Pro-
jekt.“ Auch die europarechtlichen Bedenken
wegen einer Bevorzugung der deutschen Au-
tofahrer teilt er nicht. „Dass es bei einem sol-

chen Systemwechsel und dem Zubau der In-
frastrukturabgabensäule, die andere Länder
kennen, nicht zu Doppelbelastungen kom-
men darf, ist, glaube ich, logisch und selbst-
verständlich. Deswegen beabsichtigen wir ei-
ne Änderung des Kfz-Steuergesetzes.“
Doch den Straßenmaut-Plänen droht noch
eine ganz andere rechtliche Hürde: Die Bun-
desländer sind nämlich der Meinung, dass
für die Mautpläne der Bundesregierung eine
Zustimmungspflicht des Bundesrates vorlie-
ge, weil Länder- und Kommunalbehörden an
der Durchführung beteiligt würden.
Demgegenüber stellt sich der Bundesver-
kehrsminister auf den Standpunkt, dass ge-
nau dies nicht der Fall sei. Er sieht das Maut-
Gesetz nur als so genanntes Einspruchsgesetz:
die Bundesländer könnten es dann allenfalls
verzögern, aber nicht stoppen oder in einem
Vermittlungsverfahren deutlich verändern.
Wer Recht hat müsste am Ende dann der
Bundespräsident entscheiden. Das aber kann
sich hinziehen – und könnte zur Folge ha-
ben, dass Alexander Dobrindts ambitionier-
ter Zeitplan durcheinander käme. Er will die
Pkw-Maut nämlich schon im Jahr 2016
„scharf stellen“.. Christoph Birnbaum T

Der Autor ist freier Wirtschaftsjournalist
in Bonn.
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»Genau anschauen«
INTERVIEW Sören Bartol (SPD) plädiert für eine unbürokratische Pkw-Maut. Die Lkw-Maut soll auf alle Bundesfernstraßen ausgedehnt werden

Herr Bartol, der Bundestag hat vergange-
ne Woche erstmals über die Pkw-Maut bera-
ten. Dazu gehören zwei Gesetzentwürfe: Im
ersten hat Verkehrsminister Alexander Dob-
rindt (CSU) die Höhe der Maut festgelegt. Im
zweiten Entwurf hat Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) aufgeschrieben, wie die deut-
sche Halter entlastet werden sollen. Sehen Sie
damit die Vorgabe des Koalitionsvertrages er-
füllt, dass kein Fahrzeughalter in Deutsch-
land zusätzlich belastet wird?
Die Minister Dobrindt und Schäuble haben ver-
sichert, dass durch die gleichzeitige Einführung
einer Ermäßigung bei der Kfz-Steuer für deut-
sche Autofahrer durch die Pkw-Maut keine zu-
sätzliche Belastung entsteht. Wenn einzelne
deutsche Autofahrer doch zusätzlich belastet
würden, könnte die SPD im Bundestag den Ge-
setzen nicht zustimmen. Da halten wir uns an
den Koalitionsvertrag.

Eine weitere Vorgabe im Koalitionsvertrag
ist EU-rechtskonforme Ausgestaltung des Ge-
setzes. Ist das gelungen?
Die Bundesregierung hat festgestellt, dass die
Gesetze mit EU-Recht vereinbar sind. Der Bun-
desrat hat daran Zweifel geäußert. Die EU-Ver-
kehrskommissarin Violeta Bulc hat bei ihrem
Besuch im Verkehrsausschuss von einigen Wo-
chen zwei Kriterien genannt, die aus Sicht der
Europäischen Kommission wichtig sind. Zum
einen mahnt sie an, dass die Gebührensätze für
die Zeitvignetten im Vergleich zur Jahresvignette
für ausländischen Autofahrer verhältnismäßig
sein müssen. Zum anderen dürfen durch die
Einführung einer Pkw- Maut EU-Ausländer
nicht diskriminiert werden. Due EU-Kommissi-

on hat signalisiert, dass sie erst nach Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens eindeutig bewer-
ten wird, ob die beiden Kriterien erfüllt sind.
Damit werden wir diese Frage im Bundestag
nicht abschließend klären können.

Die Opposition sieht ein bürokratisches
Monster. Können Sie das nachvollziehen?
Die Bürgerinnen und Bürger werden nur eine
Pkw-Maut akzeptieren, wenn sie unbürokra-
tisch, einfach und verständlich ist. Entsprechend
werden wir uns das geplante Verwaltungsverfah-
ren noch einmal genau anschauen. Der Aufbau
neuer Bürokratie kann nicht das Ziel sein.

Ein weiterer Kritikpunkt lautet, die ge-
schätzten Einnahmen seien im Vergleich zum
Aufwand zu gering. Aber ist nicht jeder zu-
sätzliche Euro für das Straßennetz sinnvoll?
Die vom Bundesverkehrsministerium errechne-
ten zusätzlichen Einnahmen von 500 Millionen
Euro werden unsere Probleme bei der Finanzie-
rung der Verkehrsinfrastruktur nicht lösen. Die
SPD setzt sich dafür ein, dass die im Koalitions-
vertrag vorgesehene Ausdehnung der Lkw-Maut
auf alle Bundesfernstraßen definitiv kommt.
Das bringt uns rund zwei Milliarden Euro zu-
sätzliche Einnahmen pro Jahr.

Ist das ein weiterer Schritt in eine nutzer-
finanzierte Straßensteuer?
Das sehe ich nicht so. Richtig ist aber, dass ne-
ben der Steuerfinanzierung die Säule der Nut-
zerfinanzierung weiter ausgebaut wird.

Der ehemalige SPD-Fraktionsvorsitzende
Peter Struck hat einmal gesagt, dass kein Ge-

setzentwurf den Bundestag ohne Änderungen
verlässt. Wo können Sie sich Änderungen vor-
stellen?
Der Bundesrat hat eine sehr kritische Stellung-
nahme zu den Gesetzentwürfen zur Einführung
einer Pkw-Maut abgegeben. Die Bedenken wer-
den wir im Bundestag nicht so einfach vom
Tisch wischen können. Beim Datenschutz, bei
der Frage der Rückerstattung für Nichtnutzer
von Bundesfernstraßen bis hin zu den Auswir-
kungen der Maut auf die Grenzregionen sollten
wir schauen, ob an dem vorgelegten Gesetzent-
wurf noch Änderungen notwendig sind. Am En-
de können wir im Plenum des Bundestags nur
ein Regelwerk zur Abstimmung stellen, das in
sich schlüssig ist und bei dem alle Bedenken
und Kritikpunkte ausgeräumt sind.

Der Entwurf soll laut Dobrindt 2016
,,scharf gestellt“ werden. Ist das zu halten?
Der Plan des Bundesverkehrsministers sieht ei-
nen Start im Jahr 2016 vor. Aus heutiger Sicht ist
das zu schaffen. Dabei kann ich noch nicht sa-
gen, welchen Verlauf die weiteren Gespräche im
Bundestag nehmen werden. Wobei die Pkw-
Maut mit dem Beschluss im Bundestag und
Bundesrat dann noch nicht automatisch in
Deutschland eingeführt ist. Vorher muss durch
das Bundesverkehrsministerium noch die Aus-
schreibung erfolgen, welches private Unterneh-
men die Kontrolle der Pkw-Maut und den Auf-
bau des Infrastrukturabgaberegisters überneh-
men soll. Das braucht zusammen mit der Aus-
wahl der privaten Dritten auch seine Zeit.

Der Bundesrat hat sich im ersten Durch-
gang gegen die Maut ausgesprochen und hält

den Entwurf für nicht verfassungsgemäß. Wie
sehen Sie das?
Der Bundestag kann nur Gesetze beschließen,
bei denen eindeutig geklärt ist, ob sie mit den
Vorgaben unseres Grundgesetzes vereinbar sind.
Entsprechend muss hier Klarheit herrschen.

Was passiert, wenn der Bundesrat klagt
und gewinnt?
Es ist das gute Recht der Bundesländer, solche
Fragen auch vor Gericht klären zu lassen. Ich ge-
he aber davon aus, dass wir das im laufenden
Verfahren klären können.

Ähnliches gilt für die EU-Kommission.
Die will das Gesetz auf Konformität mit EU-
Recht überprüfen. Was geschieht, wenn die EU
zum Ergebnis kommt, dass das Gesetz gegen
EU Recht verstößt?
Dann wird es keine Pkw-Maut in Deutschland
geben, aber auch keine Ermäßigung bei der Kfz-
Steuer. Wenn die EU-Kommission mit einer Kla-
ge erfolgreich wäre, muss sichergestellt sein, dass
wir am Ende nicht eine Pkw-Maut haben, die
auch deutsche Autofahrer belastet.

Die deutsche Straßeninfrastruktur scheint
unterfinanziert zu sein. Die Folgen spüren vie-
le Autofahrer täglich. So musste jetzt die
Schiersteiner Autobahnbrücke zwischen Mainz
und Wiesbaden gesperrt werden. Gehen Sie
auch von einer Finanzierungslücke beim Stra-
ßenbau aus?
Ja, das stimmt. Das gilt nicht nur für die Straße,
sondern auch für die Schiene und die Wasser-
straße. Insbesondere in den Erhalt der Brücken
müssen wir mehr Geld investieren. Ansonsten

drohen uns weitere Sperrungen von wichtigen
Verkehrsverbindungen.

In welcher Höhe?
Die Bodewig-Kommission, eingesetzt im Auftrag
der Bundesländer, geht von einem jährlichen
Defizit von 7,2 Milliarden Euro aus. Das gilt für
alle Verkehrsträger und für alle staatlichen Ebe-
nen, also für Bund, Länder und Gemeinden zu-
sammen.

Wie kann die Lücke geschlossen werden?
Wir werden als Koalition gemeinsam mit dem
Bundesverkehrsminister Dobrindt bis 2017 fünf
Milliarden Euro zusätzlich aus Steuermittel in-
vestieren. Am Ende der Legislaturperiode wer-
den wir damit jedes Jahr zwölf Milliarden Euro
in die Verkehrsinfrastruktur stecken. Außerdem
gehe ich davon aus, dass wir aus dem zehn Mil-
liarden Euro- Investitionspaket 2016 bis 2018
weitere zusätzliche Mittel mobilisieren.

Was halten Sie von der Idee, eine Bundes-
fernstraßengesellschaft zu gründen, die sich
vor allem aus Mauteinnahmen und aus priva-
ten Kapital finanziert?
Der Erhalt und Ausbau der Verkehrswege ist eine
öffentliche Aufgabe. Eine Privatisierung von
Bundesfernstraßen halte ich für undenkbar.
Aber darum soll es auch gar nicht gehen. Es geht
um die Frage, wie effizient wir den Erhalt sowie
Neu- und Ausbau der Bundesfernstraßen organi-
sieren. Ob dabei eine bundeseigene Gesellschaft
die bessere Alternative zur Auftragsverwaltung
der Länder ist, kann man diskutieren. T

Das Gespräch führte Michael Klein.
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Mit kritischem Blick auf die Infrastrukturabgabe: Sören Bartol, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Fraktion © picture-alliance/dpa

Minister
hofft auf
500 Millionen
Pkw-Maut I Die geplante Infrastrukturabga-
be (Pkw-Maut) ist auf dem parlamentari-
schen Weg. Am vergangenen Donnerstag de-
battierte der Bundestag erstmals über die ge-
plante Abgabe auf Grundlage von zwei Ge-
setzentwürfen der Bundesregierung, die zur
weiteren Beratung an die Ausschüsse über-
wiesen wurden. Im ersten Gesetzentwurf
(18/3990) geht es um die Einführung einer
Abgabe (Maut), die gleichermaßen von Hal-
tern von im Inland und im Ausland zugelas-
senen Pkw für die Nutzung von Bundesauto-
bahnen und Bundesstraßen zu entrichten ist.
Im zweiten Gesetzentwurf (18/3991) geht es
um Steuerentlastungen beim Kraftfahrtsteu-
ergesetz. Damit soll sichergestellt werden,
dass Haltern von in Deutschland zugelasse-
nen Fahrzeugen keine zusätzliche Belastung
auferlegt wird.
Für Bundesverkehrsminister Alexander Dob-
rindt (CSU) wird damit ein neues Kapitel
zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur
aufgeschlagen: Weg von der Steuerfinanzie-
rung, hin zur Nutzerfinanzierung. Damit
werde die Finanzierung der Verkehrsinfra-
struktur auf eine breitere Basis gestellt. Insge-
samt erwartet er durch die Pkw-Maut Mehr-
einnahmen von rund 700 Millionen Euro.
Davon müssten noch 200 Millionen Euro
Systemkosten abgezogen werden. Das Kon-
zept sei insgesamt „fair, sinnvoll und ge-
recht“.
Unterstützung fand Dobrindt von Steffen
Bilger (CDU): „Die große Linie heißt: Wer
nutzt, der bezahlt.“ Er wies darauf hin, dass
die größte Belastung der Straßen durch die
Lkw komme. Deshalb sei es richtig, dass die
Lkw-Maut (18/3923) auf Fahrzeuge ab 7,5
Tonnen und auf alle Bundesstraßen ausge-
weitet werden solle.

Belastungen Der stellvertretende Vorsitzen-
de der SPD-Fraktion, Sören Bartol, wies da-
rauf hin, dass der Bundestag entscheide, wie
das Gesetz „letztendlich“ aussehen werde.
Viele Autofahrer befürchteten, dass sie am
Ende mehr belastet würden. Die SPD werde
dafür sorgen, dass dies auf keinen Fall ge-
schehen werde. Auch Einwände des Bundes-
rates und die Konformität mit dem Europa-
recht müssten in den anstehenden Beratun-
gen noch eingehend geprüft werden (siehe
nebenstehendes Interview). Um eine Akzep-
tanz der Infrastrukturabgabe zu erreichen,
sei eine klare Priorisierung bei den Verkehrs-
investitionen notwendig, hob Bartol hervor.
Deshalb solle der finanzielle Aufwuchs vor
allem für den Ausbau der bestehenden Brü-
cken und Straßen sowie für den Abbau der
bestehenden Verkehrsengpässe genutzt wer-
den.
Für Herbert Behrens (Die Linke) ist nicht er-
kennbar, welche Idee sich hinter der Maut
verberge. So hielt er die Hinwendung zum
Verursacherprinzip für „reinen Etiketten-
schwindel“. Verursacher der meisten Schäden
bei der Infrastruktur seien nämlich die Lkw
und nicht die Pkw. Behrens ging davon aus,
dass die Einnahmen wesentlich geringer aus-
fallen würden als die prognostizierten 500
Millionen Euro. „Die vorgesehene Pkw-Maut
ist absurd und haushaltspolitisches Haraki-
ri“, sagte er.
Oliver Krischer, stellvertretender Vorsitzen-
der der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,
hielt einen „Aufstand der Vernünftigen“ für
notwendig, um die Pkw-Maut zu verhindern.
Er sagte voraus, dass nicht die Maut vor dem
Europäischen Gerichtshof scheitern würde,
sondern die Kompensation durch die Kfz-
Steuer. Dann müssten am Ende alle für die
Benutzung der deutschen Straßen zahlen.
„Das ist das Konzept, das dahinter steht“,
sagte er. Michael Klein T



A
nlagetipps im Deutschen
Bundestag: „Kaufe nie ein
Produkt, dass Du nicht ver-
stehst“, riet Frank Steffel
(CDU) am Freitag in der
Anlegerschutzdebatte des

Parlaments den deutschen Sparern, die im
Niedrigzinsumfeld verzweifelt nach Anla-
gemöglichkeiten suchen, die mehr bringen
als zum Beispiel 0,01 Prozent Zinsen für
Geld auf einem Sparbuch mit dreimonati-
ger Kündigungsfrist. Um Anlageangebote
transparenter zu machen, Entscheidungen
für ein Produkt zu erleichtern und Sparer
vor Betrügern besser zu schützen, hat die
Bundesregierung den Entwurf eines Klein-
anlegerschutzgesetzes (18/3994) einge-
bracht, der vom Bundestag an die zustän-
digen Ausschüsse überwiesen wurde. Laut
Steffel ist das die 40. Maßnahme zur Regu-
lierung und Stabilisierung seit Ausbruch
der Finanzkrise.
Regierung und Fraktionen waren sich in
der Debatte einig, dass mehr für den Anle-
gerschutz getan werden müsse nach zahl-
reichen Vorfällen auf dem grauen Kapital-
markt „gerade mit massivem Schäden für
die Kleinanleger“, wie der Parlamentari-
sche Staatssekretär im Finanzministerium,
Michael Meister (CDU) hervorhob.

Der Fall Prokon Besonders der Fall des in
Insolvenz gegangenen Windanlagenbauers
und –betreibers Prokon spielte in der De-
batte eine Rolle. Bei Prokon waren 75.000
Anleger mit „Genussrechten“ in Höhe von
1,4 Milliarden Euro investiert. Die Verluste
dürften enorm sein. Nicht nur Fälle wie
Prokon, sondern auch das massive Nied-
rigzinsumfeld lasse die Anleger ohne die
notwendigen Informationen in höher ren-

tierliche Anlagen hineingehen, „und dabei
übersehen sie, dass dort ein entsprechend
höheres Risiko besteht“, warnte Meister.
In einer Zeit, in der immer mehr Men-
schen auch ihre Finanzentscheidungern
nach Grundsätzen der Nachhaltigkeit tref-
fen wollen, sind Betrüger auch auf diesem
Feld unterwegs. Auffällig derzeit sind zum
Beispiel Angebote mit zweistelligen Rendi-
teversprechungen im Bereich der Holzwirt-
schaft. Die Plantagen liegen oft in fernen
Ländern, ob sie existieren, ist für den Anle-
ger nicht feststellbar. Experten für Kapital-
anlagerecht wie der Münchener Anwalt Pe-
ter Mattil, der auch im Bundestag als Sach-
verständiger auftritt, warnen: „Sehr hohe
Renditeversprechen bedeuten auch immer
ein sehr hohes Risiko.“
Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD)
erläuterte, warum der Anlegerschutz so
wichtig ist: „Heute kann der Lebensstan-
dard von morgen von einer einzigen Anla-
geentscheidung abhängen.“ Prokon sei ei-
ner der größten Insolvenzfälle der Ge-
schichte. „Das konnten und wollten wir
nicht weiter tatenlos hinnehmen“, sagte
Maas. Carsten Sieling (SPD) sprach von ei-
nem guten Schritt zur Stärkung des Ver-
braucherschutzes durch das Kleinanleger-
schutzgesetz.
Als Konsequenz aus den Vorfällen in der
Finanzbranche will die Bundesregierung
mit ihrem Gesetzentwurf eine Reihe von
Regelungslücken schließen und auch zu-
sätzliche Maßnahmen einleiten. So sollen
Anlageprospekte nur noch zwölf Monate
und nicht mehr unbegrenzt gültig sein.
Auch nach Beendigung des öffentlichen
Angebots müssen Anbieter von Vermö-
gensanlagen anlegerrelevante Tatsachen
unverzüglich veröffentlichen. Anbieter von

Nachrangdarlehen und ähnlichen Produk-
ten sollen ebenfalls verpflichtet werden,
einen Prospekt zu erstellen. Da solche
Darlehen aber auch beim Crowdinvest-
ment sowie bei sozialen und gemeinnützi-
gen Projekten zur Finanzierung eingesetzt
werden, soll es hier Ausnahmen von der
Prospektpflicht geben. Werbung für Ver-
mögensanlagen im öffentlichen Raum
(zum Beispiel Bussen und Bahnen) soll
nicht mehr zulässig sein. In Printmedien
bleibt sie erlaubt, wird aber eingeschränkt.
Bei Bahnfahrten sollten besser keine Anla-
geentscheidungen getroffen werden, warn-
te Maas.
Vermögensanlagen sollen in Zukunft eine
Mindestlaufzeit von zwei Jahren haben.
Die Regierung begründet ihren Schritt da-
mit, dass manche Anbieter zu kurzfristigen

Rückzahlungen nicht in der Lage gewesen
seien. Die Kündigung von Anlagen soll
frühestens nach einem Jahr möglich sein.
Diese Frist hat nach Ansicht der Regierung
zwei Vorteile: Die Anbieter würden eine
stabile Finanzierungsgrundlage erhalten.
Und dem Anleger werde verdeutlicht, dass
er sein Geld in eine unternehmerische In-
vestition von gewisser Dauer stecke.
Susanna Karawanskij (Linke) nannte Pro-
kon ein trauriges Beispiel für hochriskante,
intransparente Finanzprodukte auf dem
weitestgehend immer noch unregulierten
grauen Kapitalmarkt. Der Fall zeige, dass
der Graumarkt endlich wirksam reguliert
werden müsse. „Machen wir uns nichts
vor: Bisher ist der finanzielle Verbraucher-
schutz in Deutschland immer noch in den
Kinderschuhen.“ Sie warnte vor einer Be-
nachteiligung sozialer Projekte und
Crowdinvestments.
Diesen Punkt sprach auch Gerhard Schick
(Grüne) an. Der Verbraucherschutz müsse
mit der wirtschaftlichen Wirklichkeit über-
einstimmen. So bedürfe es bei Bürgerener-
gie-Genossenschaften nicht der gleichen
Regelungsdichte wie bei einem Fonds. An
der Stelle seien Änderungen notwendig,
forderte Schick.
Alexander Radwan (CSU) griff die Forde-
rungen der Opposition auf. Crowdfunding
sei eine neue Finanzierungsform, die in
Deutschland gefördert werden solle, „und
darum brauchen wir eine Regelung, die
dieses Medium entsprechend unterstützt“.
Zugleich warnte er vor zu großen Erwar-
tungen: „Wir dürfen nicht den Eindruck
erwecken, dass mit diesem Gesetz soge-
nannte Skandale nicht mehr vorkom-
men,“ Der Verbraucher habe auch eine Ei-
genverantwortung. Hans-Jürgen Leersch T

> STICHWORT
Modewellen der Geldanlage

> Aktien Auch bei Geldanlagen gibt es
Modewellen. Nach dem Reinfall mit Tele-
kom-Papieren sind Aktien in Deutschland
außer Mode, auch wenn sie die höchsten
Renditen abwerfen.

> Nachhaltigkeit Ethische oder nachhal-
tige Anlagen sind sehr gefragt, allerdings
erlebten 14.000 Anleger von Prokon-
Windenergie-Papieren einen Reinfall.

> Mittelstand Hochverzinsliche Anleihen
von mittelständischen Unternehmen wa-
ren ein Renner. Von 180 Papieren wurden
jedoch rund 30 wertlos.
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Durch unüberlegte Entscheidungen wird oft viel Geld verbrannt statt sinnvoll angelegt. © picture-alliance

Anlagen
im Feuer
FINANZEN Nach Pleiten und Verlusten
sollen Sparer geschützt werden

Kampf gegen die Lauge
UMWELT Salz in Weser und Werra soll reduziert werden

Seit 90 Jahren werden salzhaltige Abwässer
aus der Kaliproduktion der Kali und Salz
AG (K+S) in die Flüsse Weser und Werra
eingeleitet oder zum Teil in tiefliegende
Schichten gepresst. Feste Salzabfälle wer-
den zudem auf riesige Halden geschüttet.
Flüsse, Böden und Grundwasser sind da-
durch stark versalzen, die Werra gilt als der
am stärksten belastete Fluss in Mitteleuro-
pa. Damit soll nun Schluss sein – das ha-
ben sich die sieben Bundesländer, durch
die Weser und Werra fließen, vorgenom-
men. Das Problem der Versalzung könne
nur mit einem gemeinsamen Bewirtschaf-
tungs- und Maßnahmenplan gelöst wer-
den, erklärten deren Regierungsvertreter
am vergangenen Mittwoch in einem öf-
fentlichen Fachgespräch des Umweltaus-
schusses. Ziel müsse es sein, „bis 2027 ei-
nen guten ökologischen Zustand zu errei-
chen“, betonte unter anderem die Staatsrä-
tin beim Bremer Umweltsenator, Gabriele
Friderich (Grüne). Sie zeigte sich optimis-
tisch, „dass wir das gemeinsam erreichen“.
Nach Angaben von Staatssekretär Olaf
Möller vom thüringischen Umweltministe-
rium will die Flussgebietsgemeinschaft We-
ser bis Mitte März 2015 einen detaillierten
Bewirtschaftungsplan für beide Flüsse be-

schließen, um die hohe Salzbelastung zu
reduzieren. Unter anderem solle die Ver-
senkung von Salzabwässern in den Unter-
grund bald beendet werden.
Die Länder stehen unter Druck, auch weil
die EU-Kommission wegen der Salzabwäs-
ser ein Vertragverletzungsverfahren gegen
Deutschland eingeleitet hat. Die EU-Was-
serrahmenrichtlinie schreibt vor, dass alle
europäischen Gewässer bis 2015 in „guten
Zustand“ sein müssen. Wenn das nicht ge-
lingt, gibt es einmalig Aufschub bis 2027.
„Die Wasserrahmenrichtlinie zwingt uns
praktisch zum Handeln“, betonte der
Staatssekretär im Umweltministerium von
Nordrhein- Westfalen, Peter Knitsch: „Sie
führt dazu, dass man sich zum ersten Mal
ernsthaft mit Lösungsmöglichkeiten be-
schäftigt.“ Dies sei jedoch „keine triviale
Aufgabe“, da das Umweltproblem über vie-
le Jahrzehnte angewachsen sei.
Beatrix Tappeser vom hessischen Umwelt-
ministerium bezeichnete es unter anderem
als „großen Erfolg“, dass K+S zugesagt ha-
be, an einer Abdeckung der riesigen Salz-
halden arbeiten zu wollen. Allerdings sei
dies technisch nur zu 60 Prozent möglich,
da die Berge inzwischen sehr hoch und
sehr steil seien. joh T

Warten auf den großen Wurf
VERKEHR Höhe der notwendigen Mittel für den Öffentlichen Personennahverkehr weiterhin umstritten. Endgültige Regelung erfolgt durch den Bund-Länder-Finanzausgleich

7,4 Milliarden Euro will der Bund in die-
sem Jahr den Ländern für den Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) bezahlen, ei-
ne Steigerung von 1,5 Prozent gegenüber
dem Vorjahr. Damit bleibt er um 250 Mil-
lionen Euro hinter dem Vorschlag eines
Gutachtens zurück, das er selbst in Auftrag
gegeben hatte.
Dies wurde vergangene Woche bei einer öf-
fentlichen Anhörung im Ausschuss für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur deutlich.
Ein vom Bundesrat bestelltes Gutachten er-
mittelte zwar einen noch höheren Bedarf,
nämlich 8,5 Milliarden Euro. Doch das lie-
ge eher an unterschiedlicher Methodik,
hieß es. „In der Tendenz sind sich beide
Gutachter einig“, befand Michael Holzhey
von der KCW GmbH. Die Einigung auf ein
gemeinsames Gutachten sei gewiss mög-
lich, meinte Andreas Brenck vom IGES In-
stitut GmbH.

Unverständnis wurde von Seiten der Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen und Die
Linke darüber bekundet, dass der Bund
nicht mit der eigentlich vorgegebenen Re-
vision des Regionalisierungsgesetzes auf-
warte, sondern nur mit einer „Zwischenlö-
sung“. Dies begründete der Bund damit,
dass dies in den „Gesamtzusammenhang“
mit der anstehenden Neuordnung der
Bund-Länder-Finanzen eingebunden wer-
den soll.
Dies erschloss sich Thomas Geyer, Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Aufgabenträger
des SPNV, nicht. Wie er, so hielt auch Wil-
helm Eschweiler, Vizepräsident der Bun-
desnetzagentur, grundlegende strukturelle
Änderungen für sinnvoll. Allerdings sei die
Materie sehr kompliziert, so dass sich ein
Schnellschuss verbiete. Die CDU/CSU-
Fraktion sprachen die Frage möglicher
Zweckentfremdung durch die Länder an.

Gutachter Holzhey stellte die Gegenfrage:
„Wer hat noch so viel im Etat, dass er
zweckentfremden kann?“ Hilmar von Lo-
jewski von der Bundesvereinigung kom-
munaler Spitzenverbände versicherte, die
Regionalisierungsmittel würden „überwie-
gend“ zweckgerecht eingesetzt. Nachdrück-
lich befürwortete er, dass es bei der Zweck-
bindung der Mittel bleiben müsse.

Lange Laufzeit Alle Gutachter unterstri-
chen die Notwendigkeit einer langen Lauf-
zeit der gesetzlichen Vorgaben. Die betrof-
fenen Unternehmen brauchten „langfristi-
ge und ganz konkrete Sicherheit“, sagte
Professor Knut Ringat vom Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen (VDV). Schon
die noch andauernde Unsicherheit über
die Höhe der Mittel in diesem Jahr habe in
seinem Verkehrsverbund Rhein/Main zu ei-
ner „prekären Situation“ geführt. Geyer be-

richtete aus seinem Verkehrsverbund in
Rheinland-Pfalz, dass die Finanzierung bis-
her nur bis einschließlich Oktober gesi-
chert sei. Auf Gutachter-Warnungen vor ei-
ner Unterfinanzierung des ÖPNV mit der
Folge, dass Leistungen abbestellt werden
müssten, reagierte die SPD mit der Versi-
cherung, die Fraktion wolle das „Erfolgs-
modell“ der Regionalisierung fortsetzen.
„Auskömmlich“ müssten die Mittel sein.
Doch was die Bundesregierung in ihrem
Gesetzentwurf (18/3785) vorschlägt, stieß
bei den Sachverständigen auf Kritik. Statt
des vorgesehenen Aufschlags von 1,5 Pro-
zent in diesem Jahr müsse es „zumindest“
zu einer höheren Dynamisierung kommen
(kommunale Spitzenverbände). Und vom
VDV hieße es: „Finanzielle Ausstattung
und Anforderungen durch die Gesellschaft
an den Umfang der Verkehre müssen wie-
der in ein, auch finanzielles, Gleichgewicht

gebracht werden.“ Die Bundesarbeitsge-
meinschaft SPNV hält den Gesetzentwurf
für „nicht geeignet, die akuten Finanzie-
rungsprobleme im Personennahverkehr zu
lösen“. Franz Ludwig Averdunk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Straßenbahnen werden immer beliebter. © picture-alliance/dpa

Vertrauen zurückgekehrt
HAUSHALT Portugal darf Schulden vorzeitig begleichen

Die Republik Portugal kann einen Teil ih-
rer 2011 empfangenen Finanzhilfe vorzei-
tig an den Internationalen Währungsfonds
(IWF) zurückzahlen. Einem entsprechen-
den Antrag des Bundesfinanzministeriums
(18/4030) stimmte der Bundestag am ver-
gangenen Donnerstag einstimmig zu. Da-
durch wird die Bundesregierung ermäch-
tigt, im Direktorium des Rettungsfonds
EFSF entsprechenden Beschlussvorschlägen
zur Nichtanwendung der Parallelitätsklau-
sel zuzustimmen. Diese Klausel besagt,
dass die Schulden allen Kreditgebern
gleichmäßig zurückgezahlt werden müs-
sen. Portugal hat in den Jahren 2011 bis
2014 Finanzhilfen in Höhe von insgesamt
rund 70 Milliarden Euro erhalten, davon
28,6 Milliarden Euro vom IWF. Davon sol-
len jetzt 14,3 Milliarden Euro an den IWF
vorzeitig zurückgezahlt werden.
Für den Parlamentarischen Staatssekretär
im Bundesfinanzministerium, Steffen
Kampeter (CDU), ist Portugal auf einem
guten Weg: Die Wirtschaft wachse, die Be-
schäftigung steige und die Arbeitslosigkeit

sinke. Das Vertrauen der Geldgeber sei zu-
rückgekehrt. Das Beispiel Portugal zeige,
dass Reformen sich lohnen würden.
Auch für Bettina Hagedorn (SPD) und
Volkmar Klein (CDU) ist die Rückzahlung
ein Ausweis des Erfolges der „Euro-Politik“.
Dadurch könne das Land in den kommen-
den Jahren rund 490 Millionen Euro Zin-
sen sparen. Richard Pitterle (Die Linke) be-
gründete seine Zustimmung damit, dass
sich Portugal mit der vorzeitigen Rückzah-
lung neue finanzielle Freiräume erarbeiten
könne. Er wies aber darauf hin, dass sich
die Lebensbedingungen der Portugiesen in
den letzten Jahren „drastisch“ verschlech-
tert hätten. So gebe es eine Jugendarbeits-
losigkeit von 34 Prozent. Sven-Christian
Kindler (Bündnis 90/Die Grünen) forderte
mehr Investitionen in Portugal und in
Europa insgesamt. Man solle die Lage
nicht schön reden. Immer noch würden je-
des Jahr mehr als 100.000 Menschen das
Land verlassen. „Wir dürfen nicht zulassen,
dass es eine verlorene Generation in
Europa gibt“, sagte er. mik T

Postreform mit Folgen
HAUSHALT Aushöhlung des Beamtenrechts befürchtet

Unterschiedlich bewerten Sachverständige
den Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Weiterentwicklung des Personalrechts
der Beamten der früheren Deutschen Bun-
despost (18/3512). Dies wurde vergangene
Woche deutlich bei einer öffentlichen An-
hörung des Haushaltsausschusses.
Bei dem Entwurf geht es vor allem um den
Schutz der Interessen der Beamten bei den
Postnachfolgeunternehmen bei gesell-
schaftsrechtlichen Maßnahmen, etwa bei
der Umwandlung von Unternehmen. Vor-
gesehen ist dabei, die dienstrechtliche Zu-
ständigkeit der Unternehmen mit dem
Ausscheiden der Beamten enden zu lassen.
Ihre Verantwortlichkeit solle sich dann nur
noch auf einen Beitrag zur Finanzierung
der Versorgungsausgaben auf die Verwal-
tungskosten beschränken.
Klaus Weber (ver.di) erhob rechtliche und
politische Bedenken zum Wechsel des bis-
herigen Beleihungsmodells. Thomas Kre-
mer, Deutsche Telekom, sprach sich dafür
aus, die Finanzierung der Versorgungsan-
sprüche aller bei der Bundesanstalt für Post
und Telekommunikation beschäftigten Be-

amten zu harmonisieren und eine einheit-
liche Grundlage herzustellen. Inhalt dieser
Regelung solle sein, die Finanzierung der
Versorgung aller Bundesbeamten der Bun-
desanstalt auf das gleiche Beitragsmodell,
das auch für die Beamten bei den Post-
nachfolgeunternehmen gilt, umzustellen.
Volker Geyer von der Kommunikationsge-
werkschaft DPV bezeichnete den Gesetz-
entwurf in seiner schriftlichen Stellung-
nahme als „teilweise verfassungswidrig“.
Der im Rahmen der Postreform 1994 ge-
änderte Artikel 143b des Grundgesetzes be-
inhalte, dass der Bund seine Dienstherrnei-
genschaft nur an die drei Nachfolgeunter-
nehmen Post, Postbank und Telekom ver-
leihen kann. Das könne zu einer „Aushöh-
lung der Rechte der Beamten“ führen.
Hans Ullrich Benra vom dbb Beamten-
bund und Tarifunion hatte für § 38 des
Postpersonalgesetzes einen alternativen
Vorschlag: Die Postnachfolgeunternehmen
sollen nachweisen müssen, dass sie über
die notwendige Fachkenntnis zur Bearbei-
tung beamtenrechtlicher Angelegenheiten
verfügen. joj T
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Strompreisanstieg nicht so schlimm
WIRTSCHAFT II Belastung im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung gleich geblieben

Die starken Erhöhungen des Strompreises
in Deutschland relativieren sich wieder,
wenn die Belastung ins Verhältnis zum
Bruttoinlandsprodukt gesetzt wird. In einer
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und
Energie führte Professor Andreas Löschel,
der Vorsitzende der Expertenkommission
zum Monitoring Prozess „Energie der Zu-
kunft“, in der vergangenen Woche aus,
dass sich die Belastung der Strom-Letztver-
braucher in den vergangenen Jahren von
40 auf 70 Milliarden Euro erhöht habe.
Löschel wies aber darauf hin, dass andere
Indikatoren das Bild differenzieren wür-
den. Würden bei Unternehmen die Ener-
giestückkosten betrachtet, falle der Anstieg
aufgrund der Effizienzmaßnahmen weni-
ger stark aus. Und gemessen am Bruttoin-
landsprodukt sei der Anteil der Stromaus-
gaben mit 2,5 Prozent in den letzten Jah-
ren stabil geblieben.
Kommissionsmitglied Hans-Joachim Zie-
sing sah gewisse Erfolge bei der Energie-

wende in den Bereichen Energieeffizienz
und erneuerbare Energien. Die klimapoliti-
schen Ziele könnten jedoch verfehlt wer-
den. Insbesondere der Verkehrssektor blei-
be hinter den Zielen zurück. Und auch im
Wärmesektor gebe es Defizite.
Der Ausschuss nahm den von der Bundes-
regierung als Unterrichtung (18/3487) vor-
gelegten „Ersten Fortschrittsbericht Ener-
giewende“ zur Kenntnis. Darin heißt es,
die erneuerbaren Energien seien erstmals

wichtigster Stromerzeuger in Deutschland
geworden. Von Jahresanfang bis August
2014 habe die kumulierte Bruttostromer-
zeugung aus erneuerbaren Energien
109 Terawattstunden betragen.
Der Anteil der erneuerbaren Energien am
Bruttostromverbrauch habe 2013 bei 25,3
Prozent gelegen, berichtet die Regierung.
Im Jahr 2025 soll dieser Anteil auf 40 bis
45 Prozent steigen. Der Anteil der Wind-
energie am Bruttostromverbrauch in
Deutschland habe 2013 8,7 Prozent betra-
gen, der Anteil der Biomasse bei 7,9 Pro-
zent, der Anteil der Photovoltaik bei
5,2 und der Anteil der Wasserkraft bei
3,5 Prozent.
Die CDU/CSU-Fraktion sah die Energie-
wende auf einem guten Weg. So komme
der Ausbau der erneuerbaren Energien vo-
ran. Dagegen warnte die Linksfraktion vor
einer Verfehlung der Klimaziele und diag-
nostizierte „politisches Versagen“. Die Grü-
nen-Fraktion erklärte, dass die Bundesre-
gierung bei der Kraft-Wärme-Kopplung
(KWK) stark verzögere. Auf Fragen der
SPD-Fraktion nach einer Bewertung der
KWK erklärte Kommissionsmitglied Zie-
sing, die Kraft-Wärme-Kopplung auf fossi-
ler Basis könne wegen der Auswirkungen
auf das Klima keine langfristige Lösung
sein Hans-Jürgen Leersch TEnergiexperte Andreas Löschel
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Anträge der
Opposition
abgelehnt
HANDEL „Eine größere Entmachtung
deutscher und europäischer Parlamente
kann ich mir nicht vorstellen.“ Mit solch
scharfen Worten hat Klaus Ernst (Die Lin-
ke) vergangenen Freitag in einer von sei-
ner Fraktion beantragten Debatte vor dem
CETA-Freihandelsabkommen zwischen
der EU und Kanada gewarnt. Er lese aus
dem Entwurf heraus, dass kein Gesetz, kei-
ne Verbraucherschutzregelung mehr erlas-
sen werden könne, ohne dass der kanadi-
sche Handelspartner damit einverstanden
sei. Zu der umstrittenen Frage privater
Schiedsgerichte für Streitigkeiten zwischen
Investoren und Staaten erkannte Ernst bei
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel
(SPD) widersprüchliche Äußerungen.
Dagegen wollte Katharina Dröge (Grüne)
bei den Sozialdemokraten durchaus Bewe-
gung in die richtige Richtung erkennen. In
einem vergangene Woche vorgelegten Pa-
pier hätten sie sich „zum ersten Mal für ei-
ne multilaterale Lösung“ beim Investoren-
schutz ausgesprochen. Gabriel müsse nun
erklären, wie er seine Vorstellungen umzu-
setzen gedenke.
Andreas Lämmel (CDU) hielt den Linken
vor, einen „Privatkrieg“ mit dem Wirt-
schaftsminister zu führen. Gabriel habe
„von diesem Pult aus mehrfach Ihre Fra-
gen beantwortet“. Das von der EU-Kom-
mission auch im deutschen Auftrag ausge-
handelte Abkommen befinde sich jetzt in
der Rechtsförmlichkeitsprüfung und wenn
die Übersetzung vermutlich Ende des Jah-
res vorliege, dann „findet die politische
Diskussion in diesem Hohen Hause statt“.
Für die SPD-Fraktion hielt Dirk Becker ein
Exemplar des Ergebnistextes der CETA-Ver-
handlungsrunden in die Höhe und wies
die Kritiker aus der Opposition darauf hin,
dass sie dieses so wie er am 13. Januar
2010 erhalten hätten. Damals habe keine
Fraktion dazu irgendeinen Antrag gestellt.
„Das Interesse an CETA ist hochgekom-
men, als TTIP den Leuten ins Bewusstsein
kam.“

Berufsrichter verlangt Eine halbe Stunde
nach Beginn der Debatte beantragte Britta
Haßelmann (Grüne), Gabriel in den Ple-
narsaal zu zitieren. Da relativ wenige Ab-
geordnete der Koalitionsfraktionen anwe-
send waren, fand dieser Antrag eine Mehr-
heit. Gabriel kam daraufhin nicht nur, er
sprach auch noch zum Thema. Vorab stell-
te er klar, er habe die Antragsteller gefragt,
ob seine Anwesenheit erforderlich sei, und
die Antwort bekommen, er könne stattdes-
sen auch ein Bier ausgeben. Das gebe es
nun nicht. Zum umstrittenen Investoren-
schutz erklärte Gabriel, aus seiner Sicht
brauche man Berufsrichter, die öffentlich
berufen seien, und das Gericht habe trans-
parent zu tagen. Eigentlich müsse die De-
batte in Richtung eines richtigen Handels-
gerichtshofes gehen. Das werde aber bei
dem fertig ausgehandelten CETA-Abkom-
men nicht vollständig zu erreichen sein.
Gegenstand der Debatte war ein Antrag
der Linksfraktion (18/4090), die Regie-
rung dürfe weder bei CETA noch beim
Freihandelsabkommen mit den USA
(TTIP) Investor-Staat-Schiedsverfahren ak-
zeptieren. Der Antrag wurde an die Aus-
schüsse überwiesen. Abgelehnt wurde ein
Antrag der Fraktion Die Linke (18/3729),
ein für das Wirtschaftsministerium erstell-
tes Gutachten zum Investitions im CETA
nicht zu verwenden, da der Gutachter be-
fangen sei. Ein Grünen-Antrag (18/3747),
bei TTIP auf eine außergerichtliche Inves-
tor-Staat-Schiedsgerichtsbarkeit zu verzich-
ten, fand keine Mehrheit. pst T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Hier genverändert – da natürlich
LANDWIRTSCHAFT Kleinstaaterei, unein-
heitliche Regelungen oder sogar einen Flicken-
teppich, wenn nicht alle Bundesländer den An-
bau gentechnisch veränderter Pflanzen (GVO)
verbieten sollten, befürchten die Grünen durch
einen Gesetzentwurf von Bundeslandwirt-
schaftsminister Christian Schmidt (CSU) zur
sogenannten Opt-out-Regelung. Opt-out be-
deutet eine Ausnahmeregelung für EU-Mit-
gliedstaaten, nationale Anbauverbote oder Be-
schränkungen für GVO-Pflanzen in ihrem Ho-
heitsgebiet oder in Teilen davon beschließen
zu dürfen. Schmidt plädiert dafür, statt auf
Bundesebene die Anbauverbote auf der Ebene
der Länder beschließen zu lassen.
Harald Ebner (Grüne) kritisierte in einer Aktu-
ellen Stunde des Bundestages in der vergan-
genen Woche, dass Minister Schmidt mit sei-
nem Entwurf die Verantwortung für den An-
bau gentechnisch veränderter Pflanzen an die
Länder abschiebe. Die Regierung betrüge die
deutsche Öffentlichkeit, weil sie noch ein Jahr
zuvor behauptet habe, ein flächendeckendes
Anbauverbot für ganz Deutschland durchset-
zen zu wollen. „Doch nun rücken sie davon
ab.“Niemand könne garantieren, dass jedes
Land ein Gesetz einführen werde.
„Weg vom Eifer und Hinwendung zur Reali-
tät“, forderte hingegen Minister Schmidt.
Selbst im Koalitionsvertrag stehe, dass die Vor-

behalte der Bevölkerung gegenüber gentech-
nisch veränderten Pflanzen anerkannt würden.
„Mein Auftrag ist das Ziel des flächendecken-
den Verbots“, sagte er. Deshalb schöpfe er alle
Möglichkeiten aus, einen nationalen Ausstieg
rechtssicher zu verankern. „Die Länder müssen
mit in die Pflicht genommen werden“, sagte
er, denn es sei zu erwarten, dass das Bundes-
verfassungsgericht ein strenges Augenmerk
auf die Regelung richten werde. „Deshalb
muss ein Opt-out auf die Besonderheiten vor
Ort abstellen.“
„Die Mehrheit in diesem Land will keine gen-

technisch veränderten Pflanzen“, betonte Kirs-
ten Tackmann (Linke) in ihrer Rede. Doch eine
große Mehrheit im Bundestag werde von einer
Minderheit im Parlament ausgebremst, mo-
nierte sie. Tackmann unterstellte den Unions-
Abgeordneten, nicht entschlossen genug nach
einer umfassenden Regelung zu suchen, weil
diese das Verbot eigentlich nicht wollen. Ute
Vogt (SPD) forderte, dass Anbauverbote immer
ausgesprochen werden, sobald Zulassungsan-
träge vorgelegt werden. Dass das deutsche
Gentechnikgesetz zu den schärfsten der Welt
gehöre, schrieb Gitta Connemann (CDU) dem
Einsatz der Union zugute. Zur Wahrheit gehöre
außerdem, dass derzeit kein Landwirt in
Deutschland gentechnisch veränderte Pflanzen
anbaue. Jan Eisel T

Anzeige

Massenproteste sind in Bayern gegen den Netzausbau wie hier in Himmelkron zu erleben. © picture-alliance/dpa

Seehofers lange Leitung
WIRTSCHAFT I Statt Windstrom aus Norddeutschland will Bayern lieber Energie vor Ort erzeugen

G
ünther Jauch ließ jüngst
zur besten Sendezeit am
Sonntagabend auf sich
warten. Statt des Talks
zum „Euro-Schreck“
Griechenland gab es erst

einmal knapp 20 Minuten lang eine Ar-
chivaufzeichnung aus dem Jahr 2013 mit
dem Entführungsopfer Natascha Kam-
pusch zu sehen. Der Grund: Ein Stromaus-
fall im Berliner Stadtteil Schöneberg, der
auch in 1.280 Haushalten und 145 Firmen
die Lichter ausgehen ließ. Der Ausfall hatte
technische Ursachen, Blackouts aufgrund
einer Unterversorgung durch Schwankun-
gen bei der Erzeunug von Strom aus erneu-
erbaren Energien gibt es nicht. Im Gegen-
teil: Die Versorgung ist besser geworden:
Musste jeder Haushalt 2006 noch 21 Mi-
nuten pro Jahr auf Strom verzichten, so
sind es derzeit 15 Minuten pro Jahr.
„Deutschland hat in Europa bisher eines
der zuverlässigsten Stromnetze“, unter-
streicht Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur.

Strom nach Süden „Um die Versorgungs-
sicherheit auch künftig zu sichern und die
Energiewende weiter vorzutreiben“, setzt
nun Bundeswirtschaftsminister Sigmar Ga-
briel (SPD) auf einen raschen Ausbau des
Stromnetzes, vor allem von überregionalen
Übertragungsnetzen. Der zunehmende
Windstrom aus Norddeutschland soll so
besser nach Süddeutschland transportiert
werden und die Kernkraftwerke ersetzen.

Bereits vor zwei Jahren verabschiedete der
Bundestag ein entsprechendes Bundesbe-
darfsplanungsgesetz, das die Modernisie-
rung und den Neubau von mehreren tau-
send Kilometern Übertragungsnetzen vor-
sieht. Eine zentrale Maßnahme hierbei ist
Südlink, eine neue Stromautobahn von
Schleswig-Holstein nach Bayern.
„Unser Aufwand die Netzstabilität zu si-
chern wird im Zeichen der
Energiewende immer grö-
ßer, deshalb brauchen wir
dringend mehr Höchstleis-
tungsnetze“, sagt Ulrike
Hörchens, Sprecherin des
Übertragungsnetzbetreibers
Tennet. Die Firma mit Sitz
in Bayreuth beantragte
jüngst bei der Bundesnetz-
agentur den Bau eines rund
600 Kilometer langen Ab-
schnitts der Südlink-Trasse
von Wilster (Kreis Stein-
burg, Schleswig-Holstein)
nach Grafenrheinfeld
(Landkreis Schweinfurt). Denn während
bis vor einigen Jahren wenige konventio-
nelle Kraftwerke rund um die Uhr Strom
lieferten, speisten nun rund 1,5 Millionen
Photovoltaik- und Windkraftanlagen
schwankend Strom ins Netz, mal zu viel,
mal zu wenig, Zudem komme es durch die
hohe Windstromeinspeisung in Nordost-
deutschland regelmäßig zu Engpässen bei
den wenigen bestehenden Hochspan-
nungsleitungen in den verbrauchsstarken

Süden. Deshalb müssten die Übertragungs-
netzbetreiber immer öfter gegensteuern
und in den Kraftwerkspark eingreifen. Auf
der einen Seite des Netzengpasses wird die
Erzeugung gedrosselt, auf der anderen Sei-
te erhöht, genannt Redispatch. „Mittlerwei-
le müssen wir täglich mehrfach aktiv ins
Netz eingreifen“, sagt Hörchens. Die Zahl
der Redispatches sei in der sogenannten

Regelzone von Tennet von
15 im Jahr 2004 auf über
1000 im Jahr 2014 gestie-
gen. Allein innerhalb der
vergangenen zwei Jahren
hätten sich die Kosten hier-
für von rund 150 Millio-
nen Euro auf rund 250
Millionen Euro erhöht Da-
zu komme, dass bei Eng-
passzeiten im Winter in
Süddeutschland zuneh-
mend sogenannte Reserve-
kraftwerke, meist unrenta-
ble Gas-, Öl- und Kohle-
kraftwerke, wieder hochge-

fahren werden müssen, was weitere erheb-
liche Zusatzkosten verursache. So rechnet
Bundesnetzagentur-Präsident Hohmann
mit „einer deutlichen Erhöhung der nöti-
gen Reservekraftwerksleistung“ in den
kommenden Jahren, wenn die Nord-Süd-
Trassen nicht bald ausgebaut werden. Der-
zeit hat Tennet Reservekraftwerke mit einer
Leistung von rund 1,8 Gigawatt unter Ver-
trag, der Übertragungsnetzbetreiber Trans-
net BW mit Sitz in Stuttgart rund 1,5 Giga-

watt.
Ein starker Verfechter von Südlink, die in
einer zweiten Phase nach Baden-Württem-
berg verlängert werden soll, ist die Stuttgar-
ter Landesregierung. „Früher hatten wir
Atomkraftwerke und Stromimport, künftig
brauchen wir mehr Import und erneuerba-
re Energien“, sagt Umwelt- und Energiemi-
nister Franz Untersteller (Grüne). Er weist
darauf hin, dass Baden-Württemberg ge-
genwärtig rund 80 Milliarden Kilowatt-
stunden Strom jährlich verbraucht, aber
nur rund 60 Milliarden Strom selbst er-
zeugt. Untersteller treibt auch die Sorge
um, dass in Deutschland zwei Strompreis-
zonen entstehen könnten. Mit teurem
Strom im bedarfsstarken Süden der Repu-
blik und günstigem Windstrom im über-
versorgten Norden Deutschlands. Laut Ten-
net-Sprecherin Hörchens liegt die an Land
installierte Windkraftleistung in Schleswig
Holstein mit rund vier Gigawatt derzeit
schon doppelt so hoch wie der maximale
tägliche Stromverbrauch in Höhe von zwei
Gigawattstunden. Allein in diesem Jahr
kommen noch Offshore Windparks mit
zwei Gigawatt dazu, die „die neuen Strom-
leitungen in den Süden brauchen“, ergänzt
Wolfram Axthelm, Srecher des Bundever-
bandes Windenergie.
Doch den bayerischen Ministerpräsidenten
und CSU-Chef Horst Seehofer lassen solche
Argumente kalt. Nachdem er 2013 noch
dem Bundesbedarfsplanungsgesetz zu-
stimmte, legte er nun sein Veto gegen Süd-
link sowie gegen die vorgesehene Gleich-

strompassage Süd-Ost aus Sachsen-Anhalt
ein. „Der Netzausbau im großen Stil ist
nicht notwendig“, sagt Seehofer. Ein wichti-
ger Faktor ist hierbei neben den zahlreichen
Protesten von betroffenen Anwohnern ent-
lang der geplanten Trassen die im Vergleich
zu Baden-Württemberg unterschiedliche
Struktur der Stromerzeugung. Denn die
Stromimportabhängigkeit Bayerns liegt der-
zeit noch bei unter zehn Prozent, und der
Atomstromanteil ist immer noch erheblich.
2013 lag er bei über 45 Prozent. Mit der suk-
zessiven Abschaltung der Kernkraftwerke bis
2022 wird sich dies jedoch deutlich ändern.
Statt mit importiertem Windstrom will See-
hofer nun die Stromversorgung im Freistaat
durch neue Gaskraftwerke sichern, für deren
derzeit unrentablen Betrieb er Bundessub-
ventionen einfordert.
Bis auf Hessen kassierte er nun allerdings
von allen anderen Bundesländern hierfür
Absagen „Die Zukunft der deutschen Ener-
gieversorgung liegt in einer klugen überre-
gionalen und internationalen Vernetzung
und nicht in der Kleinstaaterei“, sagt der
schleswig-holsteinische Ministerpräsident
Thorsten Albig (SPD). Nachdem sich die
Große Koalition vergangene Woche in Sa-
chen Südlink nicht einigen konnte, wurde
die Entscheidung wie es mit dem Bau der
Stromautobahnen für die Energiewende
weitergehen soll, vorerst auf den Sommer
vertagt. Hans-Christoph Neidlein T

Der Autor ist freier
Journalist in Berlin.

»Der Netz-
ausbau in

großem Stil
ist nicht

notwendig.«
Horst Seehofer (CSU),

Ministerpräsident
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R
adio ist nicht out. Kein
Fernsehfeature, kein On-
line-Blog und auch nicht
die klassische Zeitungsre-
portage haben in diesem
Jahr den Medienpreis Poli-

tik des Deutschen Bundestages gewinnen
können, sondern ein gut 13-minütiges
Hörfunkstück, das WDR 5 am 10. Dezem-
ber 2013 in der Reihe „Zeitzeichen“ gesen-
det hat. Bundestagspräsident Norbert
Lammert überreichte der Autorin Martina
Meißner in der vergangenen Woche den
mit 5.000 Euro dotierten Medienpreis.
Dass Meißner von der siebenköpfigen Jury
auserkoren wurde, lag nicht zuletzt am
Thema. Ihr Beitrag erinnerte an die „Ein-
führung der Zwischenfrage im Bundestag
am 10. Dezember 1953“ – ein „akusti-
sches Kalenderblatt“ zum 60. Jahrestag,
wie Jury-Chef Thomas Kröter in seiner
Laudatio feststellte. Mit dem Preis, der

1993 zum ersten Mal vergeben wurde, be-
lohnt der Bundestag „hervorragende pu-
blizistische Arbeiten, die zu einem vertief-
ten Verständnis parlamentarischer Praxis
beitragen und zur Beschäftigung mit Fra-
gen des Parlamentarismus anregen“.
Meißner greift mit ihrem hörenswerten
Beitrag nicht nur ein Jubiläum der Parla-
mentsgeschichte auf, sondern liefert eine
mehrere Jahrzehnte umspannende Collage
von Redeschnipseln zwischen amtieren-
dem Bundestagspräsidenten oder -präsi-
dentin, Redner am Pult und Zwischenfra-
ger – rhetorische Miniaturen von Konrad
Adenauer bis Norbert Lammert, von Lise-
lotte Funcke bis Rita Süssmuth, von Her-
bert Wehner bis Guido Westerwelle.
Für Thomas Kröter („Kölner Stadtanzei-
ger“ und „Mitteldeutsche Zeitung“) ist
Meißners Reminiszenz „ein Stück lebendi-
ger Journalismus“. Zwar seien Debatten
nicht immer so lustig und geistreich wie in

Meißners Collage, doch sei der Bundestag
nicht die „Quasselbude“, die Roger Wil-
lemsen in seinem Bestseller vom „Hohen
Haus“ beschreibe. Martina Meißner lasse
die Hörer miterleben, wie eine Zwischen-
frage auch in „profilierungssüchtige Labe-
rei“ ausarten könne, sagte Kröter.

Sonderpreis Nachdem der Parlaments-
korrespondent der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“, Günter Bannas, 2011 den
nicht dotierten Sonderpreis „zur Würdi-
gung seines bisherigen Gesamtschaffens“
im Jahr 2011 erhalten hatte, zeichnete
Lammert in diesem Jahr erneut einen Vete-
ranen des Parlamentsjournalismus aus:
Ulrich Deppendorf, langjähriger Leiter des
Hauptstadtstudios der ARD und Modera-
tor des „Berichts aus Berlin“. Lammert cha-
rakterisierte Deppendorf als einen über
„viele Jahre herausragend prominenten
Hauptstadtkorrespondenten, der die Be-

richterstattung nicht nur begleitet, son-
dern maßgeblich mitgeprägt“ habe. Lam-
mert erinnerte vor allem an die denkwür-
dige Live-Übertragung der Bundespräsi-
dentenwahl 2010 in voller Länge und an
Deppendorfs Tätigkeit als Koordinator der
ARD-Berichterstattung über die Fußball-
weltmeisterschaft in Deutschland 2006. Er
dankte Deppendorf für dessen „außerge-
wöhnlich lange, außergewöhnlich intensi-
ve und außergewöhnlich konstruktive Be-
gleitung unserer parlamentarischen Ar-
beit“.
Daniel Goffart, Jurymitglied und Leiter der
Hauptstadtredaktion des Magazins „Fo-
cus“, nannte Deppendorf einen Journalis-
ten mit Leib und Seele, „seit 1987 das Ge-
sicht der ARD-Wahlberichterstattung“. Der
„schnörkellose, lakonische Blick“ des ge-
bürtigen Esseners sei immer durchgeschie-
nen, Floskeln und Ablenkungsmanöver
seiner Gesprächspartner habe er sofort
durchschaut.
Deppendorf, der in diesem Jahr in den Ru-
hestand geht, räumte ein, vielleicht den
„schönsten Job in der ARD“ gehabt zu ha-
ben. Den Preis nehme er auch für seine
Hörfunk-, Fernseh- und Internetkollegen
im Hauptstadtstudio entgegen. Die Zu-
kunft der öffentlich-rechtlichen Anstalten
sieht Deppendorf nach eigenen Worten
vor allem in der Vermittlung von Informa-
tion. Gerade im Internetbereich könne das
noch weiter ausgebaut werden.
Nominiert für den Medienpreis war neben
Martina Meißner auch Georg Löwisch,
Textchef des Monatsmagazins „Cicero“ mit
seiner Reportage „Der Abfracker“ über den
CDU-Bundestagsabgeordneten Andreas
Mattfeldt. Warum der 45-jährige ehemali-
ge Bürgermeister der Gemeinde Langwe-
del, der seit Oktober 2009 den Wahlkreis
Osterholz-Verden im Bundestag vertritt,
der Augustausgabe 2014 des Magazins
sechs Seiten wert war, erschließt sich aus
dem Teasertext: „Ein Mann treibt die Erd-
gasindustrie in die Defensive. In der CDU
drückt er seine Kritik am Fracking durch.
Geschichte über die Macht eines einzelnen
Abgeordneten.“

Nominierte Ebenfalls nominiert war Ale-
xa Hennings, freie Hörfunkautorin, mit ei-
nem am 4. Mai 2014 im Sender NDR info
gesendeten Beitrag über Hikmat Al Sabty,
den ersten Migranten im Landtag von
Mecklenburg-Vorpommern. „Unter Deut-
schen. Hikmat Al Sabty und die Politik“ ist
das eine knappe Stunde dauernde Feature
betitelt, das den 60-jährigen gebürtigen
Iraker vorstellt, der der Linksfraktion im
Schweriner Parlament angehört. Al Sabty
studierte Agrarwissenschaften in Göttingen
und wurde 1989 in Bonn promoviert. Der
Rostocker war 2011 über die Landesliste
der Linken ins Parlament eingezogen.
Bundestagspräsident Lammert erinnerte
an den Anschlag auf die Redaktion des
Satiremagazins „Charlie Hebdo“, den er
als brutalen, feigen Anschlag nicht nur
auf Menschenleben, sondern auch auf die
irreversiblen Grundlagen einer freiheitli-
chen Grundordnung verurteilte. Auch die
Karriere des Begriffs „Lügenpresse“ als
pauschale Diffamierung von Medien vom
Ersten Weltkrieg über den Nationalsozia-
lismus bis zum Unwort des Jahres 2014
streifte er. Der Befund der Bertelsmann-
Studie von 2014, dass nur ein Viertel der
Befragten in den vergangenen Monaten
eine Bundestagsdebatte verfolgte und
dass sich die Zahl der Medienberichte
über die parlamentarische Arbeit
halbiert hat, sollte das Parlament nach
Ansicht Lammerts ebenso elektrisieren
wie die Parlamentskorrespondenten.
Beim Medienpreis Politik könne hinge-
gen eine ansteigende Entwicklung festge-
stellt werden. Die Jury habe für 2014 eine
Rekordzahl an Bewerbungen entgegenge-
nommen. Volker Müller T

Ulrich Deppendorf, Martina Meißner und Bundestagspräsident Norbert Lammert © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Preis für den
Buchhändler
KULTUR II Zur Unterstützung unabhängi-
ger Buchhandlungen hat Kulturstaatsmi-
nisterin Monika Grütters (CDU) den Deut-
schen Buchhandlungspreis 2015 ausgelobt.
„Das literarische Leben ist das Fundament,
die vielen kleinen Buchhandlungen und
Verlage sind die Wegmarken unserer Kul-
turlandschaft Deutschland“, erklärte Grüt-
ters am vergangenen Donnerstag. Gerade
die kleinen, inhabergeführten Buchhand-
lungen seien unverzichtbar für die Vielfalt
der Buchkultur. „Lokale Buchhandlungen
sind durch den digitalen Wandel einem
immer stärker werdenden Wettbewerbs-
druck ausgesetzt, gerade auch durch On-
line-Vertriebe“, so Grütters. „Daher sind es
am Ende die Kundinnen und Kunden, die
über die Zukunft des klassischen stationä-
ren Buchhandels entscheiden.“ Mit dem
Buchhandlungspreis setze die Bundesregie-
rung ein Zeichen für den Erhalt eines flä-
chendeckenden Netzes an Buchhandlun-
gen in Deutschland. In Deutschland exis-
tieren noch rund 4.000 unabhängige Buch-
handlungen. Ihre Zahl ist seit Jahren je-
doch rückläufig.
Die mit insgesamt einer Million Euro aus-
gestattete Auszeichnung wird in drei Kate-
gorien an bis zu 100 Buchhandlungen ver-
geben. Die Gewinner erhalten Prämien in
Höhe von jeweils 25 000 Euro, 15 000 und
7000 Euro. Ab sofort können sich unab-
hängige und inhabergeführte Buchhand-
lungen für den Preis bewerben. Eine von
der Kulturstaatsministerin berufene Jury,
die sich aus Mitgliedern des Börsenvereins,
der Kurt Wolff Stiftung, Verlagsvertretern
sowie Literaturkennern zusammensetzt,
schlägt die Preisträger vor aw T
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KURZ REZENSIERT

Mit „Die Zeit der Gegenwart“ krönt der
Berliner Historiker Heinrich August Wink-
ler sein zwölfjähriges Mammut-Projekt
über die „Geschichte des Westens“. Im
vorliegenden vierten Band geht es um
den Einsatz des Westens zur Bewahrung
des Erbes der beiden „atlantischen Re-
volutionen“ von 1776 und 1789. Winkler
betrachtet die Geschichte des Westens
als eine Abfolge von Kämpfen um die
Aneignung oder Verwerfung der Ideen
der Amerikanischen und Französischen
Revolutionen. Dabei beschönigt er die
Geschichte nicht, sondern zeigt, dass der
Westen viel zu oft gegen die selbst pro-
klamierten Werte verstieß. Im Ergebnis
stehe eine Geschichte der „permanenten
Selbstkorrektur“, der produktiven und
konstruktiven Selbstkritik.
Winkler versucht, die jüngste Vergan-
genheit zu systematisieren: Er berichtet
vom Zerfall der Sowjetunion (1991),
dem „Krieg gegen den Terror“ (2001),
der Weltfinanzkrise (2008) und dem
„Ende aller Sicherheit“ (2008-2014). Mit
viel Sachverstand analysiert der Histori-
ker die Politik der überforderten Welt-
macht USA genauso wie das Scheitern
des Arabischen Frühlings oder die Ukrai-
ne-Krise.
Bei den friedlichen Revolutionen von
1989 und dem Zerfall der kommunisti-
schen Diktatur sei es dem Westen nicht
vorrangig um einen regionalen Sieg ge-
gangen. Die Durchsetzung der unveräu-
ßerlichen Menschenrechte, der Herr-
schaft des Rechts und der Demokratie
habe im Vordergrund gestanden. Den-
noch scheint die globale Verbreitung des
„westlichen Projekts“ erst im 21. Jahr-
hundert zum alles beherrschenden The-
ma des Weltgeschehens zu werden. Laut
Winkler ist der Westen von der Globali-
sierung seiner Normen noch weit ent-
fernt. Es existiere zwar keine ideologi-
sche Herausforderung für den Westen,
ernsthaft bedroht würden die Freiheits-
rechte aber vor allem durch die entfes-
selten Finanzmärkte und die Überwa-
chung durch die Geheimdienste. manu T

Heinrich August
Winkler:

Geschichte des
Westens.
Die Zeit der
Gegenwart.

C.H. Beck Verlag,
München 2015;
687 S., 29,95 €

In der Bundestagsdebatte am 21. April
2005 zum Gedenken an den 90. Jahres-
tag der Vertreibungen und Massaker an
den Armeniern waren sich die Redner ei-
nig: Sie bewerteten das Geschehen als
Völkermord. Dennoch wurde auf diesen
Schlüsselbegriff in der Bundestags-Reso-
lution vermieden. Deutschland müsse
zur Versöhnung zwischen Türken und Ar-
meniern beitragen und diese nicht ver-
hindern. Besonders würdigten die Parla-
mentarier Pastor Johannes Lepsius, der
den Reichstag während des Ersten Welt-
kriegs nachdrücklich auf die Verbrechen
gegen die armenischen Christen hinge-
wiesen hatte.
Der wissenschaftliche Direktor des Lep-
siushauses in Potsdam, Rolf Hosfeld, hat
jetzt eine empfehlenswerte Monogra-
phie vorgelegt, in der er die Entwicklung
im Osmanischen Reich, die zum Völker-
mord führte, mit zahlreichen Quellen be-
legt. Das erklärte Ziel der jüngtürkischen
Regierung sei es gewesen, eine homoge-
ne türkische Nation zu schaffen. Es gehe
darum, „die armenische Rasse im türki-
schen Reiche zu vernichten“, berichtete
bereits der deutsche Botschafter im Juli
1915 nach Berlin. Und der türkische In-
nenminister Talaat betonte, es gebe kei-
ne armenische Frage, weil es „keine Ar-
menier gibt“.
Wichtig ist das Buch vor allem deshalb,
weil es über die wenig bekannten
Kriegsverbrecherprozesse in der Türkei
nach dem Ersten Weltkrieg berichtet. Da
die Angeklagten nach Berlin geflohen
waren, wurden sie in Abwesenheit zum
Tode verurteilt. Ein türkischer Ankläger
stellte klar, dass die „Armenier grausam
ermordet wurden“, deshalb müssten die
Hinterbliebenen „entschädigt“ werden.
Der türkische Innenminister machte im
März 1919 öffentlich, dass „800.000 Ar-
menier tatsächlich ermordet worden wa-
ren“. Obwohl Mustafa Kemal „Atatürk“,
der Gründer der modernen Türkei, diese
Zahl bestätigte, weigert sich die türki-
sche Regierung bis heute, das Verbre-
chen anzuerkennen. manu T

Rolf Hosfeld:

Tod in der Wüste.
Der Völkermord
an den Armeniern.

C. H. Beck Verlag,
München 2015;
288 S., 22,95 €

Anzeige

Unesco fordert
Krisensitzung
KULTUR I Angesichts der Zerstörung antiker
Kulturschätze im irakischen Mossul durch
die Terrormiliz „islamischer Staat“ (IS) hat
die Kulturorganisation der Vereinten Na-
tionen (Unesco) eine Krisensitzung des
UN-Sicherheitsrates gefordert und den In-
ternationalen Strafgerichtshof in Den Haag
angerufen. „Dieser Angriff ist weit mehr als
eine kulturelle Tragödie – dies ist auch ei-
ne Sicherheitsfrage“, erklärte die Unesco-
Direktorin Irina Bukova am vergangenen
Donnerstag. Mit seiner „Terrorstrategie“
wolle der IS die Menschen im Irak und Sy-
rien destabilisieren und die Identität gan-
zer Volksgemeinschaften. Dazu gehöre
auch der Verkauf und die vorsätzliche Zer-
störung von Kulturgütern. Deshalb habe
sie die Staatsanwaltschaft des Strafgerichts-
hofes eingeschaltet. Die Terrormiliz finan-
ziert sich unter anderem auch durch den
Verkauf von geraubten Kulturgütern.
In der vergangenen Woche hatte die Terror-
miliz ein Video veröffentlicht, in dem zu
sehen ist, wie Extremisten assyrische Statu-
en mit Vorschlaghämmern und Pressluft-
hammern im Museum in Mossul zerstö-
ren. Zudem verbrannten sie Teile der
Sammlung der Bibliothek. Die Extremisten
rechtfertigen dies in der Videoaufzeich-
nung damit, dass auch der Prophet Mo-
hammed die Abbilder falscher Götter habe
beseitigen lassen. Zudem kündigten sie die
antike assyrische Stadt Nimrud als ihr
nächstes Ziel an.
Das oberste islamische Rechtsinstitut Dar-
al-Ifta in Kairo verurteilte das Vorgehen der
Terrormiliz scharf. Die Zerstörung der Kul-
turgüter sei nicht mit den islamischen Leh-
ren zu vereinbaren. aw T

Dauerbrenner Kooperationsverbot
BILDUNG Koalition und Opposition weiter uneins über Beteiligung des Bundes

Die Qualität der frühkindlichen Bildung
von Kindern unterschiedlicher Herkunft
und Sozialisation soll verbessert werden.
Dies fordern CDU/CSU und SPD in ihrem
gemeinsamen Antrag (18/3546), den der
Bundestag am vergangenen Donnerstag
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
gegen das Votum der Fraktionen Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen verabschiede-
te. Unter anderem soll sich die Bundesre-
gierung dafür einsetzen, dass Sprachstands-
feststellungen und Sprachförderung in de
Ländern nach gemeinsamen Qualitätsstan-
dards stattfinden. Zudem müssten die
schulischen Bildungswege für sozial und
ökonomisch benachteiligte Schüler durch-
lässiger werden. Ebenso soll die Inklusion
von Menschen mit Behinderung besser er-
forscht und harmonisiert werden.

Inklusion Der CDU-Abgeordnete Xaver
Jung verwies darauf, dass sich die Situation
der Bildung in Deutschland verbessert ha-
be. Dies zeige der Fünfte Nationale Bil-
dungsbericht. Nachholbedarf gebe es aller-
dings weiterhin bei der Inklusion behin-
derter Menschen. Viele Bundesländer hät-
ten sich zwar zu weitreichenden Zielen ver-
pflichtet, aber wie diese Ziele verwirklicht
werden sollen, sei oftmals „noch völlig of-
fen“. Die Umsetzung der UN-Behinderten-

rechtskonvention sei ein langwieriger Pro-
zess. Dafür werde ein allgemeines pädago-
gisches Gesamtkonzept benötigt. „Dazu
müssen die Länder die bestmöglichen per-
sonellen räumlichen und sächlichen Res-
sourcen bereitstellen“, forderte Jung.

Finanzierung Die Opposition reicht das
Engagement des Bundes allerdings nicht
aus und wirft der Koalition vor, aus dem
Bildungsbericht nicht die entsprechenden
Schlussfolgerungen zu ziehen. So leide der
Bildungsbereich unter einer „dauerhaften
Unterfinanzierung“, monierte Rosemarie
Hein (Linke). Die SPD habe in ihrem
Wahlprogramm für die vergangenen Bun-
destagswahlen selbst noch 20 Milliarden
Euro jährlich mehr für die Bildung gefor-
dert. Die fehlenden Gelder müssten von
Bund, Ländern und Kommunen gemein-
sam aufgebracht werden, forderte Hein.
Bildung sei eine Gemeinschaftsaufgabe.
Özcan Mutlu (Grüne) warf der Koalition
vor, die im Jahr 2008 auf dem Dresdner
Bildungsgipfel formulierten Ziele nicht er-
reicht zu haben. „Nach wie vor gibt es zu
viele Schülerinnen und Schüler ohne Ab-
schluss, zu viele junge Erwachsene ohne
Berufsabschluss und eine soziale Schieflage
bei der Weiterbildungsbeteiligung“, be-
mängelte Mutlu. Ebenso wie die Linksfrak-

tion erneuerte er die Forderung der Grü-
nen nach einer Abschaffung des Kooperati-
onsverbotes zwischen Bund und Ländern
im Bildungsbereich. „Der vorliegende Na-
tionale Bildungsbericht macht die Absurdi-
tät des Kooperationsverbotes noch einmal
deutlich“ argumentierte Mutlu. „Wir brau-
chen ein Kooperationsgebot zwischen
Bund, Ländern und Kommunen.“ Zwei
entsprechend Anträge der Linksfraktion
(18/3728) und der Grünen (18/3412)
wurden mit der Stimmenmehrheit der Ko-
alitionsfraktionen jedoch abgelehnt.
Der SPD-Abgeordnete Ernst Dieter Ross-
mann wies die Kritik der Opposition zu-
rück. Die Koalition habe aus dem Nationa-
len Bildungsbericht, dessen inhaltlicher
Schwerpunkt die Inklusion sei, ein konkre-
tes Handlungsprogramm abgeleitet. Als
Beispiel führte Rossmann die gesetzlich
verankerte „Assistierte Ausbildung“, mit
der benachteiligte Jugendliche während
der Berufsausbildung unterstützt werden,
an. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



AUFGEKEHRT

Besenstiele an
die Memel

Deutsche Panzer haben welt-
weit ja bekanntlich einen
Ruf wie Donnerhall. Erwor-
ben wurde dieser Ruf zwar

auf reichlich unrühmliche Art, aber Fakt
ist, dass die Begehrlichkeiten nach den
Stahlkolossen aus deutschen Waffen-
schmieden immens sind. In der vergan-
genen Woche sorgte eine Anfrage aus Li-
tauen jedoch für einige Aufgeregtheiten.
Der Nato-Partner, der seine Sicherheit
durch die Politik Russlands in der Ukrai-
ne-Krise bedroht sieht, würde offenbar
gerne der Bundeswehr direkt einige ihrer
neuen Transportpanzer vom Typ „Bo-
xer“ abkaufen. Doch die Bundesregie-
rung sagte Nein. Litauen könne zwar
gerne „Boxer“ kaufen, aber dann doch
bitte beim Hersteller. Die Truppe brau-
che ihre „Boxer“ selbst.
Dies rief den sicherheitspolitischen
Sprecher der EVP-Fraktion im Europäi-
schen Parlament auf den Plan. Mit deut-
lichen Worten forderte er die Bundesre-
gierung auf, ihre Entscheidung zu korri-
gieren: „In der aktuellen Lage erfüllen
die ‚Boxer‘ ihre Funktion besser am
Nordufer der Memel als am Westufer
des Rheins“, ließ der Abgeordnete ver-
lauten. Das wirft dann doch Fragen auf.
Zum Beispiel, was einen linksrheini-
schen von einem rechtsrheinischen „Bo-
xer“ unterscheidet? Die Antwort könnte
in der Meldung stecken, dass erst kürz-
lich eine findige „Boxer-“Besatzung das
fehlende Rohr ihrer Waffenanlage wäh-
rend eines Nato-Manövers kurzerhand
mit einem angemalten Besenstiel ersetz-
ten musste. Und die Litauer wollen Wla-
dimir Putin ja sicher nicht mit einem
Besenstiel abschrecken. Aber wer weiß?
Vermag ein deutscher Besenstiel seine
Aufgabe überall zu erfüllen? Von der
Maas bis an die Memel, von der Etsch
bis an den Belt? Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

ORTSTERMIN: PREISTRÄGER »JUGEND DEBATTIERT INTERNATIONAL«

»Am Ende habe ich mir sogar selbst geglaubt«
Eigentlich sollte Anastasija Minitš aus Estland gar nicht
debattieren. Sie war nur als Ersatz vorgesehen. Doch der
ursprünglich vorgesehene Teilnehmer fiel aus. Plötzlich
war sie im Rennen von „Jugend debattiert internatio-
nal“. Die 17-Jährige aus Tallinn (Reval) brillierte bei den
Wettbewerben in ihrem Heimatland und qualifizierte
sich als Zweitplatzierte für das große Finale, das vergan-
genen Oktober in Warschau stattfand. Eine Woche dis-
kutierte die Schülerin vom Deutschen Gymnasium Tal-
linn mit 15 Mitstreitern aus Mittel- und Osteuropa. In
der abschließenden Debatte hieß die Frage dann: „Sol-
len extremistische Parteien verboten werden?“ Anastasi-
jas Argumente und ihr Stil überzeugten. Sie setzte sich
durch und gewann den Wettbewerb.
Unter den 200 Zuhörern im Konferenzzentrum des
Museums der Geschichte der polnischen Juden freute
sich auch Ehrengast und Bundestagsvizepräsidentin
Claudia Roth (Bündnis 90/Die Grünen) mit der jun-
gen Estin. Roth lud Anastasija und ihre drei Mitstreiter
in der Finalrunde, Regina Bartha und Júlia Pőcze aus
Ungarn sowie Ivan Michňa aus Tschechien, zu einem
Besuch des Deutschen Bundestags nach Berlin ein. Ver-

gangene Woche war es soweit. Gemeinsam mit dem
letztjährigen Sieger des deutschen „Jugend Debat-
tiert“-Wettbewerbs, Benjamin Hilprecht (18) aus Staß-
furt in Sachsen-Anhalt, erkundeten die Jugendlichen
die Hauptstadt. Auch ein Mittagessen mit Roth stand
auf dem Programm der Debattiertalente.
Organisiert wird der internationale Wettbewerb vom
Goethe-Institut, der Stiftung „Erinnerung, Verantwor-
tung, Zukunft“, der Hertie-Stiftung sowie der Zentral-
stelle für das Auslandsschulwesen. Im Schuljahr 2013/
2014 nahmen mehr als 1.900 Schüler von 140 Schulen
aus acht Ländern teil. „Jugend debattiert“-Leiter Ansgar
Kemmann von der Hertie-Stiftung betont, dass es da-
bei nicht nur um den Spracherwerb gehe, sondern
auch darum, die Urteilsfähigkeit zu schärfen und die
Meinungsbildung anzuleiten. Die jungen Leute sollten
auch lernen, ihre Bürgerrolle wahrzunehmen.
Bei den Teilnehmern kommt das offenbar an. Die vier
Preisträger, die alle seit mehreren Jahren Deutsch ler-
nen, berichten, dass sich ihre Sprachfähigkeiten deut-
lich verbessert hätten. „Am Anfang war das schon
schwer“, erzählt Ivan. Wenn man die rhetorischen

Techniken und Wendungen lerne, werde es ab leichter,
sagt der 19-jährige Abiturient aus Prag.
Júlia beeindruckte die Erfahrung, sich mit anderen
Standpunkten auseinanderzusetzen. Bei einer ihrer
Debatten musste sie sich zum Beispiel für Obdachlo-
senregelungen einsetzen, die sie selbst eigentlich ab-
lehnt. Mit Erfolg: „Am Ende habe ich mir sogar selbst
geglaubt“, erinnert sich die 17-Jährige.
Die 18-jährige Regina Bartha aus Budapest erzählt, sie
habe zunächst Angst gehabt, vor so vielen Menschen
zu reden. Doch als es so weit war, habe sie gar kein
Lampenfieber mehr gehabt, sagt die Abiturientin.
„Sehr begeistert“ von den Redekünsten der Rhetorikta-
lente ist auch Vizepräsidentin Roth. Es sei beeindru-
ckend, wie sich die Jugendlichen mit den schwierigen
Fragestellungen auseinandergesetzt hätten, sagte die
Vizepräsidentin. Der Wettbewerb sei ein gutes Trai-
ning, um sich mit anderen Argumenten und Stand-
punkten auseinanderzusetzen. Von der engagierten
Debattenkultur könnten auch die Bundestagsabgeord-
neten in Berlin etwas lernen, unterstrich die Grünen-
Politikerin. Sören Christian Reimer T

LESERPOST

Zur Ausgabe 7-9 vom 9. Februar 2015,
„Ein Tag der Befreiung“ auf Seite 7:
Danke für die ausführliche Würdigung
des Staatsmannes und Bundespräsident
a.D. Richard von Weizsäcker. Seine histo-
risch gewordene Rede zum 8.Mai 1985
im Deutschen Bundestag habe ich ein
halbes Jahr später im März 1986 unse-
rem damaligen Israel-Reiseleiter als
Schallplatten-Pressung in Form eines
Gastgeschenks mitgebracht. Die direkte
menschliche Botschaft des Deutschen
Bundespräsidenten ist 1986 in Israel bes-
tens angekommen.
Der Bundespräsident hat damals wohl
viele Herzen im In- und Ausland erreicht
und ein bedeutendes Kapitel in Richtung

auf die spätere Entwicklung beider deut-
scher Staaten geschrieben.

Rudolf Laux
per E-Mail

Zur Debatte um „Hartz IV“ im Allgemei-
nen:
Bei „Hartz IV“ ist es schon bemerkens-
wert, was all die Berater, Politiker und
Richter verdienen, die an dem Gesetz be-
teiligt waren. Dass bei all diesen Perso-
nen nun Konsens besteht, dass man mit
fünf Euro am Tag für Essen und Trinken
hinkommt, ist logisch.

Andreas Scheuer,
Kerpen
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Anastasija Minitš aus Estland (gr. Foto) gewann vergangenes Jahr den Wettbewerb „Jugend debattiert international“. Nun war sie mit ihren Mitstreitern in Berlin und traf unter
anderem Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth (Bündnis 90/Die Grünen). © Jugend debattiert international/Deutscher Bundestag/Achim Melde

SEITENBLICKE

VOR 35 JAHREN...

Nach der KPD
ist vor der KPD
8.3.1980: Kommunistische Partei be-
schließt Auflösung „Heute, wo sich nur
einige hundert Genossen zur KPD beken-
nen, liegt deutlich eigentlich auf der
Hand, daß uns die Gebilde unseres Kop-
fes über den Kopf gewachsen sind“,
schrieb die „Rote Fahne“, das Parteiblatt
der KPD schon Anfang 1980. „Daraus
kann nur folgen, die KPD auf dem drit-

ten Parteitag aufzulösen.“ Eine Überra-
schung war es also nicht, als die Delegier-
ten am 8. März 1980 tatsächlich die Auf-
lösung beschlossen. Ein Eingeständnis
des Scheiterns nach nur zehn Jahren.
Erst 1970 hatte man die maoistische KPD
unter dem Parteivorsitzenden Christian
Semler gegründet. Eine Zeit, in der sich
in der Bundesrepublik nach dem KPD-
Verbot von 1956 wieder kommunistische
Parteien bildeten – und man leicht den
Überblick verlieren konnte: Schon im
Oktober 1968 konstituierte sich mit der
DKP (Deutsche Kommunistische Partei)
die Nachfolgerin der 1956 verbotenen
KPD, die wiederum als Erbe der 1918 ge-
gründeten Ur-KPD gilt. Im Dezember
1968 folgte die KPD/ML (Marxisten-Le-
ninisten), 1973 der Kommunistische
Bund Westdeutschland (KBW). Viele Par-
teien, für ein kleines Wählerpotenzial.
Bei ihrer einzigen Teilnahme an Bundes-
tagswahlen holte Semlers KPD 1976 nur
0,1 Prozent. Dass die KPD fiel, hatte
noch mehr Gründe. Die gescheiterten Fu-
sionsversuche mit der KPD/ML etwa.
Oder dass man durch Gewalt auffiel und
die Partei als „kriminelle Vereinigung“
eingestuft wurde. Ihr Name war dennoch
begehrt: Nach der Auflösung der KPD
strich die KPD/ML umgehend das „ML“
aus ihrem Namen. Benjamin Stahl T

Aus der Abteilung Agitprop: KPD-Akti-
visten 1973 beim Foto-Shooting
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Heinrich
Windelen tot
Im Alter von 93 Jahren ist der frühere Bun-
desminister und Bundestagsvizepräsident
Heinrich Win-
delen am 16.
Februar gestor-
ben. Der ge-
bürtige Nieder-
schlesier, der
sich nach 1945
nach seiner
Vertreibung in
Warendorf
(Nordrhein-
Westfalen) nie-
derließ, blickte
auf eine lange
politische Karriere zurück. 1946 trat er der
CDU bei. Er war 18 Jahre Ratsherr, amtierte
von 1953 bis 1971 und von 1977 bis 1987
als Kreis- und von 1970 bis 1977 als CDU-
Landesvorsitzender von Westfalen-Lippe. Von
1969 bis 1987 gehörte er dem Bundesvor-
stand an. 1957 wurde Windelen, stets Direkt-
kandidat des Wahlkreises Warendorf, in den
Bundestag gewählt. 1990 verließ der Bundes-
tagsvizepräsident von 1981 bis 1983 das Par-
lament. Windelen, von 1969 bis 1980 stell-
vertretender Vorsitzender seiner Fraktion, saß
von 1977 bis 1981 dem Haushaltsausschuss
vor. 1969 berief ihn Bundeskanzler Kurt-
Georg Kiesinger (CDU) zum Bundesminister
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge-
schädigte. Von 1983 bis 1987 war er Bundes-
minister für innerdeutsche Beziehungen im
Kabinett Kohl. Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) würdigte Windelen vergan-
genen Donnerstag als „parlamentarische In-
stanz“. Bernd Haunfelder T

Heinrich Windelen
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Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 9. März.

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 2. – 6.3.2015

Mietpreisbremse (Do)
Frauenquote (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr
Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

PERSONALIA

>Karl-Heinz Scherhag †
Bundestagsabgeordneter 1994-2002,
CDU
Am 14. Februar starb Karl-Heinz Scherhag im
Alter von 78 Jahren. Der Kfz-Technikermeister
aus Koblenz trat 1960 der CDU bei und gehör-
te von 1978 bis 1994 dem Stadtrat an. Von
1987 bis 2009 war er Präsident der Hand-
werkskammer Koblenz. Im Bundestag arbeite-
te Scherhag zuletzt im Ausschuss für Wirt-
schaft und Technologie mit.

>Klaus Thüsing
Bundestagsabgeordneter 1977-1983,
SPD
Am 22. Februar wurde Klaus Thüsing 75 Jahre
alt. Der Sozialwissenschaftler gehört seit 1971
der SPD an und engagierte sich in bildungspo-
litischen Arbeitsgemeinschaften. Thüsing ge-
hörte dem Bildungsausschuss an.

>Helmut Rauber
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
CDU
Helmut Rauber beging am 24. Februar seinen
70. Geburtstag. Der Diplom-Kaufmann aus
Tholey trat 1962 der CDU bei und war von
1980 bis 1994 Mitglied des saarländischen
Landtags. Rauber, der im Verteidigungsaus-
schuss mitarbeitete, war von 1996 bis 2003
Präsident des Reservistenverbands.

>Inge Segall
Bundestagsabgeordnete 1984-1990,
FDP
Am 25. Februar vollendete Inge Segall ihr
85. Lebensjahr. Die promovierte Volkswirtin
trat 1970 der FDP bei und war von 1973 bis
1977 Beisitzerin im hessischen Landesvor-
stand. Im Bundestag gehörte sie dem Petiti-
onsausschuss an.

>Gudrun Roos
Bundestagsabgeordnete 1999-2002,
SPD
Gudrun Roos wurde am 27. Februar 70 Jahre
alt. Die Fremdsprachensekretärin aus Neunkir-
chen, SPD-Mitglied seit 1970, rückte 1999 für
Oskar Lafontaine in den Bundestag nach saß
im Umweltausschuss.

>Lothar de Maizière
Bundestagsabgeordneter 1990-1991,
CDU
Lothar de Maizière vollendet am 2. März sein
75. Lebensjahr. Der Anwalt aus Berlin trat 1956
der CDU in der DDR bei und engagierte sich seit
den 1980er-Jahren in der dortigen evangelischen
Kirchenbewegung. De Maizière, im März 1990
erster frei gewählter Ministerpräsident der DDR,
gehörte dem Rechtsausschuss an.

>Heiner Geißler
Bundestagsabgeordneter 1965-1967,
1980-2002, CDU
Heiner Geißler wird am 3. März 85 Jahre alt.
Der promovierte Jurist war von 1967 bis 1977
Sozialminister in Rheinland-Pfalz und gehörte
von 1971 bis 1979 dem Landtag an. Von 1977
bis 1989 war er CDU-Generalsekretär und von
1982 bis 1985 zugleich Bundesfamilienminis-
ter. Von 1991 bis 1998 war er stellvertretender
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on. Geißler, der seine Partei jahrzehntelang
prägte, hat sich auch als Publizist einen Na-
men gemacht.

>Horst Schmidbauer
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
SPD
Am 3. März vollendet Horst Schmidbauer sein
75. Lebensjahr. Der Industriekaufmann aus
Nürnberg trat 1956 der SPD bei und war von
1985 bis 1997 dortiger Unterbezirksvorsitzen-
der. Schmidbauer arbeitete im Bundestag vor-
wiegend im Gesundheitsausschuss mit. Mit
seinem Namen ist die Aufklärung des Blut-
Aids-Skandals zwischen 1990 und 1994 ver-
bunden. Als SPD-Obmann im Untersuchungs-
ausschuss „HIV-Infektionen durch Blut- und
Blutprodukte“ war er wesentlich an der Op-
ferentschädigung beteiligt.

>Friedrich Bohl
Bundestagsabgeordneter 1980-2002,
CDU
Friedrich Bohl wird am 5. März 70 Jahre alt.
Der Rechtsanwalt aus Marburg trat 1963 der
CDU bei und war von 1978 bis 2002 Vorsit-
zender des Kreisverbands Marburg-Bieden-
kopf. Von 1970 bis 1980 gehörte er dem Hes-
sischen Landtag an. Bohl, von 1984 bis 1991
Parlamentarischer Geschäftsführer der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, amtierte von 1991
bis 1998 als Bundesminister für besondere
Aufgaben und als Chef des Kkanzleramts.

>Trude Unruh
Bundestagsabgeordnete 1987-1990,
Die Grünen/fraktionslos
Am 7. März vollendet Trude Unruh ihr 90. Le-
bensjahr. Die Kauffrau aus Wuppertal war
1975 Gründerin und langjährige Bundesvorsit-
zende des Senioren-Schutz-Bundes Graue
Panther. Im Bundestag gehörte sie dem Aus-
schuss für Arbeit und Sozialordnung an.

>Heribert Scharrenbroich
Bundestagsabgeordneter 1985-1994,
CDU
Am 8. März wird Heribert Scharrenbroich
75 Jahre alt. Der Diplom-Volkswirt aus Sankt
Augustin trat 1964 in die CDU ein und war
von 1977 bis 1985 CDA-Hauptgeschäftsführer.
Im Deutschen Bundestag arbeitete er zuletzt
im Auswärtigen Ausschuss mit. 1994/95 war
er Staatssekretär im Bundesfamilienministeri-
um. bmh T
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Alexander Dobrindt, CDU/CSU, Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Neues Kapitel der
Infrastrukturfinanzierung

Alexander Dobrindt (*1970)
Wahlkreis

Wir leiten heute ein neu-
es Kapitel der Infra-
strukturfinanzierung

ein und vollziehen einen echten
Systemwechsel von einer vorwie-
gend steuerfinanzierten Infrastruk-
tur zu einer nutzerfinanzierten In-
frastruktur, das heißt von nicht
zweckgebundenen Steuermitteln
hin zur zweckgebundenen Nutzer-
finanzierung. Kurz gesagt: Es geht
um einen weiteren Schritt bei der
Richtungsentscheidung, hin zur
aktiven Mobilitätsfreiheit weg
vom grünen Verkehrspessimismus,
meine Damen und Herren.

Wir bewegen mit
der Infrastrukturab-
gabe 3,7 Milliarden
Euro vom Haushalt
des Bundesfinanz-
ministeriums in
den Haushalt des
Bundesverkehrsmi-
nisteriums, und
zwar jedes Jahr,
dauerhaft und
zweckgebunden für
die Infrastruktur. Das ist genau
das, was auch die Europäische
Kommission in ihrem Weißbuch
2011 von den Mitgliedstaaten ge-
fordert hat: die umfassende An-
wendung des Prinzips der Kosten-
tragung durch die Nutzer und Ver-
ursacher.

Wir setzen das um, und deswe-
gen ist die Infrastrukturabgabe
auch ein europäisches Projekt. Es
erfüllt die drei Grundsätze Subsi-
diarität, Solidarität und Gerechtig-
keit. Es erfüllt den Grundsatz der
Subsidiarität, weil wir die Verant-
wortung für den Erhalt und Aus-
bau der Infrastruktur in Deutsch-

land übernehmen, die ganz
Europa miteinander verbindet.
Von daher kann ich die Grünen
nur weiter aufrufen, sich daran zu
beteiligen, wenn es darum geht,
sich für die Infrastruktur in
Deutschland einzusetzen.

Solidarität war der zweite Be-
griff, den ich als Begründung ge-
nannt habe, warum es sich um ein
europäisches Projekt handelt. Weil
wir uns heute schon ganz selbst-
verständlich an der Infrastrukturfi-
nanzierung der meisten unserer
Nachbarländer beteiligen, wird
diese Selbstverständlichkeit jetzt
auch auf deutschen Straßen Reali-
tät. Das ist Solidarität und Gerech-
tigkeit, weil es zukünftig zwischen
Nutzern, die sich an der Finanzie-
rung unserer Infrastruktur beteili-
gen, und Nutzern, die diese Stra-
ßen kostenlos benutzen, keinen
Unterschied mehr geben wird.
Das ist das europäische Projekt.

Deswegen schlage ich vor: Ak-
zeptieren Sie einfach, dass es sich
dabei um einen ordnungspoliti-
schen Grundgedanken handelt.
Zweckbindung ist ein ordnungs-
politisches Projekt. Wir stellen ei-
nen klaren Bezug zwischen Ein-

nahmen und Ausga-
ben her. Das tun
wir bei der Lkw-
Maut und bei der
Infrastrukturabgabe,
und das setzen wir
bei öffentlich-priva-
ten Partnerschaften
um. Das machen
wir übrigens auch
bei der Digitalisie-
rung der Mobilität

über die Digitale Dividende II.
Dieser Systemwechsel ist ein ech-
ter Meilenstein in der Finanzie-
rung der Infrastruktur. Das Verur-
sacherprinzip „Wer mitnutzt, der
zahlt mit“ wird umgesetzt. Damit
schaffen wir eine breitere Basis für
die zukünftige Finanzierungs-
grundlage unserer Infrastruktur.

In den meisten europäischen
Ländern gibt es drei Säulen der Fi-
nanzierung der Infrastruktur: Kfz-
Steuer-Systeme, Mineralölsteuer-
systeme und Mautsysteme. In
Deutschland haben wir bisher nur
zwei Säulen: die Kfz-Steuer und
die Mineralölsteuer. Wir bauen

jetzt die dritte Säule, wie sie in un-
seren Nachbarländern bereits exis-
tiert. Dass es dabei zu keinen
Mehrbelastungen derer kommen
darf, die bisher die beiden ersten
Säulen bedienen, ist, glaube ich,
geradezu selbstverständlich.

Deswegen wird es beim Aufbau
der dritten Säule, der Infrastruk-
turabgabe, zu einer Absenkung
der mittleren Säule, der Kfz-Steuer,
kommen. Damit gibt es keine
Mehrbelastung von Haltern von in
Deutschland zugelassenen Kraft-
fahrzeugen.

Wir bewegen mit der Infrastruk-
turabgabe jedes Jahr 3,7 Milliar-
den Euro vom Finanzministerium
in das Verkehrsministerium. Wir
erreichen dabei jedes Jahr Mehr-
einnahmen von 500 Millionen
Euro.

Diese halbe Milliarde ist nach-
weisbar solide, präzise und trans-
parent errechnet. Das können Sie
sowohl in unseren Berechnungen
als auch in den entsprechenden
Gutachten nachlesen. Sie können
da sogar nachlesen, dass wir in
Zukunft mit eher höheren Ein-
nahmen zu rechnen haben, weil
das Ministerium hier konservativ
vorgegangen ist und geradezu vor-
sichtig kalkuliert hat.

Ich habe in den letzten Wochen
eine Reihe von Debatten über die-
ses Thema geführt, auch im Bun-
desrat.

Ich erinnere mich noch sehr ge-
nau, was Ihr Vorzeigeverkehrs-
ideologe Winne Hermann gesagt
hat: Wir sehen ein, dass man nicht
nur mehr Haushaltsmittel fordern
kann, sondern dass man sich lang-
fristig, perspektivisch um eine
neue Finanzierung kümmern
muss.

Genau das tun wir auch. Aber
da wäre es angebracht, dass Sie
von den Grünen, wenn Sie schon
nach neuen Finanzierungsformen
schreien, sich damit auseinander-
setzen, was wir vorgeschlagen ha-
ben. Sie lehnen aber alles nur
plump ab.

Sie wollen keine Infrastruktur-
abgabe. Sie wollen keine Einbin-
dung von privatem Kapital über
öffentlich-private Partnerschaften.
Sie lehnen auch den Neubau von
Straßen ab, wie man in Ihren Ver-

öffentlichungen immer wieder
nachlesen kann. Das Einzige, was
Sie wirklich wollen, ist, unseren
Autofahrern immer tiefer in die
Tasche zu greifen.

Das machen Sie mit Ihrem Vor-
schlag zur Mineralölsteuer. Die Zi-
tate sind doch eindeutig. So sagt
Winne Hermann: Man könnte in
einem ersten Schritt die Mineral-
ölsteuer erhöhen. – Lieber Herr
Anton Hofreiter, Sie haben gesagt:
Das Benzin ist immer noch zu bil-
lig. – Der Geschäftsführer der Grü-
nen, Kellner, sagt:
Ein Extragroschen
auf den Ölpreis! –
Wenn es um das
Abzocken der hei-
mischen Autofah-
rer geht, dann wer-
den Sie auf einmal
kreativ. Ansonsten
verweigern Sie die
Mitarbeit.

Dabei darf man
nicht vergessen, dass Sie wieder-
holt vorgeschlagen haben, die To-
talmaut einzuführen. Sie befür-
worten ein System, das jeden Kilo-
meter auf der Straße einzeln be-
rechnet, einzeln bepreist und ein-
zeln abkassiert. Sie wollen über
GPS-Systeme den gläsernen Auto-
fahrer schaffen. Sie wollen Famili-
en und Pendler mit dieser Total-
maut extra belasten. Mit der ideo-
logischen Fundamentaloppositi-
on, die Sie pflegen, gefährden Sie
die individuelle Mobilität in
Deutschland. Das Einzige, was Sie
vorschlagen, ist ein straßenfeindli-
ches Entmobilisierungsprogramm,
das wachstums- und wohlstands-
feindlich ist. Das ist mit uns nicht
zu machen.

Ich verstehe Ihre ganze Aufre-
gung nicht, wenn man Ihnen das
vorhält, was Sie selber ständig ver-
öffentlichen.

Sie haben sich in den vergange-
nen 40 Jahren in Wahrheit nicht
sehr viel weiterbewegt. In Ihren
früheren Bundestagswahlprogram-
men ist zu lesen: Wir wenden uns
gegen einen weiteren Ausbau von
Autobahnen und Fernstraßen.
Oder: Der beste Verkehr ist der,
der gar nicht entsteht.

Oder: Die Grünen wollen den
Abschied vom Auto als Massenver-
kehrsmittel und wollen die Stra-
ßenbenutzung einschränken. –
Davon sind Sie heute in Wahrheit
nicht sehr weit entfernt. Das alles
passt weiterhin zu Ihrer Ideologie.

Sie sagen heute noch: Die Fixie-
rung auf den Infrastrukturausbau
ist der Weg zurück in eine alte Ver-
kehrspolitik. Sie sagen: Das Auto

ist der Irrsinn der Jahrhunderts.
Sie sagen auch: Weniger Autos
sind besser als mehr Autos. – Das
ist der grüne Irrtum in seiner Kon-
tinuität. So denken Sie heute
noch.

Sie sind gegen Mobilitätswachs-
tum. Sie wollen damit das Wirt-
schaftswachstum einschränken.
Ich sage Ihnen: Den unauflösba-
ren Zusammenhang zwischen
Wirtschaftswachstum und Mobili-
tätswachstum werden Sie nie ein-
sehen. Er ist aber gegeben. Ohne

wachsende Mobili-
tät werden wir keine
wachsende Wirt-
schaft und keinen
wachsenden Wohl-
stand haben, aber
dafür stehen wir.

Der Ausbau, der
Unterhalt und die
Digitalisierung unse-
rer Verkehrsinfra-
struktur sind ein be-

deutender Schritt zur Mobilität
4.0. Das ist in der Tat eine der
größten politischen, wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen He-
rausforderungen seit Jahrzehnten.
Das kann man nur mit einem
Höchstmaß an Investitions- und
Innovationsbereitschaft begleiten.
Was Sie hier wieder aufführen,
nämlich Technologie- und Mobili-
tätsfeindlichkeit immer vor sich
herzutragen, führt dazu, dass wir
den Anschluss an eine moderne
Gesellschaft verlieren, dass wir bei
der Sicherung des zukünftigen
Wirtschaftswachstums und des
Wohlstands scheitern werden. Das
sind die wahren Alternativen, um
die es geht. Mit Ihnen: Einschrän-
kung der individuellen Mobilität,
Schwächung unseres Wirtschafts-
standorts, und mit uns: Wohl-
standssicherung, Mobilitätsge-
winn und ein Systemwechsel zur
Nutzerfinanzierung.

Ich habe jetzt nicht die Hoff-
nung, dass wir in dieser Debatte
zu dem Ergebnis kommen, dass
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Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html

Die
Infrastruktur-

abgabe
ist auch ein

europäisches
Projekt.

Sie sind gegen
Mobilitätswachs-
tum. Sie wollen
damit das Wirt-

schaftswachstum
einschränken.
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Sie das Prinzip der Nutzerfinan-
zierung, das wir umsetzen, als ei-
nes verstehen werden, dass die zu-
künftige Investition in unsere In-
frastruktur sicherstellt. Ich hatte
auch nicht das Gefühl in der Ver-
gangenheit, dass Sie das Prinzip
der Gerechtigkeit auf unseren Stra-
ßen mit unterstützen.

Sie von den Grünen müssen
einfach einmal akzeptieren, dass
die Lösung des Problems der In-
frastrukturfinanzierung, ein Pro-
blem, das wir auf Dauer lösen
müssen, nicht nur in Deutsch-
land, sondern in Europa, damit
zusammenhängt, dass Nutzer sich
an der Infrastrukturfinanzierung
beteiligen. Glauben Sie bitte ein-
fach: Sie können Ihre Haltung, ge-
gen mehr Investitionen und Stra-
ßenbau einzutreten, dauerhaft
nicht aufrechterhalten. Denn
wenn wir das tun, was Sie mit Ih-
rer Entkoppelungstheorie vertre-
ten, nämlich Wirtschaftswachstum
und Wohlstand von Investitionen

in die Infrastruktur abzukoppeln,
tun wir nichts anderes, als unsere
Gesellschaft vom Wohlstand ab-
zukoppeln. Das können wir nicht
zulassen.

Wir erreichen mit dem Investiti-
onshochlauf, den mein Haus be-
schrieben hat, einen Aufwuchs der
Investitionen um 40 Prozent bis
zum Jahr 2018. Das ist ein absolu-
ter Rekord. Übrigens ist das eine
Zahl, die auch von der Daehre-
Kommission und der Bodewig-
Kommission in ihren Berechnun-
gen so eingefordert wird. Sie ha-
ben an vielen Stellen in der Ver-
gangenheit das Gutachten der Da-
ehre-Kommission und der Bode-
wig-Kommission zitiert, Sie haben
auch darauf verwiesen, dass in der
Sonder-Verkehrsministerkonferenz
genau die Inhalte dieses Gutach-
tens mit beschlossen worden sind.
Sie müssten jetzt einmal akzeptie-
ren, dass wir genau das auch um-
setzen.

Sie sollten sich vielleicht auch

daran erinnern, dass die Länder,
an deren Regierung Sie beteiligt
sind, dem im Bundesrat zuge-
stimmt haben. Daehre und Bode-
wig sprechen davon, dass wir zu-
sätzliche Haushaltsmittel für die
Infrastruktur aufwenden sollen –
das machen wir -, dass wir eine Er-
höhung der Leistungs- und Finan-
zierungsvereinbarung mit der
Bahn machen sollen; auch das tun
wir. Mit 28 Milliarden Euro sind
es 5 Milliarden Euro mehr als in
der letzten Finanzierungsperiode.
Dass eine überjährige Mittelbereit-
stellung erfolgen soll, das haben
wir umgesetzt. Das Prinzip „Erhalt
vor Neubau“ findet so bei uns
statt. Die Ausweitung der Lkw-
Maut auf alle Bundesstraßen unter
Einbeziehung der Lkw ab 7,5 Ton-
nen setzen wir so um.

Die Daehre/Bodewig-Kommissi-
on spricht davon, dass Abgaben
für nicht in Deutschland zugelas-
sene Pkw eingeführt werden soll-
ten. Auch das setzen wir um. Sie

haben in den Ländern auch da
entsprechend mitgestimmt und
dafür gesorgt, dass wir diese Dis-
kussionen heute haben und dass
wir den gerade beschriebenen Weg
eines Systemwechsels gehen.

Dass Sie nach dieser Bilanz –
Umsetzung dessen, was die Daeh-
re/Bodewig-Kommission vorge-
schlagen hat, durch diese Bundes-
regierung – jetzt davon sprechen,
dass auf Ihrem Parteitag notwen-
dige Investitionen in die Infra-
struktur verschleppt werden, ob-
wohl wir so viel investieren wie
niemals zuvor, so viel Heuchelei
hätte ich hier eigentlich nicht ein-
mal Ihnen zugetraut, meine Da-
men und Herren von den Grünen.
Sie tragen nicht nur nichts dazu
bei, dass wir einen Investitions-
hochlauf haben; Sie verweigern
sich geradezu dem Systemwechsel.

Wir haben den Investitions-
hochlauf gestartet. Wir stellen Re-
kordmittel für die Infrastruktur
zur Verfügung. Sie haben nur die

Erhöhung von Mineralölsteuer
oder Schuldenfinanzierung der In-
vestitionen im Sinn. Dazu muss
ich klar sagen: Unser Prinzip ist
ein anderes. Mit uns gibt es keine
Finanzierung der Infrastruktur
durch Schulden oder durch Steu-
ererhöhungen. Bei uns heißt das
Prinzip: Gerechtigkeit finanziert
die Straßen.

Ich bleibe dabei: Die Infrastruk-
turabgabe, sie ist fair, sie ist sinn-
voll, und sie ist gerecht. Sie ist fair,
weil sie in den meisten unserer
Nachbarländer genau so durchge-
führt wird. Sie ist sinnvoll, weil je-
der Euro, den wir einnehmen, zu-
sätzlich in die Infrastruktur inves-
tiert wird, und sie ist gerecht, weil
sie zukünftig jeden, der die Stra-
ßen nutzt, angemessen an der Fi-
nanzierung beteiligt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Herbert Behrens, DIE LINKE:

Die Ausländermaut ist weder
fair noch sinnvoll oder gerecht

Herbert Behrens (*1954)
Landesliste Niedersachsen

Ich glaube, auch mit den tra-
genden Worten des Verkehrs-
ministers lässt sich nicht über-

decken, was uns hier am Ende vor-
liegt. Als der Referentenentwurf
bekannt geworden ist, schrieben
einige Blätter: Der Berg kreißte
und gebar eine
Maut. – Ich glaube,
das ist eine sehr
treffende Beschrei-
bung dessen, was
uns hier vorliegt,
und es ist auch ei-
ne treffende Be-
schreibung für die-
sen quälend lan-
gen Prozess, den
wir hinter uns ha-
ben, bei dem wir versucht haben,
überhaupt zu erkennen: Was ist
denn eigentlich das Prinzip hinter
der Idee, die uns dort auf den
Tisch gelegt worden ist, die erst als
Maut und dann als Infrastruktur-

abgabe verkauft werden sollte?
Ich denke, das Ganze wird ein

bisschen klarer, wenn wir uns die
damalige Situation noch einmal
vor Augen führen: Damals waren
die Luftverhältnisse über dem
CSU-Stammtisch noch relativ klar
und eindeutig. Ich zitiere mal den
damaligen CSU-Generalsekretär –
er befand sich noch in der Meta-
morphose hin zum Verkehrsmi-
nister -, der in einer Pressemittei-
lung sagte:

Bei der Forderung der CSU nach
einer Pkw-Maut für Ausländer
geht es um Gerechtigkeit.

- Das haben wir heute noch ein-
mal gehört. -

Alle anderen Parteien wollen
die Gratis-Fahrten für Ausländer
auf unseren Autobahnen weiter
hinnehmen. Wir nicht.

Herr Dobrindt, eins hätte Ihnen
inzwischen klar sein
müssen: Mit diesem
Wahlkampfgetöse
können Sie keine
Verkehrspolitik ma-
chen. Es hätte end-
lich einmal eine kla-
re Ansage gemacht
werden müssen, wie
Sie sich Verkehrspo-
litik künftig vorstel-
len wollen.

Jetzt muss also diese Form der
Pegida-Maut in eine verfassungs-
gemäße Form gebracht werden.
Sie haben alles versucht, die Qua-
dratur des Kreises herzustellen.
Zigmal mussten Sie nachbessern,

nachdem Ihnen sogar aus Ihrer ei-
genen Fraktion Gegenwind ins
Gesicht geblasen hatte.

Erinnern wir uns: Zunächst soll-
ten nur die Autobahnen bemautet
werden, dann alle Straßen.

Jetzt zahlen Ausländer auf Auto-
bahnen und Inländer auf Auto-
bahnen und Bundesstraßen, und
das nur, weil allen Inländern eine
Jahreszwangsmaut abgeknöpft
werden soll, ohne die die ganze
Konstruktion in sich zusammen-
fallen würde.

Im grenznahen Bereich soll die
Maut nicht erhoben werden, um
den Tourismus und den kleinen
Grenzverkehr nicht zu beeinträch-
tigen.

Und obendrein gibt es eine Re-
form des Kraftfahrzeugsteuergeset-
zes, um die inländischen Kfz-Hal-
ter um den Betrag zu entlasten,
den sie als Pkw-Maut bezahlen
müssen. Nun ist es aber europäi-
sches Recht, dass niemand auf-
grund seiner Herkunft benachtei-
ligt werden darf. Darum wurde
die Pkw-Maut für Ausländer mit
einem Mal zu einer Infrastruktur-
abgabe umetikettiert. Sie glauben
doch nicht allen Ernstes, dass Ih-
nen jemand abnimmt, dass die In-
frastrukturabgabe nichts mit der
Entlastung bei der Kfz-Steuer zu
tun hat? So blind wird auch in
Brüssel niemand sein.

(Beifall bei der LINKEN – Dr.
Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das steht sogar im Ge-
setz!)

Herr Dobrindt, dieser Versuch
ist danebengegangen. Nun versu-
chen Sie einen anderen Ausweg.
In der Aktuellen Stunde – aber in
ähnlicher Weise auch heute – sag-
ten Sie, Herr Minister:

Wir vollziehen einen echten
Systemwechsel in der Finanzie-
rung unserer Infrastruktur von ei-
ner vorwiegenden Steuerfinanzie-
rung der Infrastruktur hin zu einer
Nutzerfinanzierung der Infrastruk-
tur. Dadurch stärken wir das Ver-
ursacherprinzip.

Ich habe mich eben darauf be-
zogen, dass Herr
Dobrindt gesagt
hat, dass ein echter
Systemwechsel voll-
zogen werden soll.
Er sprach von der
Nutzerfinanzierung
der Infrastruktur
und davon, dass
das Verursacher-
prinzip gestärkt
werde. Dass es um
einen Systemwechsel geht, stimmt
in der Tat. Das zweite Argument
ist allerdings völliger Humbug.
Das Verursacherprinzip würde
dann gestärkt werden, wenn wir
wirklich Verursacher heranziehen
würden. Wir haben auch in der
Diskussion über die Lkw-Maut da-
rüber gesprochen, dass wir gucken
müssen: Wer verursacht die meis-
ten Beschädigungen auf den Stra-
ßen? Wer ist dafür verantwortlich,
dass so oft Reparaturen an Straßen
und Brücken erforderlich sind?

Wenn wirklich das Verursacher-
prinzip das tragende Element sein
soll, dann muss auf jeden Fall bei
der Lkw-Maut angesetzt werden;
denn die Pkw – das wissen wir –
sind wesentlich weniger an der
Abnutzung der Infrastruktur betei-
ligt. Das mit dem Verursacherprin-
zip ist reiner Etikettenschwindel.

„Nutzerprinzip“ oder „Wegelage-
rei“, das wäre treffender.

Sie behaupten – eben haben Sie
das noch einmal gesagt -, in
Europa sei es völlig selbstverständ-
lich, dass eine Maut kassiert wird.
Das ist falsch. Nirgends gibt es die
Maut für Inländerinnen zurück;
nirgends gibt es eine variable
Preisgestaltung für die Jahresvi-
gnette; nirgends werden Inländer
zum Kauf einer Jahresvignette ge-
zwungen.

Eine andere Behauptung. Sie be-
haupten, 2 Milliarden Euro netto

würden durch aus-
ländische Fahrzeug-
halter in den Ver-
kehrshaushalt strö-
men. Mal ganz am
Rande: Bei den di-
versen Korrekturen
am Referentenent-
wurf ist das Wort
„zusätzlich“ inzwi-
schen verloren ge-
gangen. Aber zum

Ertrag: Vor ein paar Tagen wollte
der Minister endlich offenlegen,
auf welche Berechnungen er sich
denn nun bezieht. Heraus kamen
ein Gefälligkeitsschreiben aus
dem Ministerium und eine Über-
prüfung durch einen Angestellten
eines Unternehmens, das selbst
ins Mautgeschäft investiert hat.
Das ist übrigens der gleiche Gut-
achter, der gegenüber der CSU
schon mal 900 Milliarden Euro
Bruttomauteinnahmen prognosti-
ziert hatte.

– 900 Millionen. – Diese dürfti-
ge Grundlage wurde von den
Fachverbänden in der Luft zerris-
sen. ADAC, VCD und ACE haben
Stellungnahmen abgegeben, die
das ablehnen. Gestern Abend gab
es dann noch ein Gutachten des
Verkehrs- und Wirtschaftswissen-
schaftlers Eisenkopf. Sein Fazit –
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wenn wir Ver-

ursacher heran-
ziehen würden.

Mit diesem
Wahlkampf-

getöse können
Sie keine

Verkehrspolitik
machen.
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Zitat -
... zeigt sich bei der in dieser

Kurzstellungnahme vorgenomme-
nen Analyse, wie unzureichend
begründete oder willkürliche An-
nahmen in Richtung höherer Ein-
nahmen wirken. ... Insgesamt er-
scheinen die Ergebnisse daher aus
analytischer Perspektive wenig
plausibel bzw. überzeugend und
die Annahmen insbesondere er-
gebnisorientiert gesetzt.

Übersetzt heißt das: Das Ergeb-
nis stand als Erstes fest, dann war
der Gutachter gehalten, etwas da-
zu zu schreiben, damit die Sum-

me am Ende auch passt.
Kurz und knapp ist dort be-

schrieben: 80 Prozent der Einnah-
men, die Sie errechnet haben, sind
nicht schlüssig belegt, und die Be-
rechnungsgrundlage ist vollkom-
men unsolide. – Laut einem Gut-
achten von Ralf Ratzenberger – Sie
kennen es; der ADAC hat es im
vergangenen Jahr herausgebracht
– kommen nicht 700 Millionen
Euro Mautgebühren rein, sondern
lediglich 262 Millionen Euro, und
zwar brutto. Abzüglich der Sys-
temkosten wird das zu einem Mi-
nusgeschäft.

Der Verkehrsminister bleibt
aber wacker bei seinen 700 Millio-
nen Euro brutto pro Jahr. Das
trifft aber zumindest nicht für die
ersten drei Jahre zu. Wir haben
nachgefragt: 455,6 Millionen Euro
sind in den ersten drei Jahren fäl-
lig, um dieses System überhaupt
zu implementieren. Das heißt, in
den ersten drei Jahren fällt die Bi-
lanz sowieso anders aus als die
positive Bilanz von 500 Millionen
Euro netto, die uns jetzt vorgelegt
wurde.

Die Linke bleibt bei ihrer Be-
wertung: Die Ausländermaut ist

nicht nur verkehrspolitisch ab-
surd, sondern sie ist inzwischen
auch haushaltspolitisches Haraki-
ri.Kolleginnen und Kollegen, zum
Thema der Europakonformität
wird sicherlich noch gesprochen
werden. Das will ich hier nicht
tun.

Ich komme zum Schluss. Die
wahre Absicht wird erkennbarer.
Es geht um die Nutzerfinanzie-
rung, das heißt, der Autofahrer
wird herangezogen. Das würde
3,7 Milliarden Euro in die Kasse
bringen. Gleichzeitig tagt im Wirt-
schaftsministerium eine Experten-

kommission, die die Privatisie-
rung des Straßenverkehrssystems
vorbereitet. Da wird es passend,
und es wird erkennbar, was mögli-
cherweise wirklich hinter dieser
Infrastrukturabgabe steckt.

Ich bleibe dabei – die Linksfrak-
tion sieht es ebenso -: Die Auslän-
dermaut ist weder fair noch sinn-
voll oder gerecht. Sie ist absurd,
unvertretbar und unbeherrschbar.
Maut und Minister gehören
schnellstens aus dem Verkehr ge-
zogen

(Beifall bei der LINKEN)

Sören Bartol, SPD:

Wer eine Koalition eingeht,
muss Kompromisse schließen

Sören Bartol (*1974)
Wahlkreis Marburg

Viele politische Beobachter
glauben, dass wir heute das
wichtigste Vorhaben der

Verkehrspolitik dieser Koalition
diskutieren. Das mag jeder für
sich selbst beurteilen. Ich denke,
man würde dieser Koalition un-
recht tun, wenn man unsere Ver-
kehrspolitik nur auf die Pkw-Maut
reduzieren würde.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wer eine Koalition eingeht,
muss Kompromisse schließen. Für
die SPD gehört die Pkw-Maut da-
zu. Jeder in diesem Hause weiß,
dass es das zentrale Vorhaben der
CSU ist. Wir haben sie jetzt im
Koalitionsvertrag mit der CDU
und der CSU vereinbart. Damit
wird sie kommen. Die Frage ist
nur: Wie?

Heute beginnen die parlamen-
tarischen Beratungen im Deut-
schen Bundestag. Angesichts der
jahrzehntelangen Diskussion über
eine Pkw-Maut sollten wir uns da-
für ausreichend Zeit nehmen. Es
ist der Deutsche Bundestag, der
darüber entscheidet, wie die Pkw-
Maut aussehen wird – niemand
anders. Aus Respekt vor der parla-
mentarischen Arbeit dieses Hauses
sollten wir uns alle gemeinsam
dabei von niemandem treiben las-
sen.

Das Interesse in der Bevölke-

rung an den beiden vorliegenden
Gesetzentwürfen kommt nicht
von ungefähr. Die Autofahrerin-
nen und Autofahrer befürchten,
dass neue finanzielle Belastungen
auf sie zukommen. Sie haben
Zweifel, ob das von Bundesver-
kehrsminister Dobrindt vorge-
schlagene Konzept einer Pkw-
Maut funktionieren kann. Wir So-
zialdemokraten nehmen diese Be-
fürchtungen sehr ernst.

Wir werden im Deutschen Bun-
destag keiner Pkw-Maut zustim-
men, die die deutschen Autofahre-
rinnen und Autofahrer zusätzlich
belastet. Das haben wir so ver-
sprochen. Das haben wir im Ko-
alitionsvertrag so vereinbart, und
das werden wir hier im Deutschen
Bundestag auch genau so beschlie-
ßen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir sind uns in der Koalition
einig, dass wir mehr in unsere
Straßen, Schienen- und Wasserwe-
ge investieren wollen. Dafür wer-
den wir zusätzliche Steuermittel
mobilisieren und die Nutzerfinan-
zierung ausweiten. Die Einfüh-
rung der Pkw-Maut darf kein
Selbstzweck sein. Sie muss zusätz-
liche Einnahmen bringen, die
nicht umgehend wieder durch Bü-
rokratie aufgefressen werden. Wir
werden mit den Einnahmen aus
der Pkw-Maut nicht die Probleme
bei den Verkehrsinvestitionen lö-
sen. Daher setzen wir auch auf die
Ausdehnung der Lkw-Maut auf al-
le Bundesstraßen. Das bringt neue
Einnahmen in Höhe von bis zu 2
Milliarden Euro pro Jahr.

Bundesminister Dobrindt geht
davon aus, dass mit der Pkw-Maut
500 Millionen Euro zusätzlich
eingenommen werden können.
Ich bin froh, dass man unserer
Forderung nach mehr Transparenz
gefolgt ist; die Berechnungen lie-
gen nun endlich offen auf dem
Tisch. Wir sollten die kommenden

Wochen dafür nutzen, sie auf ihre
Plausibilität hin zu überprüfen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wer zusätzliche Einnahmen
von den Nutzern der Straßen will,
muss aber auch klar sagen, wo er
denn das Geld investieren will.
Die Akzeptanz der Pkw-Maut wird
auch davon abhängen, ob die Ein-
nahmen dort investiert werden,
wo alle im Stau stehen. Eine klare
Priorisierung bei den Bundesver-
kehrswegen ist deshalb notwen-
dig.

Bundesminister Dobrindt hat
im Frühjahr 2014 eine Grundkon-
zeption für den neuen Bundesver-
kehrswegeplan 2015 vorgelegt; sie
bedeutet einen Paradigmenwech-
sel. Er wird von der breiten Öf-
fentlichkeit unterstützt. Die Län-
der wollen die Umsetzung. Die
Wirtschaft will die Umsetzung.
Und auch die Umweltverbände
wollen die Umsetzung. Wer sich
einer neuen Bundesverkehrswege-
planung verweigert, stellt sich am
Ende gegen die Interessen der Be-
völkerung wie auch gegen die In-
teressen der Wirtschaft.

Für uns steht fest: Wer neue Fi-
nanzierungsinstrumente einfüh-
ren will, aber gleichzeitig das Geld
der Steuer- und Mautzahler mit
der Gießkanne nach Himmels-
richtungen ausgeben will, der
wird am Ende nicht unsere Zu-
stimmung erhalten.

Der Aufwuchs der Investitions-
mittel muss in den kommenden
Jahren mit einer klaren Priorisie-
rungsstrategie einhergehen. Zuerst
müssen wir uns um die bestehen-
den Brücken und Straßen küm-
mern.

Beim Neu- und Ausbau müssen
wir 80 Prozent der Mittel in über-
regionale Projekte investieren. Da-
bei hat die Beseitigung von Eng-
pässen absolute Priorität. Genau
so steht es auch im Koalitionsver-
trag, und daran lassen wir auch

nicht rütteln. Gleichzeitig werden
wir für die bessere Anbindung der
ländlichen Räume 20 Prozent der
Investitionsmittel zur Verfügung
stellen.

Ich denke, das ist der vernünfti-
ge Weg. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, Deutschland ist das
größte Mitgliedsland der Europäi-
schen Union. Ich glaube, wir alle
sind uns einig, dass wir gute
Nachbarn in einem geeinten
Europa sein wollen. Wir haben im
Koalitionsvertrag vereinbart, dass
die Pkw-Maut keine EU-Ausländer
diskriminieren, al-
so nicht gegen eu-
ropäisches Recht
verstoßen darf. Die
EU-Verkehrskom-
missarin nennt
zwei Kriterien, die
aus Sicht der Euro-
päischen Kommis-
sion entscheidend
sind: Die Gebüh-
rensätze für die
Zeitvignetten müssen im Vergleich
zur Jahresvignette für ausländische
Autofahrer verhältnismäßig sein,
und die gleichzeitige Einführung
einer Pkw-Maut und einer ent-
sprechenden Ermäßigung bei der

Kfz-Steuer für Deutsche darf nicht
zu einer Diskriminierung führen.
– Die Bundesregierung ist insge-
samt zu der Einschätzung gekom-
men, dass beide Kriterien erfüllt
sind. Das Bundesverkehrsministe-
rium hat dazu ein umfangreiches
Gutachten vorgelegt, und wir im
Deutschen Bundestag werden uns
auch diese Bewertung noch ein-
mal ganz genau anschauen.

Wir wissen, dass sich die EU-
Kommission zu der Frage vor Ab-
schluss des Gesetzgebungsverfah-
rens nicht endgültig äußern wird.

Damit steht auch
fest: Die Vereinbar-
keit mit europäi-
schem Recht wird
endgültig erst nach
Abschluss des parla-
mentarischen Ver-
fahrens geklärt wer-
den können. Eines
aber sollten wir im
weiteren Verfahren
jedoch sicherstellen:

Sollte die EU-Kommission mit ei-
ner Klage gegen die Pkw-Maut er-
folgreich sein und die Entlastung
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Fortsetzung auf nächster Seite

Verkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) während der Debatte im Deut-
schen Bundestag © dpa

Wir haben
vereinbart, dass
die Pkw-Maut
keine EU-Aus-

länder dis-
kriminieren darf.
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bei der Kfz-Steuer kippen, darf am
Ende nicht eine Belastung für alle
übrigbleiben.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Bundesländer haben sich
sehr ausführlich mit der Pkw-
Maut beschäftigt. In seiner Stel-
lungnahme hat der Bundesrat 23
Kritikpunkte aufgeführt. Ich finde,
wir dürfen die Bedenken der Bun-
desländer nicht einfach beiseite-

schieben. Wir sollten sie alle ernst
nehmen. Wenn es verfassungs-
rechtliche Bedenken gibt, ob der
Bund den Kfz-Meldestellen der
Kommunen neue Aufgaben über-
tragen darf, muss das geklärt wer-
den. Wenn die Länder der Mei-
nung sind, dass sie eigentlich bei
der Pkw-Maut gefragt werden und
zustimmen müssten, muss das ge-
prüft werden. Wenn es Zweifel an

einer ordentlichen Kontrolle der
Pkw-Maut gibt, muss das bewertet
werden. Wenn es in Grenzregio-
nen immer noch Proteste gibt,
weil die Gäste aus den Nachbar-
ländern die deutschen Städte eben
nur über Bundesautobahnen errei-
chen können, müssen wir uns das,
finde ich, alle gemeinsam an-
schauen.

Wenn es weiter Zweifel am Da-

tenschutz gibt, sollten wir die
auch ausräumen. Je weniger Da-
ten gespeichert werden, umso bes-
ser. Das heißt, die vorgelegten Ge-
setzentwürfe werfen noch viele
Fragen auf. Wir sollten sie ge-
meinsam klären.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, jetzt beginnt die Kärrnerar-
beit der Fachpolitiker in den Aus-
schüssen. Es gilt wie immer das

Struck’sche Gesetz: Es gibt keinen
Automatismus. Kein Gesetzent-
wurf verlässt den Bundestag so,
wie er hineingekommen ist. -Ich
finde, diesen Grundsatz sollten
wir alle gemeinsam ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Oliver Krischer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es braucht einen Aufstand der
Vernunft in der Koalition

Oliver Krischer (*1969)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Es gibt unglaublich viele He-
rausforderungen in der Verkehrs-
und Mobilitätspolitik; aber eines
muss man feststellen: Nach fast
anderthalb Jahren Große Koaliti-
on haben Sie nicht einmal ange-
fangen, sich mit diesen Herausfor-
derungen auseinanderzusetzen,
meine Damen und Herren.

Stattdessen beschäftigen Sie sich
mit einer Ausländermaut, die kei-

ne relevanten Einnahmen bringt,
die die Besucher aus dem Ausland
diskriminiert und damit europa-
rechtswidrig ist, die keine ökologi-
sche Lenkungswirkung hat, die ein
Bürokratiemonster irrsinnigen
Ausmaßes ist, die verfassungs-
rechtlich zumindest bedenklich ist
und erhebliche datenschutzrecht-
liche Fragen aufwirft. Meine Da-
men und Herren, das ist schädlich
für die Verkehrspolitik!

Das ist unsinnig! Das ist die
Fortsetzung des Betreuungsgeldes
in der Verkehrspolitik! Das muss
hier einmal klipp und klar gesagt
werden.

Herr Dobrindt, ich hätte mir an-
gesichts von 16 Minuten Redezeit
gewünscht, dass Sie auf diese Kri-
tikpunkte einmal substanziell ein-
gegangen wären. Dazu habe ich
Nullkommanichts von Ihnen ge-
hört. Das, was Sie hier eben abge-
liefert haben, ist ein absolutes Ar-
mutszeugnis. Das ist eines Ver-
kehrsministers in Deutschland

nicht würdig.
Ich sage Ihnen auch – so viel

Ehre muss sein -: Sie haben in den
vergangenen Tagen einen sinnvol-
len Vorschlag gemacht. Sie haben
vorgeschlagen, dass in Zukunft
Warnanlagen für Geisterfahrer
aufgebaut werden sollen.

Ja, das ist richtig. Die erste
Warnanlage muss vor dem Minis-
terbüro aufgebaut werden. Die
wird jeden Tag drei Dutzend Mal
blinken, meine Damen und Her-
ren. Seien wir einmal ehrlich:
Wenn wir hier über die Ausländer-
maut reden, geht es nicht um Ver-
kehrspolitik, auch nicht um Ein-
nahmen für die Infrastruktur. Das
ist alles Quatsch. Es gibt nur einen
einzigen Grund, weshalb wir über
dieses Thema reden. Wir reden
deshalb darüber, weil eine rechts-
populistische Regionalpartei ir-
gendwo im Bermudadreieck zwi-
schen AfD, NPD und Pegida auf
politischer Beutefahrt ist. Das ist
Ihr Thema. Sie wollen damit die

Hoheit über die Stammtische ha-
ben.

Sie empören sich jetzt, aber Sie
werden sich das anhören müssen:
Der Vorsitzende dieser Regional-
partei drischt NPD-Parolen. Das
ist unglaublich. Ich erwarte da ei-
nen Aufstand der Anständigen in
der Großen Koalition; denn das
kann man nicht akzeptieren.

Liebe Christ- und Sozialdemo-
kraten, in einer Koalition – Sören
Bartol hat das gerade angespro-
chen – muss man Kompromisse
machen; das ist völlig klar. Aber
das heißt nicht, dass man
Schwachsinn beschließen muss.
Aber Sie sind gerade dabei, genau
das zu tun. Daran werden wir Sie
mit allem Nachdruck überall in
der Republik erinnern, sollte die-
ses Gesetz verabschiedet werden.

Das Mantra von Herrn Dob-
rindt – das haben wir auch von
Sören Bartol gehört – ist: Die
deutschen Autofahrer sollen nicht
belastet werden, sondern es sollen
nur – interessanterweise spricht
man in dem Gutachten, das Herr
Dobrindt vorgelegt hat, nicht
mehr von den Ausländern und
Ausländerinnen – Gebietsfremde
belastet werden. Muss ich als
Rheinländer, wenn ich nach Bay-
ern fahre – dort bin ich gebiets-
fremd -, in Zukunft auch zahlen?
Was ist Ihr Konzept? Was haben
Sie da für eine Vorstellung?

Ich sage Ihnen – das gehört zur
Wahrheit dazu -: Am Ende wird ja
nicht die Pkw-Maut scheitern;
vielmehr wird vor dem Europäi-
schen Gerichtshof und vor der
EU-Kommission die Kompensati-
on scheitern. Dann werden wir ge-
nau vor der Situation stehen, dass
die deutschen Autofahrerinnen
und Autofahrer 3,7 Milliarden
Euro bezahlen müssen. Nachti-
gall, ick‘ hör dir trapsen – das ist
genau der Plan: Man will durch
die Privatisierung der Straßen
über ÖPP 3,7 Milliarden Euro in
die Kassen der Versicherer und der
Banken spülen. Das ist doch der
wahre Hintergrund des Konzeptes
der Großen Koalition!

Herr Dobrindt, Sie beziffern die
Nettoeinnahmen auf 500 Millio-
nen Euro. Wir haben über Monate
hinweg Dutzende Anfragen ge-
stellt, um an die Berechnungs-
grundlage heranzukommen; denn
wir wollten wissen, wie die Zahl
zustande kommt. Aber Sie haben
uns immer die Unwahrheit gesagt.

Sie haben diese Fragen nicht be-
antwortet. Die Tatsache, dass die
Wochenzeitung Die Zeit klagen
muss, um an diese Zahlen heran-
zukommen, damit wir Zugriff da-
rauf haben, das wäre eine Debatte
im Deutschen Bundestag wert.
Das, meine Damen und Herren,
ist ein Skandal! In dem Gutach-
ten, in dem plötzlich von Gebiets-
fremden die Rede ist, werden Zah-
len herangezogen, die zehn Jahre
alt sind.

Es werden nicht greifbare An-
nahmen zugrunde gelegt. Es ist
nicht nachprüfbar, wie die 500
Millionen Euro zustande kom-
men. Ich glaube – an jeder Stelle
atmet das dieses Stück Papier -: Da
ist jemand beauftragt worden, der
von den 500 Millionen Euro aus-
gehend die Zahlen herunterrech-
nen sollte, um das irgendwie pas-
send zu machen.

Der größte Witz an der Ge-
schichte ist, dass Sie jemanden be-
auftragt haben, die Zahlen zu prü-
fen und eine Stellungnahme abzu-
geben, der selber möglicherweise
wirtschaftlich von der Einführung
der Maut profitiert. Das wäre so,
als wenn Sigmar Gabriel RWE be-
auftragen würde, die Klimaverträg-
lichkeit der Braunkohle zu über-
prüfen. Es ist doch klar, was dabei
herauskommt. Das traut sich nicht
einmal Sigmar Gabriel. Das ist un-
ter Ihrem Niveau, Herr Dobrindt,
und unter dem Niveau einer Bun-
desregierung.

Meine Damen und Herren, was
wir brauchen, ist eine Ausweitung
der Lkw-Maut auf alle Straßen; das
wäre wirklich verursachergerecht;
denn die Lkw machen unsere Stra-
ßen und Brücken kaputt, sie sind
für den Verfall der Infrastruktur
verantwortlich. Das, was Sie jetzt
beschließen wollen, ist zu wenig,
das reicht nicht aus. Aber Sie wol-
len die Lkw-Maut sogar noch sen-
ken.

Ich hoffe, dass die Debatte über
dieses Thema am Ende dazu füh-
ren wird, dass es – Sören Bartol,
da nehme ich die Sozialdemokra-
ten beim Wort – einen Aufstand
der Vernunft in der Großen Koali-
tion geben wird und dass Sie die-
ses Projekt dort versenken, wo es
hingehört: auf den Müllhaufen
blödsinniger CSU-Projekte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Die Pkw-Maut ist politisch umstritten. © picture-alliance/dpa
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Steffen Bilger, CDU/CSU:

Infrastrukturabgabe ist Teil
eines Gesamtpakets

Steffen Bilder (*1979)
Wahlkreis Ludwigsburg

Nach der Nockherberg-Fortset-
zung von gerade eben ist es an der
Zeit, zum Inhalt der heutigen De-
batte zurückzukommen, zur Dis-
kussion über die Infrastrukturab-
gabe und zu den beiden vorlie-
genden Gesetzentwürfen.

Im ersten der beiden vorliegen-
den Gesetzentwürfe geht es um
die Einführung der Infrastruktur-
abgabe, die gleichermaßen von
Haltern von im Inland wie von
Haltern von im Ausland zugelas-
senen Pkws und Wohnmobilen
für die Nutzung von Bundesfern-
straßen zu entrichten ist. Im zwei-
ten Gesetzentwurf geht es um die
Steuerentlastung der Halter von in
Deutschland zugelassenen Fahr-
zeugen, die bereits – das sollte
man immer wieder betonen –
über die Zahlung der Kraftfahr-
zeugsteuer ihren Beitrag zur Fi-
nanzierung des Bundesfernstra-
ßennetzes leisten.

Die Einführung der Infrastruk-
turabgabe ist dabei nur eine Maß-
nahme eines Gesamtpaketes zur
besseren Finanzierung unseres
Bundesstraßennetzes durch die
Nutzer. Die große Linie ist: Wer
Straßen ab- und benutzt, der be-
zahlt.

Im Übrigen spiegelt sich dieses
Prinzip im Weißbuch Verkehr der
EU-Kommission wider: Das Verur-
sacherprinzip soll gestärkt werden;
die Nutzer sollen stärker an der
Infrastrukturfinanzierung beteiligt
werden.

Der größte Beitrag zur Infra-
strukturfinanzierung kommt da-
bei von denen, die unsere Straßen
am meisten beanspruchen, näm-
lich von den Lkws. So weiten wir
– ich habe den Eindruck, dass das
in dieser Debatte über die Pkw-
Maut immer wieder untergeht;
deswegen will ich das noch ein-
mal betonen – die Lkw-Maut auf
7,5- bis 12-Tonner aus, und auch
alle vierspurigen Bundesstraßen
werden zusätzlich zu den Auto-
bahnen bemautet. 2018 folgen al-

le anderen Bundesstraßen. Damit
sichern wir, neben den zusätzli-
chen Mitteln aus dem Bundes-
haushalt, die Finanzierung der
Verkehrsinfrastruktur.

Hinzu kommt die Infrastruktur-
abgabe. Die zusätzlichen Einnah-
men aus dieser werden zu einer
größeren Unabhängigkeit von der
Haushaltslage des Bundes und zu
mehr Planungssicherheit bei der
Finanzierung der Verkehrsinfra-
struktur beitragen.

Ich bin sehr froh, dass das The-
ma Infrastrukturfinanzierung end-
lich in den Fokus der Öffentlich-
keit geraten ist. Noch bis weit in
die letzte Wahlperiode hinein war
die Finanzierung der Verkehrsin-
frastruktur weitgehend ein Ni-
schenthema für Spezialisten. Lei-
der erst durch drastische Maßnah-
men wie Brückensperrungen und
Schlagworte wie „die Bröckel-Re-
publik“ geriet die Verkehrsinfra-
struktur stärker in den Blickpunkt
der Öffentlichkeit. Für uns Ver-
kehrspolitiker war schon lange das
Problem der Unterfinanzierung
klar. Endlich ist dieses Thema
auch im Bewusstsein der breiten
Öffentlichkeit angekommen. Es
war höchste Zeit dafür; denn wir
brauchen definitiv mehr Geld für
unsere Infrastruktur, meine Da-
men und Herren.

Letztendlich ist die Infrastruk-
turabgabe und damit die Beteili-
gung der ausländischen Fahrzeug-
halter an der Finanzierung unserer
Straßen für uns aber auch eine
Frage der Gerechtigkeit; denn
während es bereits nahezu in ganz
Europa Mautsysteme für Pkws
gibt, haben wir in Deutschland
bisher darauf verzichtet. Auch das
ist ein Punkt, der in der Debatte
meines Erachtens bisher zu kurz
kommt.

Welche Kritikpunkte wurden in
unseren Diskussionen über die
Pkw-Maut in den vergangenen
Monaten besonders häufig ange-
führt? Ich habe mir mit Interesse
das Protokoll der Sitzung des Bun-
desrats vom 6. Februar 2015
durchgelesen. Man sieht: Auch in
den Debatten dort kann es durch-
aus zur Sache gehen. Keine Frage:
Argumente können ausgetauscht
werden. Das haben wir heute auch
schon gemacht. Aber wir werden
bei diesem Thema am Ende wahr-
scheinlich nicht zu einem Kon-
sens kommen. Dass aber Winfried
Hermann im Bundesrat die Infra-
strukturabgabe als „Pegida-Maut“
bezeichnet hat – dieses Stichwort
wurde hier gerade auch schon ge-
nannt -, das ist wirklich völlig da-

neben und hat mit Sachargumen-
ten nichts mehr zu tun. Wer aus
der Einführung einer Maut den
Vorwurf der Ausländerfeindlich-
keit konstruiert, dem, meine Da-
men und Herren, ist wirklich
nicht mehr zu helfen.

Doch besser zurück zur sachli-
chen Auseinandersetzung: Ein Kri-
tikpunkt, der auch heute schon
genannt wurde, ist der mangelnde
Datenschutz. Von der Opposition,
insbesondere von den Grünen,
kommt gerne der Vorwurf, die
vorliegende Version der Pkw-Maut
sei eine Datenkrake und Ähnli-
ches. Dabei haben gerade die Grü-
nen immer wieder den Inbegriff
der Datenkrake gefordert, nämlich
die streckenabhängige Pkw-Maut.
Bei der von uns vorgeschlagenen
Infrastrukturabgabe gilt der
Grundsatz der Datensparsamkeit.
Bei einer entfernungsabhängigen
Maut würden wir genau das Ge-
genteil von Datensparsamkeit be-
kommen.

Es passt gut, dass gerade grüne
Landespolitiker zurzeit immer
wieder auf ein anderes, unter Da-
tenschutzgesichtspunkten schwie-
riges Thema zu sprechen kom-
men. Es geht um die sogenannte
Section Control, um Abschnitts-

kontrollen zur Geschwindigkeits-
überwachung. Baden-Württem-
berg und Schleswig-Holstein wür-
den das gerne machen. Nieder-
sachsen testet das bereits. Hier
werden auf einem Straßenab-
schnitt schlicht alle Fahrzeuge fo-
tografiert, um überprüfen zu kön-
nen, ob Autofahrer auf längeren
Abschnitten im Durchschnitt zu
schnell gefahren sind. Es ist schon
eine Frage der Glaubwürdigkeit,
wenn Sie bei der Infrastrukturab-
gabe mangelnden Datenschutz
kritisieren, aber dann, wenn es da-
rum geht, die Autofahrer zu kon-
trollieren, sie vielleicht auch abzu-
zocken, ist der Datenschutz plötz-
lich überhaupt kein Problem. Das
ist nicht glaubwürdig, meine Da-
men und Herren.

Ein anderer Kritikpunkt, der
gerne genannt wird, ist die man-
gelnde Lenkungswirkung der In-
frastrukturabgabe. Gestern haben
wir im Verkehrsausschuss über
Elektromobilität diskutiert. Eine
Forderung der Grünen – sie wird
auch in dem Antrag, über den wir
gestern diskutiert haben, erhoben
– ist die stärkere steuerliche Belas-
tung von Autos mit höherem
CO2-Ausstoß. Konsequent, meine
Damen und Herren, wäre es,
wenn Sie begrüßen würden, wie
unser Mautsystem aufgebaut ist.

Umweltfreundliche Autos zah-
len nämlich deutlich weniger als
umweltschädliche. Als Berichter-
statter meiner Fraktion für Elek-
tromobilität freue ich mich darü-
ber, dass Elektroautos unbefristet
von der Infrastrukturabgabe be-

freit sind. Damit wird ein wichti-
ger zusätzlicher Anreiz gesetzt, um
umweltfreundliche Elektrofahr-
zeuge in den Markt zu bekommen
und mehr von ihnen auf den
deutschen Straßen zu sehen. Es
handelt sich vor allem um ein
weiteres wichtiges Signal, dass wir
die Elektromobilität auf allen Ebe-
nen vorantreiben.

Ein weiteres Thema, das die Op-
position in dieser Diskussion im-
mer wieder umtreibt, ist die EU-
Rechtskonformität. Ich glaube, die
Argumente dazu wurden in den
vergangenen Wochen hinreichend
ausgetauscht. Die Mitglieder des
Verkehrsausschusses werden
nächste Woche in Brüssel die Ge-
legenheit haben, mit Europapoli-
tikern über diese Fragen zu disku-
tieren. Den ersten Austausch mit
der neuen EU-Verkehrskommissa-
rin bei uns im Verkehrsausschuss
haben wir alle als sehr konstruktiv
empfunden.

Meine Damen und Herren, die
Union begrüßt und unterstützt die
vorliegenden Gesetzentwürfe der
Bundesregierung. Liebe Kollegen
von der SPD, wir freuen uns auf
die Beratungen in den nächsten
Wochen. Wir werden die Einfüh-
rung einer Infrastrukturabgabe
mit Ihnen sicherlich mindestens
genauso intensiv wie die Gesetz-
entwürfe zum Mindestlohn bera-
ten und dieses Vorhaben dann zu
einem guten Ergebnis führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Sabine Leidig, DIE LINKE:

An populistischer Unverantwort-
lichkeit kaum zu übertreffen

Sabine Leidig (*1961)
Landesliste Hessen

Nach der bisherigen De-
batte ist tatsächlich die
Frage berechtigt: Worum

geht es eigentlich? Denn die zu-
sätzlichen Einnahmen, die mögli-
cherweise in die Staatskasse flie-
ßen, sind wirklich sehr gering. Sie
werden mit Sicherheit deutlich ge-
ringer sein als die behaupteten

500 Millionen Euro.
Ich finde, das Statement von

Herrn Minister Dobrindt ist an
populistischer Unverantwortlich-
keit kaum zu übertreffen. Sie leug-
nen die Probleme des Klimawan-
dels – wahrscheinlich als eine Er-
findung irgendwelcher ideolo-
gisch aufgeladenen Autohasser.
Das hat mit Modernität wirklich
überhaupt nichts zu tun. Damit
haben Sie sich, was Ihre Argumen-
tation betrifft, in die Steinzeit zu-
rückkatapultiert.

Ich glaube, dieses Ausländer-
Mautgesetz ist erstens der Versuch
von Herrn Dobrindt, die Ausei-
nandersetzung um den CSU-Vor-
sitz zu gewinnen. Zu diesem
Zweck möchte er dieses Gesellen-
stück abliefern, das ausländer-
feindliche Ressentiments bedient.
Zweitens befürchte ich – das ist
aus meiner Sicht eigentlich viel
gravierender -, dass dieser System-

wechsel hin zur Nutzerfinanzie-
rung im Kern dazu führen wird,
dass die Autofahrerinnen und Au-
tofahrer löhnen müssen, wenn sie
bestimmte Straßen befahren, die
in Zukunft zu einem relevanten
Teil von Privaten betrieben wer-
den sollen. Ob das Geld dann aus
der Staatskasse zurücküberwiesen
wird oder nicht, ist letztlich zweit-
rangig. Es besteht die große Ge-
fahr, dass Private – übrigens mit
massiver Unterstützung von Wirt-
schaftsminister Gabriel, der dieses
Projekt vorantreibt – diese Infra-
struktur betreiben und die öffent-
liche Hand letztlich dafür zahlt.
Das lehnen wir ganz grundlegend
ab. Das lehnt auch die allergrößte
Mehrheit der Bürgerinnen und
Bürger in diesem Land ab. Ich
kann Sie nur inständig bitten, Kol-
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leginnen und Kollegen von der
SPD, an dieser Stelle sehr auf-
merksam zu sein und dagegenzu-
halten.

Ich sehe – da sind wir uns auch
alle einig -, dass es im Bereich der
Infrastruktur großen Finanzie-
rungs- und Erhaltungsbedarf gibt.
Wir alle wissen, dass die großen
bzw. immer größer werdenden
Lkws das Hauptproblem sind. Sie
machen unter anderem Brücken
kaputt, die nicht für solch große
Belastungen geschaffen sind.

Da muss man einfach sagen:
Wenn es wirklich darum ginge, für

die Reparatur von Straßen Geld
reinzuholen, dann müsste man
mit dem Geld anfangen, das
buchstäblich auf der Straße liegt:
Es ist nach wie vor so, dass Sie je-
des Jahr Dieselkraftstoff mit 7 Mil-
liarden Euro subventionieren. Mit
diesen 7 Milliarden Euro unter-
stützen Sie den zunehmenden
Lkw-Verkehr. Ich verstehe über-
haupt nicht, warum man nicht an
solche Subventionen rangeht – wo
man perspektivisch eine Menge
Geld einnehmen könnte -, um für
alle die Infrastruktur in Ordnung
zu halten.

Ein weiterer Punkt, wie Sie so-
fort relativ problemlos große
Summen einnehmen könnten,
wurde am Montag in einem Fach-
gespräch der Deutschen Umwelt-
hilfe angesprochen. Sie hat schon
2013 nachgewiesen, dass die Auto-
hersteller bei den Verbrauchswer-
ten ihrer Automobile systematisch
tricksen und täuschen. Es ist wäre
für die Behörden einfach, die An-
gaben zum Spritverbrauch zu kon-
trollieren und den realistischen
Wert festzustellen. Damit würden
erstens die so betrogenen Autofah-
rerinnen und Autofahrer, die Ih-

nen angeblich so am Herzen lie-
gen, vor großem Schaden ge-
schützt – sie müssen nämlich im
Jahr zum Teil zwei-, dreitausend
Euro mehr für Sprit bezahlen, als
sie den Angaben des Herstellers
zufolge berechnet haben -; zwei-
tens – das ist ein ganz wichtiger
Punkt – würden 1,4 Milliarden
Euro mehr Steuern eingenom-
men, weil die Steuerklassen nach
Spritverbrauch festgelegt sind. An
dieser Stelle geht es tatsächlich da-
rum, Gerechtigkeit herzustellen
und dafür zu sorgen, dass alle ih-
ren Beitrag leisten, auch die Auto-

mobilkonzerne.
Meine Forderung: Holen Sie das

Geld dort, wo es in unsinnigster
Weise ausgegeben wird! Und – ich
möchte mich der Forderung der
Kollegen anschließen, auch mei-
nes Kollegen Herbert Behrens -:
Ziehen Sie diese Maut, diesen Ge-
setzentwurf aus dem Verkehr! Ich
würde auch diesen Verkehrsminis-
ter aus dem Verkehr ziehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der

Abg. Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN))

Sebastian Hartmann, SPD:

Wir verlassen uns auf das
Wort des Ministers

Sebastian Hartmann (*1977)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Phasenweise war der Debatten-
verlauf wieder von hoher Emotio-
nalität geprägt – Aufregung, Vor-
würfe härtester Art, sogar der Vor-
wurf der Ausländerfeindlichkeit -,
dabei geht es im Kern doch um
die Finanzierung der deutschen
Infrastruktur, darum, wie man
ausreichend Geld für Brücken und
Straßen, Bundesautobahnen und
Bundesstraßen bereitstellen kann.

Die Große Koalition hat sich an
verschiedenen Stellen auf den Weg
gemacht, die Infrastrukturfinan-
zierung auf andere Füße zu stel-
len. Tatsächlich geht es um eine
Umschaltung von einer Steuerfi-
nanzierung hin zu einer verstärk-
ten Nutzerfinanzierung. Aber das
Ziel ist nicht allein der Weg. Wir
wollen eine Infrastrukturabgabe,
die keine Mehrbelastung für den
deutschen Autofahrer und die
deutsche Autofahrerin darstellt.
Diese Infrastrukturabgabe muss
EU-rechtskonform sein, und sie
muss vor allen Dingen einen tat-
sächlichen Finanzierungsbeitrag
leisten.

Es ist kein Geheimnis, dass die
Pkw-Maut – oder Infrastrukturab-
gabe, wie sie heute heißt – kein
Herzensanliegen der SPD war und
dies auch nicht werden wird.

Die Gründe der SPD für ihre
Zustimmung sind die Fortschritte

bei wichtigen Fragen des Arbeits-
marktes – wie beim Mindestlohn -
, bei der Mietpreisbremse, deren
Vereinbarung nun endlich gelun-
gen ist, bei der besseren Gleich-
stellung von Mann und Frau und
bei der Rente mit 63, um Ord-
nung auf dem Arbeitsmarkt herzu-
stellen.

Wir beraten diesen Gesetzent-
wurf heute in erster Lesung. Vor
uns steht ein langes Verfahren, in
dem noch viele Fragen zu klären
sind. Deswegen möchte ich an
den Koalitionsvertrag erinnern:

Zur zusätzlichen Finanzierung
des Erhalts und des Ausbaus unse-
res Autobahnnetzes werden wir ei-
nen angemessenen Beitrag der
Halter von nicht in Deutschland
zugelassenen PKW erheben … mit
der Maßgabe, dass kein Fahrzeug-
halter in Deutschland stärker be-
lastet wird als heute. Die Ausge-
staltung wird EU-rechtskonform
erfolgen.

Das ist die Richtschnur des
Handelns, und die SPD steht zu
diesem Koalitionsvertrag. Ob die
Bedingungen des Koalitionsvertra-
ges erfüllt sind, wird jedoch erst
die Beratung der beiden vorliegen-
den Gesetzentwürfe zeigen, für die
wir uns ausreichend Zeit nehmen
werden, um sie ordentlich und gut
zu machen. Die Bürgerinnen und
Bürger in unserem Land können
sich darauf verlassen, dass der Ko-
alitionsvertrag Bestand hat und
wir keinen Schnellschuss machen,
sondern uns vernünftig mit den
Vorgaben des Koalitionsvertrages
auseinandersetzen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Wir haben als Parlament ausrei-
chend Zeit. Schauen wir uns doch
einmal den Zeitablauf an: Im Ja-
nuar des vergangenen Jahres ha-
ben wir die neue Bundesregierung
gebildet, im Juli des vergangenen
Jahres wurde das erste Konzept –
passenderweise an meinem Ge-

burtstag, am 7. Juli – vorgelegt,
Ende Oktober gab es den ersten

Referentenentwurf, mit dem die
Infrastrukturabgabe im Vergleich
zu der Version im Juli deutlich
verändert wurde, und Mitte De-
zember erfolgten dann der Kabi-
nettsbeschluss und die Einbrin-
gung des Gesetzentwurfs.

Nun haben wir Februar 2015; es
sind 14 Monate ins Land gegan-
gen. Es gehört auch ein Stück zu
unserem parlamentarischen
Selbstverständnis, dass wir uns als
Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier ausreichend Zeit neh-
men, diesen Gesetzentwurf ver-
nünftig zu beraten.

Die Opposition hat bisher aller-
dings nur wenig Konstruktives bei-
getragen. Wir werden erst jetzt in
die Debatte einsteigen und uns
die eingebrachten Vorschläge an-
schauen. Wir brauchen aber kein
Wahlkampfgetöse, sondern eine
vernünftige Auseinandersetzung
mit den Argumenten, die in die
Debatte eingebracht worden sind.

Wir nehmen die Hinweise des
Bundesrates sehr ernst.

Die Stellungnahme ist umfäng-
lich, und die 23 Punkte, die dort
benannt worden sind, werden im
parlamentarischen Verfahren auf-
zuarbeiten sein. Es wäre sicherlich
zu kurz gedacht, wenn ich sagen
würde: Es ist doch selbstverständ-
lich, dass sich die SPD die Positi-
on des Bundesrates zu eigen
macht, da sie in 14 von 16 Bun-
desländern regiert und in 9 Bun-
desländern den Regierungschef
stellt. Damit ist die Position des
Bundesrates automatisch auch die
Position der SPD. – Nein, so ist es
nicht. Diese Vorschläge und An-
merkungen enthalten aber viele
Punkte, mit denen man sich ausei-
nandersetzen muss.

Warum führen wir eine Infra-
strukturabgabe ein? Es geht tat-
sächlich um den zusätzlichen Bei-

trag. Ein wichtiger Hinweis im Zu-
sammenhang mit der Finanzie-
rung der Infrastruktur ist, dass
man sich auch einmal die vorge-
legten Gutachten anschauen soll-
te. Es geht um die Plausibilität,
und ich gebe den Kolleginnen
und Kollegen recht: Da es uns in
der Diskussion im Kern darum
geht, vernünftige Mittel in ausrei-
chender Höhe zu erheben – 600
Millionen Euro waren die Ziel-
marke im Juli des vergangenen
Jahres, 500 Millionen Euro sind es
nach dem jetzigen Vorschlag -,
müssen wir darauf dringen, dass
die Berechnung nachvollziehbar
und plausibel ist und gutachter-
lich unterlegt wird.

Nicht nachvollziehen kann ich
– das muss ich in aller Offenheit
bekennen -, dass man sich darum
einen Rechtsstreit liefert; denn tat-
sächlich geht es uns doch darum,
einen zusätzlichen Beitrag für die
Finanzierung der Infrastruktur zu
erreichen. Daraus sollte man kein
Staatsgeheimnis machen, und es
hat auch mit dem parlamentari-
schen Selbstverständnis zu tun,
dass wir das hier beraten.

Herr Minister, wir waren hier
sehr nah bei Ihnen, als Sie gesagt
haben: Nein, man muss die Infor-
mationen erst einmal in das Parla-
ment einbringen, bevor man sie
der Öffentlichkeit mitteilt. – Lei-
der war es aber so, dass es am ver-
gangenen Wochenende zunächst
in den Medien stand und wir erst
danach den Downloadlink erhal-
ten haben. Ich denke, im weiteren
Verfahren werden wir uns mit die-
sen Gutachten, die nun endlich
veröffentlicht sind und Vorausset-
zung für die Zustimmung zu dem
Gesetzentwurf sein können und
werden, auseinandersetzen.

Der Bundesrat erwartet in seiner
Stellungnahme zu Recht, dass wir
ein rechtssicheres Verfahren an-
wenden. Es ist auch in den Raum
gestellt worden, dass man aufpas-
sen muss, ob die Belastung even-
tuell bestehen bleibt, während die
Entlastung plötzlich entfällt. Aus
Sicht der SPD sind die Entlastung
durch die Senkung der Kfz-Steuer
und die Belastung durch die ent-
sprechende Einführung einer Nut-
zerabgabe untrennbar miteinan-

der verbunden.
Wir verlassen uns auf das Wort

des Ministers, dass das Ganze EU-
rechtskonform erfolgt. Die ent-
sprechenden Gutachten sind be-
kannt. Es ist aus Sicht der SPD
überhaupt kein Problem, die Ge-
setzentwürfe untrennbar mitei-
nander zu verbinden, sodass das
eine nur mit dem anderen geht.
Das hätte auch den Charme, dass
jedem Kritiker, der die EU-Rechts-
konformität infrage stellt, der
Wind aus den Segeln genommen
wird, da die Behauptung nicht
weiter aufrechterhalten werden
könnte, dass hier etwas getan
wird, was die deutschen Autofah-
rerinnen und Autofahrer belastet.

Da Sie sich so aufregen, möchte
ich der Opposition eines sagen:
Sie können sich hier nicht zum
Retter der deutschen Autofahrerin-
nen und Autofahrer aufschwin-
gen. Dass Sie das nicht sind, ha-
ben Sie hier deutlich bewiesen:Sie
fordern die vollständige Einfüh-
rung einer Maut auf allen Bundes-
straßen, ohne gleichzeitig die Au-
tofahrerinnen und Autofahrer zu
entlasten. Wer das Bürokratie-
monster bekämpfen will, kann
nicht alle Straßen bemauten, alle
Autos fotografieren und dann
noch sagen: Das ist eine bürger-
freundliche Lösung. – So wird es
nicht gehen.

Auch die Linken können es sich
an dieser Stelle nicht so einfach
machen. Sie können nicht einer-
seits den Befund erheben, dass wir
zu wenig Geld für die deutsche In-
frastruktur haben, andererseits ei-
ne Nutzerabgabe ablehnen und
gleichzeitig sagen: Wir wollen hier
keine Steuern erhöhen. – Übrig
bliebe eine Finanzierung durch
Steuern

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch
Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN), Philipp Murmann (CDU/
CSU), Andreas Schwarz (SPD), Eck-
hardt Rehberg (CDU/CSU), Kirsten
Lühmann (SPD) und Ulrich Lange
(CDU/CSU).
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Dr. Gerd Müller, CDU/CSU, Bundesminister für wirt. Zusammenarbeit und Entwicklung:

Wir brauchen den
Weltzukunftsvertrag

Gerd Müller (*1955)
Bundesminister

Ich danke Ihnen allen, auch
den Verkehrspolitikern und
den Fraktionspolitikern, die

hier bleiben, aber ganz besonders
meinen Freunden in den Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD für
diese wichtige Debatte.

Wo kommen wir her, und wo
gehen wir hin? Das ist die Grund-
satzfrage, die sich jeder stellen
muss, der die Zukunftsfähigkeit
unserer Politik bewertet und der
gestaltet. Richten wir doch mal ei-
nen kurzen Blick auf die Erdge-
schichte, meine Damen und Her-
ren, liebe junge Zuhörer: Schon
vor Milliarden von Jahren bestand
dieses Sonnensystem. Auf unse-
rem Planeten, der Erde, spazierten
nicht wir, sondern Dinosaurier
über den Kontinent und zwischen
den Kontinenten, durch die Re-
genwälder, von Amerika nach
Europa. Es gab Eiszeiten, es gab
Dürreperioden, es gab Naturkata-
strophen gewaltigen Ausmaßes,
und das alles, bevor es die Grünen
und uns Menschen überhaupt
gab. Warum sage ich das? Ich sage
das, um uns Menschen einzuord-
nen. Wir Menschen nehmen uns
sehr wichtig, vielleicht zu wichtig.
Verkürzt man die Erdgeschichte
auf 24 Stunden, so tritt der
Mensch, also wir, erst in den letz-
ten fünf Minuten auf diesen Pla-
neten. So kurz ist das Menschen-
zeitalter, das Anthropozän, wie es
Nobelpreisträger Paul Crutzen
nennt.

Wir Menschen hinterlassen aber
einen gewaltigen ökologischen
Fußabdruck, auch die Verkehrspo-
litiker. Ich möchte Ihnen das an
einem Beispiel verdeutlichen:
Wenn man die weltweit pro Jahr
verkauften Plastikwasserflaschen,
die zumindest für uns in Deutsch-
land eigentlich nicht notwendig
sind – wir können Wasser aus
dem Glas oder direkt aus dem

Hahn trinken -, aneinanderreiht,
dann kommt man 50-mal zum
Mond. Wir hinterlassen einen ge-
waltigen ökologischen Fußab-
druck, ja, wir haben das Potenzial,
die Erde an den Rand der Apoka-
lypse zu führen.

Da ist zum einen die gewaltige
Explosion der Weltbevölkerung.
In Zeiten Jesu lebten Hundert Mil-
lionen Menschen auf dem Plane-
ten, auf der gesamten Erde. Vor
gut 200 Jahren, zu Zeiten Goethes,
lebte 1 Milliarde Menschen. Heute
sind es 7,5 Milliarden Menschen.
Heute, am 26. Februar 2015, re-
den wir hier im Deutschen Bun-
destag nicht nur über die Maut,
sondern es kommen auch 230
000 Menschen auf unserem Plane-
ten hinzu. Sie wollen essen, sie
wollen trinken,
und sie wollen in
Würde leben. Das
sind mehr als 80
Millionen Men-
schen im Jahr. Die
Bevölkerung Afri-
kas wird sich ver-
doppeln. Alle die-
se Menschen ha-
ben einen legiti-
men Anspruch auf ein Leben in
Würde, in Frieden, ohne Hunger –
weltweit, in Afrika und Europa, in
Syrien und im Sudan, die Flücht-
lingskinder in den Flüchtlingsla-
gern in den Krisen- und Kriegsge-
bieten im und um den Irak.

Wir leben heute in einer Welt.
Das Denken „erste Welt, zweite
Welt, dritte Welt“ ist im Zeitalter
der Globalisierung ein Denken
von gestern. Denn jeder kann je-
dem schaden. Nur gemeinsam
können wir die Überlebensfragen
der Menschheit lösen: Frieden
schaffen durch Abrüstung und Re-
duzierung des ABC-Waffenpoten-
zials – ich sage das als Entwick-
lungsminister ganz bewusst; das
Thema ist in den vergangenen
Jahrzehnten etwas beiseitege-
rutscht -, die Schöpfung erhalten –
von der Arktis bis zum Regenwald
-, Ernährung, Gesundheit, Energie
für alle schaffen, ein Leben in
Würde ermöglichen.

In diesem Jahr, dem sogenann-
ten Entwicklungsjahr 2015, wer-
den in der Weltgemeinschaft
wichtige Entscheidungen fallen:
beim G-7-Gipfel in Elmau, beim
Klimagipfel in Paris, beim Ent-
wicklungsfinanzierungstreffen in
Addis Abeba, beim UN-Gipfel in
New York. Meine Damen und

Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, es geht um nicht weni-
ger und um nicht mehr als um ei-
nen neuen Weltzukunftsvertrag,
eine neue Partnerschaft, die wir
für die Völker der Erde vereinba-
ren. Dabei stellt sich die Frage der
globalen Gerechtigkeit ebenso wie
die neue Frage der weltsozialen
Verteilung. Gleiche Rechte für alle
Weltbürger – darüber sollten wir
uns einmal über diese Debatte hi-
naus unterhalten. Oder darüber:
Wer erhält wie viel vom Kuchen
der Erdtafel?

Wenn heute die reichsten 100
Menschen auf der Erde – Oxfam
sagt, die reichsten 85 Menschen -,
also so viele, wie auf der Besucher-
tribüne sitzen, genauso viel besit-
zen wie die 3,5 Milliarden ärms-

ten Menschen, die
Hälfte der Mensch-
heit, und wir, die rei-
chen Industriestaa-
ten, die G 7, die
nicht einmal 20 Pro-
zent der Weltbevöl-
kerung ausmachen,
80 Prozent der Res-
sourcen des Planeten
Erde beanspruchen,

dann ist klar: Wir haben ein Ge-
rechtigkeits- und ein Verteilungs-
problem. Die Antwort kann nicht
ein „Weiter so“ sein, sondern
muss „Globalisierung“ heißen.
Der Markt braucht Regeln, Gren-
zen, soziale und ökologische Vor-
gaben.

Das sind spannende Fragen und
Prozesse, die über die Tagespolitik
hinausgehen. Wir müssen aber
diese Fragen und Prozesse, welche
über die Zukunft des Planeten
und der Menschheit entscheiden,
gestalten.

Meine Damen und Herren, die
Probleme und Zusammenhänge
sind global. Sie sind schwierig,
aber lösbar. Deutschland leistet ei-
nen entscheidenden Beitrag im
Rahmen der G-7-Präsidentschaft.
Unsere Bundeskanzlerin Angela
Merkel hat eine ehrgeizige Agenda
erstellt und geht entschlossen vo-
raus. Das macht sie neben allen
tagespolitischen Herausforderun-
gen. Ich habe großen Respekt vor
der Bundeskanzlerin, dass sie sich
auch diesen grundsätzlichen The-
men stellt und hier ihre Verant-
wortung in der Weltgemeinschaft
zeigt.

Deutschland geht in Europa vo-
ran. Das geschieht mit einer hier
verabschiedeten Nachhaltigkeits-

agenda, beim Klimaschutz mit der
Finanzierung des Green Climate
Fund, im Gesundheitsbereich mit
der Finanzierung des GAVI-Fonds
sowie in der Entwicklungszusam-
menarbeit. Wir gestalten die inter-
nationalen Prozesse in Freund-
schaft und Partnerschaft. Vielen
Dank, Frau Kollegin Umweltmi-
nisterin Hendricks. Ein gemeinsa-
mer Auftritt der Bundesregierung
in internationalen Gremien führt
zum Erfolg.

Im UN-Prozess
wurden jetzt 17
Weltentwicklungs-
ziele formuliert. Die
Fraktionen haben
das in ihren Anträ-
gen dargelegt und
dazu Stellung ge-
nommen. Wir wer-
den dies natürlich
in die Beratungen aufnehmen.
Dies ist ein Entwicklungspfad in
die Zukunft. Wichtig ist mir bzw.
uns, dass wir unsere Kernbotschaf-
ten aus diesen 17 Zielen entwi-
ckeln und dass die Ziele und Un-
terziele konkret messbar und
überprüfbar sind. Das ist etwas
Neues gegenüber den Millenni-
ums- und Nachhaltigkeitszielen.

Zukünftig müssen alle über das
Erreichte oder Nichterreichte Re-
chenschaft ablegen. Nur dann
werden die nachhaltigen Entwick-
lungsziele ein wirklicher Zu-
kunftsvertrag, mit dem man Poli-
tik gestalten, vorantreiben und die
Welt verändern kann; denn Mess-
bares kann man einfordern. Das
ist gerade für die Zivilgesellschaf-
ten – ich bedanke mich bei der
deutschen Zivilgesellschaft sehr
für die großartige Unterstützung
und Beteiligung – sehr wertvoll.
Auch Deutschland wird sich mes-
sen lassen müssen. Auch wir wer-
den noch mehr gefordert sein,

meine Damen und Herren. Darü-
ber wird hier im Bundestag ent-
schieden. Es wird darüber ent-
schieden, ob wir es schaffen, die
Ziele in nationale Politik umzu-
setzen, ob uns Budgets und Geset-
ze unserem Ziel näherbringen und
ob wir unsere Finanzzusagen ge-
genüber den Entwicklungsländern
einhalten. Alle Politikbereiche
sind tangiert: Umwelt-, Entwick-
lungs-, Wirtschafts-, Außenwirt-

schafts-, Handels-,
Agrar- und Energie-
politik.

Meine sehr ver-
ehrten Damen und
Herren, ich danke
den Kolleginnen
und Kollegen hier
im Bundestag.
Über alle Frakti-
onsgrenzen hinweg

hat die Entwicklungspolitik in
dieser Zeit durch Sie einen neuen
Stellenwert bekommen. Meine
Damen und Herren, Frau Kofler,
Frau Pfeiffer, wir reden nicht nur,
wir handeln auch. Unsere Initiati-
ven zeigen auch Wirkung. Frau
Roth wird nachher gleich die Fra-
ge stellen: Was passiert konkret?

Deshalb erkläre ich Ihnen an-
hand einiger weniger Punkte, was
konkret zur Problemlösung in
Deutschland und darüber hinaus
unser Beitrag ist.

Unsere Initiativen zeigen Wir-
kung. „EINEWELT ohne Hunger“
schafft Zukunft für die Landwirt-
schaft in Afrika. Ich habe elf neue
Innovationszentren in Partnerlän-
dern Afrikas auf den Weg ge-
bracht. 500 Millionen Kinder
konnten auch aufgrund des deut-
schen Beitrags in den vergangenen
zehn Jahren gegen Tuberkulose
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die Probleme
und Zusam-

menhänge sind
global. Sie sind
schwierig, aber

lösbar.

Alle müssen über
das Erreichte
oder Nichter-

reichte künftig
Rechenschaft

ablegen.

Die UN-Generalversammlung berät im Mai 2014 in New York über die
Post-2015-Agenda. © picture alliance / Photoshot
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und Kinderlähmung geimpft wer-
den. Auch Aids wurde bekämpft.
Vor drei Wochen haben wir hier in
Deutschland eine Finanzierungs-
zusagevereinbarung mit der Welt-
gemeinschaft, mit vielen Gebern
abgeschlossen: Zusätzlich 300
Millionen Kinder werden in den
nächsten zehn Jahren gegen
Krankheiten und Seuchen geimpft
bzw. immunisiert werden.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, wir starten eine neue
Berufsbildungsoffensive. Darüber
werden wir mit den Fraktionen

und dem deutschen Handwerk
noch diskutieren. Ich habe gestern
mit dem Handwerkspräsidenten
darüber gesprochen. Wir haben
uns per Handschlag das Verspre-
chen gegeben, mit dem deutschen
Handwerk für die Jugend in den
Kriegs- und Krisengebieten und
mit der Jugend in Afrika Ausbil-
dungspartnerschaften zu schlie-
ßen und berufliche Bildung zu ei-
nem neuen, verstärkten Schwer-
punkt zu machen. Wir entwickeln
außerdem ein neues Infrastruktur-
programm – ich werde es im Rah-

men der Haushaltsberatungen
vorstellen -, um Flüchtlingen in
und um Syrien – dort allein gibt
es 15 Millionen Flüchtlinge – und
in der Ukraine zu Hause, in ihren
Ländern eine Lebensperspektive
zu geben. Wir müssen dort mehr
Verantwortung übernehmen.

- Danke schön. – Deshalb freue
ich mich, dass die Europäische
Union – was viele nicht geglaubt
haben – meiner Forderung nach-
gekommen ist und diese Initiati-
ven mit einer Sondermilliarde aus
Brüssel unterstützt. Das kann der

Einstieg in eine Neukonzeption
des europäischen Engagements
sein.

Wir in Deutschland können all
die anstehenden Herausforderun-
gen nicht alleine bewältigen. Des-
halb ist dieser neue Weltzukunfts-
vertrag – so nenne ich ihn; in Ken-
nerkreisen ist er bekannt als „Post-
2015-Agenda“ – so wichtig. Es
geht um eine Welt in Balance, es
geht um fairen Handel – nicht um
freien Handel -, und es geht um
eine faire Partnerschaft zwischen
Industrie-, Schwellen- und Ent-

wicklungsländern. Dabei lautet
unsere Generationenaufgabe: die
Reichtümer unserer Erde teilen,
damit alle Menschen ein Leben in
Würde führen können, und ihre
Begrenzungen respektieren, damit
künftigen Generationen, der Ju-
gend, ein Leben auf diesem Plane-
ten möglich bleibt. Die Herausfor-
derungen sind lösbar. Nutzen wir
unsere Möglichkeiten! Unsere
Kinder werden uns daran messen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Heike Hänsel, DIE LINKE:

TTIP bedroht die öffentliche
Daseinsvorsorge

Heike Hänsel (*1966)
Landesliste Baden-Württemberg

Die Welt diskutiert über ei-
ne neue globale Agenda
für nachhaltige Entwick-

lung, und das ist auch bitter nötig;
denn wir leben in einer Welt, in
der die Armen immer ärmer und
die Reichen immer reicher wer-
den. Diese Entwicklung muss um-
gekehrt werden, wenn wir ernst-
haft globale soziale Gerechtigkeit
erreichen wollen.

Die Oxfam-Studie vom letzten
Jahr wurde vielfach zitiert. Auch
ich möchte noch einmal die Zah-
len nennen. Demzufolge hat sich
das Vermögen der 85 reichsten
Menschen weltweit in den letzten
fünf Jahren verdoppelt und ent-
spricht damit dem gesamten Ver-

mögen der ärmeren Hälfte der
Weltbevölkerung. Der Grund da-
für liegt in diesem herrschenden
Wirtschafts- und Finanzsystem.
Der Papst hat dies in einem einfa-
chen, aber klaren Satz ausge-
drückt: „Diese Wirtschaft tötet.“
Deshalb kann es in dieser Wirt-
schafts- und Finanzpolitik kein
Weiter-so geben.

Wir fordern von der Bundesre-
gierung im Rahmen der Agenda,
den Kampf gegen die weltweite
soziale Ungleichheit zwischen
Staaten und auch innerhalb unse-
rer eigenen Gesellschaft zu einem
zentralen Ziel der neuen Entwick-
lungsagenda zu machen. Ich sage
ausdrücklich: Ein klares Bekennt-
nis von der Bundesregierung dazu
fehlt mir bisher.

Herr Minister Müller, mit Blick
nach Bayern kann ich nur sagen:
Dumpfe Sprüche wie „Wir sind
nicht das Weltsozialamt“ von Mi-
nisterpräsident Seehofer – dieser
Spruch ist übrigens auch von der
NPD plakatiert worden – sind der
Diskussion über die globale Agen-
da abträglich. Das muss doch ein
Schlag in Ihre Magengrube gewe-
sen sein. Wir lehnen solche Sprü-
che ab.

Es muss nicht nur die Armut be-
kämpft werden, sondern auch der

extreme Reichtum. Die enorme
Konzentration von Eigentum und
wirtschaftlicher Macht gefährdet
Demokratie und Rechtstaatlich-
keit. Die Politik für die Interessen
der Reichen setzt sich praktisch
automatisch fort. Um das zu än-
dern, brauchen wir unabdingbar
ein gerechtes Steuersystem, das
endlich die Reichen hier in
Deutschland, in Europa und welt-
weit massiv besteuert und Steuer-
flucht weltweit konsequent be-
kämpft.

Die Bundesregierung hat sich
mit der Aussage, keinerlei Steuer-
erhöhungen vorzunehmen und
keine Vermögens- bzw. Reichen-
steuer einzuführen, gegen diese
soziale Umverteilung gestellt und
diesem Anspruch eine Absage er-
teilt, und das bei 12,5 Millionen
armen Menschen in Deutschland
und weltweit über 1 Milliarde
Menschen, die in Armut leben.
Das ist in meinen Augen ein völlig
falsches Signal. Damit nehmen Sie
hinsichtlich der neuen Agenda für
nachhaltige Entwicklung keine
Vorreiterrolle ein.

Wie sehen die realen politi-
schen Entscheidungen aus? Wir
diskutieren über viele Papiere –
das ist auch wichtig -, aber wie
sieht es konkret aus? Es werden
doch politisch Fakten geschaffen,
die den hehren Zielen der neuen
Agenda eigentlich zuwiderlaufen.
Ein Beispiel: Auf dem Weltwirt-
schaftsforum in Davos trafen sich
im Januar Vertreter der reichsten
Wirtschaftsnationen. Auch die
Bundesregierung war mit Merkel,
Gabriel und Schäuble präsent.
Dort waren die Nachhaltigkeits-
ziele eigentlich überhaupt gar kein
Thema. Es ging um die Auswei-
tung der Profitzone, insbesondere
um die Ausweitung des schädli-
chen Freihandels, der zu mehr Ar-
mut und nicht zu mehr Entwick-
lung beiträgt. Vor allem Sigmar
Gabriel hat dort für TTIP gewor-

ben und gesagt, dass er dieses Ab-
kommen vorantreiben will.

Herr Müller, Ihr Ministerium
hat eine Studie in Auftrag gege-
ben, die zu dem Ergebnis kam,
dass ausgerechnet TTIP, also die
Freihandelszone, die unsere Stan-
dards bedroht, die die Arbeitsbe-
dingungen weltweit verschlechtern
wird, die mehr Konkurrenz be-
deutet, die die öffentliche Da-
seinsvorsorge insgesamt bedroht,
die die Demokratie in Europa und
in den USA fundamental bedroht,
ein Segen für die Länder des Sü-
dens sein soll. Es wurde sogar for-
muliert, TTIP könne der Keim für
ein neues, faires Welthandelssys-
tem sein. Dazu kann ich nur sa-
gen: Das ist Wahnsinn. TTIP wird
in keiner Weise zu einem fairen
Welthandelssystem beitragen.
TTIP muss gestoppt werden. Das
ist der beste Beitrag zu einer nach-
haltigen Entwicklung.

Es gibt viele Studien, die bele-
gen, dass TTIP auch für die Länder
des Südens zu massiven Nachtei-
len führen wird. Deswegen kann
ich nur sagen: Geben Sie einmal
eine neue Studie in Auftrag bei ei-
nem Institut, das vielleicht ein
bisschen seriöser arbeitet.

Wir fragen uns natürlich auch:
Was bedeuten die Diskussionen
über eine nachhaltige Entwick-
lung für die derzeitige Außen- und
Verteidigungspolitik? Will die
NATO allen Ernstes nun eine neue
Aufrüstungsspirale in Gang set-
zen? Alle NATO-Staaten wurden
aufgefordert, 2 Prozent des BIP, al-
so des jährlichen Bruttoinlandpro-
dukts, für das Militär aufzuwen-
den. 2 Prozent des BIP wären in
Deutschland 52 Milliarden Euro.
Dabei haben wir es bis heute
nicht geschafft, 0,7 Prozent des
BIP, also weniger als die Hälfte
von diesen 2 Prozent, pro Jahr für
Entwicklungshilfe auszugeben.
Das ist doch ein Wahnsinn!

Wir setzen uns dafür ein, dass
diese Aufrüstungsspirale und diese
Diskussion über eine neue Kriegs-
politik der NATO in Europa und
international beendet werden. Wir
brauchen endlich konkrete Abrüs-
tungsziele, die in die globale
Agenda für die Finanzierung von
Entwicklungshilfe und Klima-
schutz aufgenommen werden.

Wir haben konkrete Vorschläge
unterbreitet. Darüber wurde be-
reits in der Zeit der Wirtschaftskri-
se, 2008/2009, diskutiert. Damals
wurde gesagt: Wir können so
nicht mehr weitermachen; wir
brauchen grundlegende Reformen
der Finanzmärkte und unseres
Wirtschaftssystems; wir brauchen
Regulierung. Selbst Angela Merkel
hat sich für einen Weltwirtschafts-
rat eingesetzt, der von der Stiglitz-
Kommission vorgeschlagen wur-
de. Davon ist jetzt überhaupt
nicht mehr die Rede. Alles geht ge-
nau so weiter wie bisher, was zu
mehr Armut beiträgt. Deshalb for-
dern wir, die Idee eines Weltwirt-
schaftsrates wieder aufzugreifen.
Wir fordern auch, dass die UN de-
mokratisiert werden; denn wenn
wir wollen, dass die globalen Ziele
für alle gelten, dann müssen auch
alle Staaten gleichberechtigt ent-
scheiden können. Diese Demokra-
tisierung ist mit Blick auf eine
weltweite Agenda überfällig.

Weil Frau Hendricks nach mir
sprechen wird, sage ich zum
Schluss: Wir fordern auch, dass
bei den Vereinten Nationen eine
Art Kompensationsfonds zur Kli-
mafinanzierung eingerichtet wird.
Wir wollen nämlich nicht, dass
der Umgang mit klimafreundli-
cher Technologie nach wie vor der
Logik des Profitstrebens folgt. Wir
wollen, dass es einen Kompensati-
onsfonds gibt, über den solche
Technologien solidarisch den Län-
dern des Südens umsonst zur Ver-
fügung gestellt werden, weil die
Rettung des Planeten und damit
die Klimaschutzpolitik über dem
Profitstreben stehen muss.

Deshalb – mein letzter Satz –
braucht es zusätzliches Geld für
die Klimaschutz- und Anpassungs-
finanzierung. Wir haben den
Green Climate Fund, aber wir
wollen, dass es auch zusätzliches
Geld für die Klimaschutzfinanzie-
rung gibt.

Es darf nicht verrechnet werden,
schon gar nicht mit den Geldern
für die Entwicklung. Soziale Ent-
wicklungen und der Schutz des
Planeten dürfen nicht gegeneinan-
der aufgerechnet werden.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dr. Barbara Hendricks, SPD, Bundesministerin für Umwelt:

Industriestaaten müssen sich
selbst in die Pflicht nehmen

Barbara Hendricks (*1952)
Bundesministerin

Wir brauchen ein globa-
les Entwicklungsmo-
dell, das neben den

ökonomischen und sozialen
Chancen auch die ökologischen
Belastungsgrenzen der Erde res-
pektiert und ins Blickfeld nimmt.
Es liegt an uns, heute die Grundla-
gen dafür zu schaffen, dass auch
die kommenden Generationen
Wohlstand und Sicherheit in der
Weise erleben können, wie wir sie
heute für uns in Anspruch neh-
men. Mit den vorgeschlagenen
weltweit gültigen Nachhaltigkeits-
zielen können wir den globalen
Umwelt-, Klima- und Ressourcen-
schutz spürbar voranbringen.

Wir alle müssen uns dafür ein-
setzen, den Wandel zu einem we-
sentlich nachhaltigeren Wirtschaf-
ten weltweit zu beschleunigen.
Das gilt zuallererst für uns selbst
hier in Deutschland. Wir müssen
die Post-2015-Agenda mit Ent-
schlossenheit umsetzen. Nur
wenn wir bei Um-
weltschutz und
Nachhaltigkeit mit
Bestimmtheit vo-
rangehen, werden
uns auch andere
folgen.

Wenn wir diese
Vorreiterrolle aus-
füllen, dann kann
unsere konsequen-
te Umweltpolitik
die Basis für dauerhaften wirt-
schaftlichen Erfolg sein. Aus dem
internationalen Klimaprozess soll-
ten wir gelernt haben, dass die
Welt solche Vorreiter braucht.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, zusammen mit Bundesminis-
ter Gerd Müller – ja, wir arbeiten
wirklich gut zusammen; das gilt
natürlich für sein ganzes Haus –
engagiert sich mein Haus dafür,
dass beim UNO-Gipfel der Staats-
und Regierungschefs im Septem-
ber dieses Jahres in New York eine
ambitionierte Post-2015-Agenda
für nachhaltige Entwicklung be-

schlossen wird.
Diese Agenda soll der Welt neu-

en Rückenwind für den Wandel zu
einer nachhaltigen Entwicklung
geben, die ihren Namen verdient.
Dazu gehört der weltweite Kampf
gegen Hunger und Armut sowie
für ein friedliches Miteinander.

Der Wandel muss alle Länder
umfassen, die Schwellen- und Ent-
wicklungsländer genauso wie die
Industrieländer. Auch Deutsch-
land muss sich daher zur Errei-
chung der Ziele der Agenda be-
kennen und national seine Beiträ-
ge leisten. Die Vereinten Nationen
haben einen Katalog mit 17 Nach-
haltigkeitszielen, den sogenann-
ten Sustainable Development
Goals – in internationalen Zusam-
menhängen gibt es ja immer Ab-
kürzungen; es sind die sogenann-
ten SDGs -, vorgelegt. Dieser Kata-
log ist ein klares Bekenntnis zur
weltweiten Verbesserung der Le-
bensbedingungen und zum
Schutz natürlicher Ressourcen in
einer universell anwendbaren
Agenda. Es ist gelungen, einen
Konsens zu erreichen, der weit
über die Millenniumsziele, die
bisher noch Gültigkeit haben, hi-
nausgeht und wichtige neue He-
rausforderungen wie Ressourcen-
effizienz und umweltverträgliches
Wirtschaften aufgreift. Auch das
Rechtsstaatsprinzip konnte durch-
gesetzt werden, übrigens mit der
Unterstützung Chinas.

Ich will ausdrücklich hervorhe-
ben, dass China in den Verhand-
lungen eine wichtige Rolle gespielt

und wesentlich da-
zu beigetragen hat,
dass sich einige kri-
tische Stimmen am
Ende eben nicht
durchsetzen konn-
ten. Es ist wichtig,
dass China und die
anderen großen
Schwellenländer
auch im weiteren
Prozess eine kon-

struktive Rolle spielen. Nur wenn
China und Indien, die zwei bevöl-
kerungsreichsten Länder der Welt,
hinter dem Zielkatalog stehen,
kann der globale Wandel gelin-
gen.

Mit beiden Ländern hat die
Bundesregierung eine besonders
intensive bilaterale Kooperation
in Schlüsselbereichen der Agenda.
Das Aufholtempo in beiden Län-
dern ist durchaus beeindruckend.

Für den weiteren Prozess gilt es,
das Ambitionsniveau zu halten
und eine Neuverhandlung des Ka-
talogs zu vermeiden. Umwelt-

schutz muss neben Wirtschafts-
und Sozialpolitik ein gleichbe-
rechtigter Teil der Post-2015-Agen-
da bleiben; nur dann können die
drei Dimensionen nachhaltiger
Entwicklung ausbalanciert wer-
den. Wir haben uns vorgenom-
men, die Agenda in politische
Hauptbotschaften zusammenzu-
fassen; das wird dann der Kom-
munikation dienen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, es ist erkennbar, dass einige
Staaten einseitig auf wirtschaftli-
ches Wachstum und Armutsbe-
kämpfung Wert legen. Der Um-
weltschutz darf aber nicht wieder
auf der Strecke bleiben wie zuletzt
im Jahr 2000 bei den Millenni-
umsentwicklungszielen.

Die Industriestaaten müssen
sich selbst in die Pflicht nehmen.
Wir wollen die Lebensbedingun-
gen aller Menschen verbessern.
Entsprechend muss herausgestellt
werden, welcher Beitrag zur Ar-
mutsreduzierung und zur Siche-
rung der natürlichen Lebens-
grundlagen geleistet werden kann.

Das Thema „nachhaltiger Kon-
sum und nachhaltige Produktion“
ist ein wesentliches Element, da es

im Kern darum gehen muss, mit
weniger eben mehr zu produzie-
ren. Wir wollen ein inklusives
Wirtschaftswachstum erreichen,
mit möglichst hoher Ressourcen-
effizienz. Das führt zu neuen Ge-
schäftsmöglichkeiten, die Innova-
tionen fördern. Aber auch Chemi-
kalien- und Abfallmanagement,
eine Erhöhung des Anteils nach-
haltiger Produkte und Dienstleis-
tungen, Konsumenteninformatio-
nen und soziale Unternehmens-
verantwortung sind weitere Ansät-
ze, die in diesem Zusammenhang
Berücksichtigung
finden sollen.

Wenn wir etwas
für die nachhaltige
Entwicklung tun
wollen, müssen wir
bei der wirtschaftli-
chen und sozialen
Entwicklung immer
auch die ökologi-
schen Belastungs-
grenzen der Erde im Blick behal-
ten und dürfen sie nicht weiter
überschreiten. Deshalb müssen
die OECD-Staaten – also auch wir
– ihren Lebensstil so verändern,
dass er bei weltweiter Anwendung
die Umweltbelastungsgrenzen der
Erde nicht verletzt.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, Deutschland ist schon weit
gekommen, darf sich aber nicht
zurücklehnen. Bei der Umsetzung
der Agenda können wir zeigen,
dass sich Deutschland seiner inter-
nationalen Bedeutung für eine

nachhaltige Entwicklung bewusst
ist und sich dieser Verantwortung
stellt. National müssen auch wir
dazu beitragen, dass „business as
usual“ überwunden wird. Wir star-
ten dabei zum Glück auf hohem
Niveau.

In einem Beschluss hat das Bun-
deskabinett Bereiche festgelegt, in
denen Deutschland einen beson-
deren Beitrag leisten will, unter
anderem mit der Energiewende
und mit dem Deutschen Ressour-
ceneffizienzprogramm, dem soge-
nannten ProgRess. Mit der deut-

schen Nachhaltig-
keitsstrategie haben
wir ein gutes In-
strument, das wir
für die Umsetzung
der globalen Ziele
der Agenda nutzen
werden. Dabei ist
es von großer Be-
deutung, dass sich
alle Akteure und

Ebenen von Staat, Gesellschaft,
Wirtschaft, Wissenschaft und Poli-
tik in Deutschland die neuen Ziele
tatsächlich zu eigen machen und
Anstrengungen unternehmen, sie
zu erreichen. Die Bundesregierung
ist dazu bereit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Wir
müssen die
Post-2015-
Agenda mit

Entschlossenheit
umsetzen.

Deutschland ist
schon weit
gekommen,

darf sich aber
nicht zurück-

lehnen.

Claudia Roth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bundestagsvizepräsidentin:

Die Debatte ist zu virtuell
und viel zu sachlich

Claudia Roth (*1955)
Bundestagsvizepräsidentin

Die großen Krisen überra-
gen und überschatten
mehr und mehr die Fra-

gen der globalen Zusammenar-
beit. Amnesty International und
Wolfgang Ischinger sprechen fast
im Gleichklang – das passiert
wirklich nicht oft – vom Zeitalter
des Zerfalls unserer Weltordnung.
Bei den Menschen herrschen Rat-
losigkeit, Entsetzen, Trauer ange-

sichts des Leidens und der Gewalt
in der Ukraine, angesichts von in-
zwischen über 57 Millionen
Flüchtlingen – die größte Zahl seit
dem Zweiten Weltkrieg -, aber
auch angesichts des Terrors, der
uns immer näher rückt.

Erscheint es Ihnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, nicht auch
merkwürdig angesichts dieser hu-
manitären Tragödien und Kata-
strophen, wenn wir nun über
furchtbar komplizierte internatio-
nale Prozesse reden mit diesen
furchtbar komplizierten Begriffen
und Abkürzungen, die außerhalb
der Welt von AwZ, BMZ und GIZ
keiner kennt, wenn wir über die
Post-2015-Agenda reden, über
SDGs, über eine ODA-Reform,
über den TOSD? Mich wundert es
auf alle Fälle nicht, wenn kaum je-
mand versteht, worum es eigent-
lich geht – nicht in der Bevölke-
rung, nicht im Parlament und lei-
der offenbar auch nicht in der
Bundesregierung. Die Debatte, sie

ist viel zu virtuell, sie ist viel zu
fachlich, und sie ist vor allem un-
politisch geworden. Das müssen
wir ändern!

Die Debatte erreicht nicht die
Köpfe der Menschen und auch
nicht ihre Herzen. Sie muss raus
aus diesem Elfenbeinturm; denn
es geht nicht um einen Experten-
diskurs, sondern um unsere Ver-
antwortung für die Zukunft des
Planeten und für die Lebenssitua-
tion der Menschen.

Dabei müssen zwei Entwicklun-
gen im Mittelpunkt stehen: der
menschgemachte Umwelt- und
Klimakollaps und die rasant zu-
nehmende globale soziale Un-
gleichheit. Gerd Müller hat es ge-
sagt: Es muss uns alle erschrecken,
dass die 80 reichsten Menschen
auf der Welt inzwischen so viel
Vermögen besitzen wie die ärmere
Hälfte der Weltbevölkerung. 80
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Menschen besitzen mehr als 3,5
Milliarden Menschen.

70 Prozent der Weltbevölkerung
leben in Ländern, in denen die so-
ziale Ungleichheit massiv zuge-
nommen hat. Deshalb kann es
uns doch nicht wundern, dass vie-
le versuchen, in anderen Ländern
für sich und ihre Kinder eine Per-
spektive und Zukunft zu finden.

Was große Migrationsbewegun-
gen – sie sind bei den 57 Millio-
nen Flüchtlingen gar nicht mitge-
zählt – angeht: Das sind in der
Zwischenzeit Umwelt- und Klima-
flüchtlinge. Die Bekämpfung der
sozialen Ungleichheit und die Be-
kämpfung der Klimakrise sind
heute also die allerwichtigsten
Menschheitsaufgaben.

Ein nachhaltiges und gerechtes
Entwicklungsmodell für die ganze
Welt ist deshalb eine Überlebens-
frage und vorausschauende Frie-
denspolitik.

Die globalen Nachhaltigkeits-
ziele sind keine abstrakte Größe,
möglichst ganz weit weg von uns
und nur etwas für die vermeintli-
chen Entwicklungsländer, also die
Fortsetzung der Millenniumsziele.
Nein, sie nehmen uns alle in die
Pflicht und bestimmen unser Le-
ben im Hier und Jetzt: wie wir ar-

beiten, wie wir wirtschaften, wie
wir konsumieren, wie wir leben.
Hier kommt es auf die gesamte
Bundesregierung an, die Chance,
die es in diesem Jahr der Entschei-
dungen gibt, zu ergreifen.

Es geht schlichtweg um die Fra-
ge, ob es den politischen Willen
für eine nachhaltige Gesellschaft
gibt, die sich vom Verbrauch fossi-
ler Rohstoffe entkoppelt und um-
weltschädliche Subventionen ab-
baut. Es geht um ehrliche und ver-
bindliche Zusagen zur Entwick-
lungs- und Klimafinanzierung
und um völkerrechtlich bindende
Regeln und bindende Überprü-
fungsmechanismen in der Klima-
und Gerechtigkeitspolitik. Das
sind die Eckpunkte, an denen wir
Sie, werte Bundesregierung, mes-
sen werden.

Ich habe mir den Antrag der Ko-
alition angeschaut. Er ist genau in
dem vorhin beschriebenen Sound
geschrieben: so abstrakt, so virtu-
ell und so wahnsinnig weit weg
von uns. Das reicht eben nicht
aus. Es braucht weitaus mehr. Der
Erfolg der Verhandlungen hängt
doch nicht von schönen Texten
und Technokraten ab, sondern da-
von, dass sich hier bei uns, in der
deutschen Politik, etwas ändert.

Wir müssen auch und gerade
die Umsetzung der Nachhaltig-
keitsziele bei uns gewährleisten.
Das sind Ziele, die uns in
Deutschland betreffen. Es geht um
bezahlbare und nachhaltige Ener-
gie, es geht um ein nachhaltiges
Wirtschaftswachstum, es geht um
menschenwürdige Arbeit, es geht
um belastbare Infrastruktur, es
geht um die Verringerung von Un-
gleichheit, es geht um Geschlech-
ter- und Gendergerechtigkeit, es
geht um die Bekämpfung des Kli-
mawandels und der Klimakrise.
Das muss hier bei uns, vor unserer
Haustür, beginnen.

In der UNO wird gerade ein
Entwicklungsprogramm verhan-
delt, das bis 2030 bindend sein
wird und auch für uns in Deutsch-
land gilt, weil wir in vielen Berei-
chen eben auch eine Art Entwick-
lungsland sind. Ich habe aber
nicht den Eindruck, dass das in
der gesamten Regierung angekom-
men ist oder von ihr geteilt wird.
Liebe Kolleginnen und Kollegen
aus dem Entwicklungsausschuss,
warum haben Ihren Antrag eigent-
lich nicht auch die Mitglieder des
Wirtschaftsausschusses, des Vertei-
digungsausschusses, des Haus-
haltsauschusses und des Finanz-

ausschusses mitgezeichnet?
Erleben wir hier nicht eine Art

„Hü und Hott“ statt „Hü oder
Hott“ – Klima, aber doch die Koh-
le; fairer Handel, aber doch TTIP;
Frieden schaffen, aber doch entta-
buisierte Rüstungsexporte, wie es
Frau von der Leyen fordert? Oder
geht es wirklich um Kohärenz,
sprich: um eine ganzheitliche und
glaubwürdige Politik?

Sie tun so, als hätte das eine
rein gar nichts mit dem anderen
zu tun. Ich sage: Beam me up,
Scotty, raus in die ungeahnten
Weiten der Techno-
kratie, die weit weg
sind von der eige-
nen Politik! Aber
wenn nicht
Deutschland als ei-
nes der allerreichs-
ten Länder zum glo-
balen Vorreiter
wird, dann wird es
mit der Nachhaltig-
keitsagenda schwierig. Mit der
G-7-Präsidentschaft hat Deutsch-
land die Möglichkeit, den interna-
tionalen Prozess zu prägen und
die größten Industrieländer der
Welt auf eine gemeinsame Agenda
für den sozial-ökologischen Um-
bau einzuschwören. Also: klare Fi-

nanzierungsversprechen auf dem
Treffen in Addis Abeba – Entwick-
lungsfinanzierung ist Klimapolitik
-, ein Ende der fossilen Subventio-
nen und der Subventionen für die
Agroindustrie.

Nur wenn diese Vorleistungen
in die Verhandlungen eingehen,
nur wenn diese Vorleistungen von
uns erbracht werden, dann kön-
nen wir von den G-77-Ländern,
von den Industrieländern und von
den Schwellenländern einfordern,
auch ihren notwendigen Beitrag
zu leisten: den Abbau von Korrup-

tion, den Aufbau
von gerechten Steu-
ersystemen und die
Umverteilung von
Reichtum. Frau
Merkel hat jetzt die
Chance, zu zeigen,
was mehr Verant-
wortung Deutsch-
lands für die Welt
wirklich heißt.

Dann wäre eine globale Partner-
schaft wirklich möglich, die wir in
einer Zeit der Krisen so dringend
brauchen – vielleicht noch nie so
dringend wie heute.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die
globalen

Nachhaltigkeits-
ziele sind keine

abstrakte
Größe.

Sabine Weiss, CDU/CSU:

Der Weg bis zum Ziel
ist noch weit

Sabine Weiss (*1958)
Wahlkreis Wesel I

Das Jahr 2015 symbolisiert
einen wichtigen Meilen-
stein für die Entwick-

lungszusammenarbeit. Ich denke,
wir können es geradezu ein
Schicksalsjahr für die weltweite
Entwicklung nennen. 2015 ent-
scheidet sich im Gipfelprozess,
wie es mit den Millenniumszielen
weitergeht. In der Post-2015-Agen-
da oder, verehrter Herr Minister,
in dem neuen Weltzukunftsvertrag
werden neue Ziele für eine nach-
haltige Entwicklung erarbeitet.

Ein kurzer Blick zurück auf die
Millenniumsentwicklungsziele
zeigt: Wir sind ein gutes Stück
weiter auf dem Weg zu mehr Ent-

wicklung und zu besseren Lebens-
chancen für die Menschen gekom-
men. Der Blick in die Zukunft
zeigt aber auch: Der Weg bis zum
Ziel ist noch weit und mit Heraus-
forderungen gepflastert. Ein Kata-
log voll mit hochambitionierten
Zielen, der dann bald in der
Schublade der Versenkung ver-
schwindet und eventuell nur zu
hohen internationalen Konferen-
zen regelrecht wie eine Monstranz
vorneweg getragen wird, wird
nichts bringen. Es ist an uns, diese
neuen Nachhaltigkeitsziele mit
Leben zu füllen und die erfolgrei-
che Umsetzung in Stein zu mei-
ßeln.

Ich gebe Ihnen recht, Frau Roth:
Der Erfolg von Verhandlungen
hängt nicht von irgendeinem An-
trag, von irgendwelchen Schrift-
zeilen ab. Er hängt von den Men-
schen ab. Aber da bin ich sehr op-
timistisch: Wir haben in unserem
Hause hochengagierte Entwick-
lungspolitiker. Wir haben einen
authentischen, glaubwürdigen Mi-
nister. Wir haben eine Umweltmi-
nisterin, die vieles vorantreiben
will. Wir haben gute Teams in den
Ministerien. Ich bin sehr optimis-
tisch, dass wir gemeinsam eine
Menge auf den Weg bringen kön-

nen. Derzeit sehe ich noch drei
Bremsen, die unseren Entwick-
lungsmotor in vielen Ländern
stottern lassen und die wir lösen
müssen.

Bremse Nummer eins: mangeln-
de Nachhaltigkeit bei den Ent-
wicklungsbemühungen. Eine der
zentralen Neuerungen der Post-
2015-Agenda ist die Verschrän-
kung klassischer Armutsziele mit
umweltpolitischen
Zielen. Dem liegt
Gott sei Dank die
Erkenntnis zugrun-
de, dass sich wirt-
schaftliche und so-
ziale Entwicklung
und umweltpoliti-
sche Nachhaltigkeit
gegenseitig bedin-
gen. Also: Ohne ei-
nen wirksamen Kli-
maschutz werden in vielen Ent-
wicklungsländern die Probleme
von der Wasserversorgung bis zur
Ernährungssicherheit wachsen.
Naturkatastrophen – wir haben es
in der jüngsten Vergangenheit er-
lebt, zum Beispiel den Wirbel-
sturm „Haiyan“ auf den Philippi-
nen – werden sich häufen.

Schneller als bei jedem anderen
Thema auf der Post-2015-Agenda

kommt hier mit der Klimakonfe-
renz in Paris im Dezember dieses
Jahres die Stunde der Wahrheit
auf uns zu. Um das 2-Grad-Ziel zu
erreichen, muss die internationale
Gemeinschaft noch kräftig nachle-
gen.

Ich bin deshalb unserer Bundes-
kanzlerin sehr dankbar dafür, dass
sie den Klimaschutz zu einem
zentralen Punkt des G-7-Gipfels
macht. Das gilt übrigens auch für
den Meeresschutz, ohne den Mil-
lionen Menschen ihre Lebens-
grundlage – einschließlich ihrer
Ernährung – verlieren würden.

Wir müssen den Bürgern aber
auch noch deutlicher machen, was
Nachhaltigkeit erfordert. Wer ist
sich schon dessen bewusst, dass

die Weltgemein-
schaft laut WWF
jährlich insgesamt
50 Prozent mehr
an Ressourcen ver-
braucht, als die Er-
de in einem Jahr re-
generieren kann?
Wir verbrauchen al-
so quasi 1,5 Erden
und leben damit
deutlich auf Kosten

künftiger Generationen.
Entwicklungsbremse Nummer

zwei: mangelnde Eigenverantwor-
tung der Partnerregierungen. Das
Gebot der Stunde ist und muss
sein: mehr Eigenverantwortung!
Eine der wichtigsten Aussagen in
der Post-2015-Agenda ist für die
CDU/CSU-Fraktion die Betonung
der Eigenverantwortung aller Staa-
ten für die Entwicklung in ihren

Ländern. Das haben wir auch in
unserem Antrag betont. Ohne ak-
tive Mitwirkung der Partnerregie-
rungen hat Entwicklungspolitik
selten gewirkt. Das ist die eine Di-
mension der Eigenverantwortung.
Die andere ist, dass ein Großteil
der Menschen, deren Leben durch
die neue Agenda verbessert wer-
den soll, gar nicht mehr in nomi-
nell armen Ländern und damit
letztlich auch nur bedingt in den
zentralen Partnerländern unserer
Entwicklungszusammenarbeit
lebt. Indien zum Beispiel betrach-
ten wir als Schwellenland. Es be-
sitzt zwar Atomwaffen und ist eine
Handelsmacht, aber ein Drittel
der Bevölkerung – etwa 400 Mil-
lionen Menschen – lebt von weni-
ger als 1,25 US-Dollar am Tag.

Unsere Entwicklungspolitik
konzentriert sich zu Recht auf die
ärmsten, auf die am wenigsten
entwickelten Länder. In dem Ma-
ße aber, in dem Länder aus dem
Kreis der ärmsten Länder heraus-
wachsen, nimmt die Eigenverant-
wortung der dortigen Regierungen
zu, nämlich die Verantwortung,
die nicht erreichten Ziele auch
selbst umzusetzen. Das muss un-
ser Anspruch sein.

Bremse Nummer drei: die deso-
late Lage in fragilen Staaten. Eine
entscheidende Aufgabe für uns
wird darin bestehen, die Millenni-
umsziele dort zu erreichen, wo
dies bisher nicht gelungen ist. Da
sind wir uns in diesem Hause si-
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uns, diese

neuen Nach-
haltigkeitsziele

mit Leben
zu füllen.
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cherlich alle einig. Leider betrifft
dies viele fragile Staaten und Kon-
fliktstaaten. Etwa ein Fünftel der
global extrem armen Menschen
lebt in Ländern wie Somalia, im
Nord- und Süd-Sudan, in Nordko-
rea und Eritrea – um nur einige zu
nennen.

Laut Weltbank sind in fragilen
Staaten mehr als 40 Prozent der

Menschen arm. Wenn hier ein er-
neutes Scheitern nicht vorpro-
grammiert sein soll, müssen –
und zwar auf allen Seiten – die
Anstrengungen verstärkt werden,
tragfähige Voraussetzungen für
Entwicklung zu schaffen wie Frie-
den und Sicherheit, die Beachtung
der Menschenrechte oder auch
grundlegende funktionierende

staatliche Strukturen. Hier ist der
Ansatz unserer Bundesregierung,
diese Bereiche gezielt zu fördern,
absolut richtig.

Unser Appell richtet sich in be-
sonderer Weise auch an die oft-
mals diktatorischen Staatsführun-
gen vieler dieser Länder, die die
Post-2015-Agenda offiziell mittra-
gen und nach mehr Geld rufen,

aber intern alles dafür tun, dass es
den Menschen in ihren Ländern
weiter schlecht geht.

Diesen Schuh des Scheiterns,
liebe Kolleginnen und Kollegen,
werden wir uns nicht anziehen,
wenn die, die in diesen Ländern
das Sagen haben, das Eigeninteres-
se vor die Eigenverantwortung set-
zen.

Ich denke, wir sind auf einem
guten Weg. Ich freue mich auf die
weiteren Beratungen. Es geht vo-
ran, aber es gibt noch sehr viel zu
tun. Wir packen es an.

Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Niema Movassat; DIE LINKE:

Es fehlen konkrete
Vorschläge und Zusagen

Niema Movassat (*1984)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Business as usual“ ist keine
Option. Das steht im der-
zeitigen UN-Entwurf zu

den nachhaltigen Entwicklungs-
zielen, kurz SDGs. Dasselbe steht
auch im Positionspapier der Bun-
desregierung zum laufenden SDG-
Verhandlungsprozess. Auch Sie,
Herr Minister Müller, haben ja
heute gesagt, dass es kein Weiter-
so geben darf. Ich stimme dem
voll und ganz zu; denn nach wie
vor hungern weltweit je nach Be-
rechnung 800 Millionen bis 1,3
Milliarden Menschen. Zugleich
nimmt die Ungleichheit immer
unfassbarere Ausmaße an. Schon
im nächsten Jahr wird 1 Prozent
der Menschheit so viel besitzen
wie restlichen 99 Prozent zusam-
men. Während sich die einen Lu-
xusvillen leisten, stirbt auf der an-
deren Seite der Welt alle sechs Se-
kunden ein Kind an Hunger. Der
globale Diskussionsprozess um
die nachhaltigen Entwicklungszie-
le bietet die Chance, endlich etwas
an dieser himmelschreienden Un-
gerechtigkeit zu ändern. Doch
schaut man sich die Position der
Regierung an, wird klar: Sie
spricht vom notwendigen Wandel,
beharrt in der Praxis aber auf dem
Status quo.

Drei Beispiele dafür: Erstens. Im
SDG-Entwurf wird unter Punkt
zehn großes Gewicht auf die Be-
kämpfung von Ungleichheit, so-
wohl zwischen Ländern als auch
innerhalb von Staaten, gelegt. Im
Positionspapier der Bundesregie-
rung taucht das Wort „Ungleich-

heit“ jedoch kein einziges Mal auf.
Dabei nimmt die Ungleichheit
nicht nur auf globaler Ebene, son-
dern auch hierzulande bedrohli-
che Dimensionen an. 12,5 Millio-
nen Menschen in Deutschland
sind arm, die reichsten 10 Prozent
besitzen 70 Prozent des gesamten
Vermögens. Was braucht es eigent-
lich noch, damit die Bundesregie-
rung die Bekämpfung der Un-
gleichheit hier und weltweit ganz
oben auf die Prioritätenliste setzt?

Wir brauchen sowohl in
Deutschland als auch internatio-
nal starke soziale Sicherungssyste-
me und Steuersysteme, die für
Umverteilung von oben nach un-
ten sorgen. Aber statt dass sich die
Bundesregierung im Rahmen des
SDG-Prozesses für solche struktu-
rellen Veränderungen einsetzt, ver-
sucht sie, sich aus der Verantwor-
tung zu stehlen.

Damit bin ich beim zweiten
Punkt: Deutschland verbraucht
wesentlich mehr Ressourcen, als
im globalen Maßstab nachhaltig
wäre. Wir schleudern mehr Dreck
in die Luft als andere Nationen,
und wir überhäufen die Länder
des Südens mit Produkten zu
Dumpingpreisen, die eine eigen-
ständige Entwicklung vieler im-
portierender Staaten verhindern.
Alle hier kennen das Beispiel der
afrikanischen Märkte, die mit
deutschen Hühnerabfällen über-
schwemmt werden. Kurz gesagt:
Wir entwickeln uns auf Kosten an-
derer Staaten und Menschen. Des-
wegen pochen die Länder des Sü-
dens zu Recht darauf, dass Staaten
zwar eine gemeinsame, aber eben
auch unterschiedliche Verantwor-
tung bei der Umsetzung der nach-
haltigen Entwicklungsagenda ha-
ben.

Deutschland trägt jedoch nicht
nur mehr Verantwortung als Boli-
vien, Malawi oder die Fidschi-In-
seln. Deutschland hat auch we-
sentlich mehr Einflussmöglichkei-
ten als diese Länder, Veränderun-
gen im Rahmen der EU, der UNO
oder der WTO in Gang zu setzen.
Wenn man kein „business as usu-
al“ will, dann muss man diesen

Einfluss auch geltend machen.
Mein dritter Punkt. Die viel be-

schworene Ära einer globalen
Partnerschaft, die die SDGs ein-
läuten sollen, muss auch finan-
ziell und institutionell abgesichert
werden. Darum soll es auch beim
Gipfel in Addis Abeba im Juli ge-
hen. Auf der Tagesordnung wird
dort nicht nur der Dauerbrenner
„Anhebung der Entwicklungsgel-
der auf 0,7 Prozent des Brutton-
ationalprodukts“ stehen –
Deutschland übt sich hier ja seit
45 Jahren in leeren Versprechun-
gen -, sondern ebenso zentral ist

auch, dass die Entwicklungsländer
die Möglichkeit stärkerer Kapital-
kontrollen erhalten; denn bisher
fließt jährlich die unfassbare Sum-
me von 1 Billion Dollar aus die-
sen Ländern ab. Hieran haben
Steuerhinterziehung und illegale
Geschäfte internationaler Unter-
nehmen den größten Anteil. Zu-
dem muss endlich eine der Kern-
forderungen der Entwicklungs-
und Schwellenländer, die Demo-
kratisierung der Finanzinstitutio-
nen Weltbank und IWF, auf den
Weg gebracht werden.

Leider hat die Bundesregierung
zu all diesen Punkten weder kon-
krete Vorschläge gemacht noch
Zusagen erteilt. Diese Untätigkeit
ist auch kein Wunder; denn unter
globaler Partnerschaft verstehen
Sie ja vor allem die Forcierung öf-
fentlich-privater Partnerschaften
in der Entwicklungszusammenar-
beit. Anstatt Großunternehmen

klare gesetzliche Regeln für ihr
Handeln aufzuerlegen, lädt die
Bundesregierung diese dazu ein,
ihre Interessen in den Ländern des
Südens mit staatlicher Flankierung
besser durchzusetzen. So fördert
das Entwicklungsministerium die
Produktion von Kartoffelchips
und Pommes in Kenia und Nige-
ria; mit an Bord: die üblichen Ver-
dächtigen Bayer, Syngenta und So-
lana. Unter dem Deckmantel der
Hungerbekämpfung unterstützen
Sie als Bundesregierung mit Steu-
ergeldern einmal mehr die Expan-
sionsbestrebungen der Agrarkon-
zerne in Afrika. „Business as usu-
al“ eben. Eine Agenda für nach-
haltige Entwicklung sieht anders
aus. Dafür werden wir als Linke
kämpfen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dr. Bärbel Kofler, SPD:

Wir müssen uns fachübergreifend
mit Nachhaltigkeit beschäftigen

Bärbel Kofler (*1967)
Landesliste Bayern

Ich finde es wichtig, dass es
uns heute einmal gelungen ist,
zu einer frühen Tageszeit über

das Thema Nachhaltigkeitsziele zu
sprechen. Leider ist es ja oft so,
dass wir uns am Ende der Tages-
ordnung mit solchen Themen be-
fassen. Das ist schade und bedau-
erlich, weil ich glaube, wir müssen
uns fachübergreifend mehr mit
den Fragen von Nachhaltigkeit,
und zwar in globaler Hinsicht, be-
schäftigen.

Wenn man über die Nachhaltig-
keitsziele der UN spricht, ist es

wichtig, zu fragen: Was haben wir
bereits erreicht? Es geht jetzt um
den Folgeprozess der sogenannten
Millenniumsentwicklungsziele,
die bis 2015 erreicht sein sollten.
Die Frage ist also: Was haben wir
in diesen Entwicklungszielen er-
reicht, was haben wir nicht er-
reicht, und welche Sachverhalte
wurden damals überhaupt nicht
thematisiert, die aber sehr wohl
zur Bekämpfung von Armut und
für Fortschritte in der Entwicklung
ganz entscheidend sind?

Ich glaube, es ist bei den Ent-
wicklungszielen einiges erreicht
worden. Ich möchte das sagen,
weil das auch Mut machen soll,
dass wir uns wirklich um Entwick-
lungszusammenarbeit bemühen
und uns dafür einsetzen.

Es ist einiges bei der Bekämp-
fung von extremer Armut erreicht
worden. Das kann man mit Zah-
len nicht so richtig fassen, wenn
man dazu Statistiken vorliest.
Aber wenn es vor 25 Jahren in den
Entwicklungsregionen der Erde so
war, dass rund die Hälfte der Men-
schen von weniger als 1,25 Dollar
am Tag, also in extremer Armut,

gelebt hat und jetzt, dank der Ar-
beit im Rahmen der Entwick-
lungsziele, dieser Anteil immerhin
auf 22 Prozent gesunken ist – das
sind die Zahlen der UN -, dann
halte ich das für einen positiven
Schritt in die richtige Richtung.
Für die Menschen, die davon be-
troffen sind, ist das sicherlich
wertvoll.

Das heißt aber nicht, dass man
sich damit zufriedengeben kann
und zufriedengeben darf. Denn
selbstverständlich muss die Besei-
tigung von extremer Armut das
oberste Ziel der Entwicklungs-
agenda, der Nachhaltigkeitsagen-
da auch in dem neuen Prozess
werden.

Wir haben vieles nicht erreicht.
Auch das muss man deutlich sa-
gen. Gerade im Gesundheitssektor
ist vieles nicht erreicht worden. Es
gibt bei der Müttersterblichkeit,
der Kindersterblichkeit riesige De-
fizite. Ich glaube, das hat in vielen
Teilen dieser Erde mit der Stellung
der Frau zu tun; auch das muss
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man an der Stelle sehr deutlich
ansprechen. Auf der anderen Seite
hat das aber auch mit dem absolu-
ten Fehlen von funktionierenden
sozialen Sicherungssystemen und
Gesundheitswesen zu tun. Das ha-
ben wir ja gerade angesichts der
Ebolakrise wieder festgestellt.

Ich finde es deshalb wichtig,
dass die – schon wieder so eine
Abkürzung; OWG – Open Wor-
king Group der Vereinten Natio-
nen in ihrem Positionspapier fest-
gelegt hat, dass es gerade zu die-
sen Gesundheitszielen eine Reihe
von Unterzielen geben soll, die
auch den Zugang zu sozialen Si-
cherungssystemen in den Mittel-
punkt stellen. Das ist einer der
ganz entscheidenden Punkte.

Ferner muss über Dinge disku-
tiert werden, über die im Rahmen
des MDG-Prozesses, also der Mil-
lenniumsentwicklungsziele, über-
haupt nicht gesprochen worden
ist. Auch darauf weisen wir in un-
serem Antrag hin. Es muss darum
gehen, dass dem Ziel „menschen-
würdige Arbeit weltweit“, das in
dem UN-Papier formuliert wird,
endlich zum Durchbruch verhol-
fen wird.

Da wird es dann spannend.
Knapp 900 Millionen Menschen

auf dieser Erde verdienen trotz Ar-
beit unter 2 Dollar am Tag und
müssen damit sich und ihre Fami-
lien ernähren. Ein Drittel der Be-
schäftigten in den Entwicklungs-
ländern lebt trotz der täglichen
Arbeit in extremer Armut. Infor-
melle Arbeit ist gang und gäbe –
das heißt, der Großteil der Men-
schen hat keine arbeitsrechtliche,
sozialrechtliche Absicherung -,
und fast 21 Millionen Menschen
schuften unter sklavenähnlichen
Bedingungen.

Wenn wir hier wirklich etwas
ändern wollen, dann ist sicherlich
vieles gefragt, was in den Bereich
der Handels- und Steuerpolitik ge-
hört; keine Frage. Aber dann muss
es uns auch gelingen, in allen Län-
dern – Universalität ist ein wichti-
ger Punkt – ein entsprechend aus-
gestattetes eigenes Arbeitsrecht auf
die Agenda zu setzen, damit die
Menschen in diesen Ländern –
hoffentlich mit Gewerkschaften
vor Ort – ihre Interessen vertreten
können.

Dann muss es uns auch gelin-
gen, die ILO-Kernarbeitsnormen
in allen Ländern zu verankern, So-
zialstandards zu definieren und
ein System der sozialen Sicherung
aufzubauen. Das muss jedes Land

als Aufgabe für den Gesetzge-
bungsprozess in seinem Land be-
greifen. Das Spannende an dem
SDG-Prozess ist, diese konkreten
Fragen – jetzt wird es ein bisschen
konkreter, liebe Claudia Roth – in
einzelne Gesetzgebungsvorhaben
umzusetzen und in den nächsten
Jahren entsprechende Maßnah-
men durchzuführen.

Das heißt selbstverständlich
auch, dass der Beschluss der Ent-
wicklungsziele, zu dem es hoffent-
lich im September in New York
kommt, nicht das Ende der Debat-
te um die Nachhaltigkeitsziele,
sondern erst der Beginn der Arbeit
in allen Parlamenten und Gesell-
schaften dieser Erde ist.

Ich nenne ein weiteres Beispiel.
Ein Thema, das die Verschränkung
von Ökonomie, Ökologie und So-
zialem sehr deutlich macht, aber
in den letzten Jahren völlig ver-
nachlässigt worden ist, ist die
Stadtentwicklung. Die UN
schreibt in ihrem Bericht zu den
Nachhaltigkeitszielen zu Recht:

Der Kampf für nachhaltige Ent-
wicklung wird in Städten gewon-
nen oder verloren werden.

Dabei geht es um Arbeitsplätze
für diese Menschen, um die wirt-
schaftliche Entwicklung, ebenso

wie um alle ökologischen Fragen,
die damit im Zusammenhang ste-
hen. Es geht zum Beispiel darum,
ob die Menschen endlich Zugang
zu Energie haben, um selbst pro-
duktiv sein zu können, also im
Sinne der eigenen Armutsbekämp-
fung tätig werden zu können. Es
geht aber selbstverständlich auch
um die ökologischen Grenzen un-
seres Planeten. Das betrifft zum
Beispiel die Frage, welche Energie-
träger und Verkehrsträger geeignet
sind und wie wir die Entwicklung
gemeinsam hinbekommen. Studi-
en belegen, dass zurzeit 2,3 Milli-
arden Menschen in Entwicklungs-
und Schwellenländern in Städten
leben, fast die Hälfte davon in
Slums. Diese Zahl wird, wenn wir
nicht handeln, bis 2050 voraus-
sichtlich auf 3 Milliarden Men-
schen, die in Slums leben, steigen.

Das zeigt, dass es einen ganz
konkreten Handlungsbedarf gibt,
was Stadtplanung, Verkehrspla-
nung und die Frage angeht, wie
man in diesen Ländern endlich
auch nachhaltige Entwicklungs-
konzepte im Energiebereich um-
setzen kann. Deshalb bin ich sehr
froh, dass es in dem vorliegenden
Katalog nicht nur einige wenige
ausgewählte Ziele gibt, über die

wir diskutieren, sondern dass wir
zum ersten Mal alle diese Fragen
zusammen diskutieren. Es sind
insgesamt 17 Ziele, zugegebener-
maßen mit einer ganzen Reihe
von Unterzielen, aber das zeigt
auch die Notwendigkeiten. Wir
müssen uns auch immer wieder
vor Augen führen, dass wir bei der
Frage ansetzen müssen, wie in al-
len Ländern mit diesen Zielen
umgegangen wird.

Ich komme zum Schluss und
möchte nur noch einen letzten
Gedanken formulieren, nämlich
zur Einnahmesituation der Län-
der. Auch wir werden unseren Bei-
trag dazu leisten müssen. Das ha-
ben wir in unserem Antrag im Üb-
rigen mit dem 0,7-Prozent-Ziel
festgeschrieben. Es wird aber auch
darum gehen, dass wir die ande-
ren Länder beim Aufbau von Steu-
ersystemen unterstützen müssen.
Außerdem müssen wir unser eige-
nes Recht so ausgestalten, dass
zum Beispiel beim Rohstoffabbau
Transparenz hergestellt wird, da-
mit die Länder überhaupt eine
Chance bekommen, eigene Steu-
ereinnahmen zu erzielen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU und des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN)

Peter Meiwald, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Politik der Bundesregierung
fehlt die Kohärenz

Peter Meiwald (*1966)
Landesliste Niedersachsen

Sind die Sustainable Deve-
lopment Goals – SDGs ist
eine schöne Abkürzung;

Claudia Roth hat es bereits gesagt
– eine globale Entwicklungsagen-
da zum Überleben unserer Welt
oder vielleicht auch eine Road-
map zur Gestaltung des Paradie-
ses? Was in den 17 Zielen formu-
liert ist, klingt gut. Klar ist: Der
dringend gebotene notwendige
Wandel in Staat, Wirtschaft und
Gesellschaft hin zu mehr Nach-
haltigkeit – ökonomisch, ökolo-
gisch, sozial, und zwar global, na-
tional und lokal – muss engagiert
angegangen werden.

Was bedeutet dieser Prozess für

uns in Deutschland und als Poli-
tik im Besonderen? Ihr Antrag
schildert auf fünf Seiten Prosa den
bisherigen Arbeitsprozess ohne
weitere Konkretisierungen. Im-
merhin: Unter Punkt 14 auf der
letzten Seite bekennen Sie sich
zum 2-Grad-Ziel, zum Erhalt der
Biodiversität und zur Transforma-
tion unserer Volkswirtschaft. Doch
wie Sie das erreichen wollen oder
was der konkrete Beitrag Deutsch-
lands im Rahmen der gemeinsa-
men, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten sein soll, davon
steht leider nichts in Ihrem An-
trag. Man kann sich diesem The-
ma jedoch völlig anders nähern.
Der norwegische Autor Jostein
Gaarder nimmt den Leser in sei-
nem Buch 2084 – Noras Welt mit
in die Welt der 15-jährigen Nora,
die träumt, wie sie im Jahr 2084
ihrer Urenkelin Nova erklären
muss, warum es viele Tiere nicht
mehr gibt oder warum arabische
Klimaflüchtlinge durch den Nor-
den Norwegens ziehen. Unsere
Agenda, an der die Staaten der
Welt jetzt arbeiten, zielt nicht auf
das Jahr 2084, sondern zunächst
auf 2030. Doch auch das Szenario
in 15 Jahren ist – darauf machen
unsere Wissenschaftler schon heu-

te aufmerksam – dramatisch ge-
nug, um einzusehen, dass nicht
nur global, sondern gerade auch
in unserem reichen Land Handeln
geboten ist.

Haben Sie schon einmal einen
Goldregenpfeifer pfeifen gehört,
einen Alpensalamander oder ei-
nen Blauschillernden Feuerfalter
gesehen? Noch nicht? Dann müs-
sen Sie sich beeilen; denn unser
Bundesamt für Naturschutz zählt
diese drei genauso wie 60 weitere
heimische Arten zu den Hochrisi-
koarten, die bis 2030 verschwun-
den sein werden, wenn wir das
2-Grad-Klimaziel nicht erreichen.

Dass die planetaren Grenzen
dabei bereits heute nicht nur bei
der Freisetzung von Klimagasen,
sondern beispielsweise auch beim
reaktiven Stickstoff aus der indus-
trialisierten Landwirtschaft weit
überschritten sind, darauf weist
der Wissenschaftliche Beirat der
Bundesregierung Globale Umwelt-
veränderungen ebenso wie der
von der Kanzlerin eingesetzte
Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen, aber auch viele Wissen-
schaftler immer wieder hin. Wir
sind also schon weit fortgeschrit-
ten auf dem Weg zu Noras 2084.
Herr Müller, auch Sie haben gera-

de in Ihrer Rede betont, dass die
Fragen betreffend Umwelt, Klima
und soziale Gerechtigkeit Regeln
und Grenzen brauchen. Wie passt
das zusammen mit dem Dogma
des freien Handels, dem sich Ihre
Kanzlerin und der Wirtschaftsmi-
nister bei CETA, TTIP und Co ver-
schrieben haben?

Die Konsequenzen daraus igno-
rieren Sie in Ihrem Antrag völlig.
Wir fragen uns, wo Ihr Antrag,
über den wir heute diskutieren,
bezüglich der planetaren Grenzen,
der Umweltziele oder der globa-
len Gerechtigkeit über das bereits
Erreichte hinausgeht. Eigentlich
ist alles in Ihrem Antrag bereits im
Kabinettsbeschluss vom 3. De-
zember enthalten. Daher handelt
es sich eigentlich um eine Null-
nummer. Klimawandel, Verlust
der biologischen Vielfalt oder
Stickstoffkreislauf sind globale
Herausforderungen, denen wir
auch lokal begegnen müssen. Die
Regierung geht diese Themen aber
auch in der praktischen Politik
nach wie vor nicht an. Der
CO2-Ausstoß ist in Deutschland
mit 9,4 Tonnen pro Person im
Jahr weiterhin viel zu hoch. Doch
wo ist das Kohleausstiegspro-
gramm? Die subventionierte
Agrarindustrie verdrängt seit Jahr-
zehnten immer weiter die bäuerli-
che Landwirtschaft zulasten von
Umwelt und Natur. Obwohl beim
Stickstoff die planetaren Grenzen
erreicht sind, bietet die Novelle
zur Düngeverordnung keine Lö-
sung. Das BMEL weigert sich nach
wie vor, beispielsweise Grenzwerte

für Uran in die Düngeverordnung
aufzunehmen, obwohl alle wis-
sen, dass Uran ab einer bestimm-
ten Menge schädlich für Wasser,
Boden und unsere Umwelt insge-
samt ist. Doch es passiert nichts.
Es werden nur schöne Anträge ge-
schrieben.

Im Sinne der notwendigen sozi-
alökologischen Transformation
muss sich Deutschland selber ent-
wickeln. „Business as usual“ ist
keine Option, um die globale Ent-
wicklung nachhaltig zu gestalten.
Doch gerade gestern haben Sie
beispielsweise unseren Antrag zur
Vermeidung von noch mehr Mi-
kroplastik in den Meeren im Um-
weltausschuss abgelehnt, obwohl
damit zumindest ein Teil der wei-
teren Einträge in unsere Meere
leicht zu verhindern wäre. Was
soll das? Eine urenkeltaugliche
Politik ist dringend geboten, mit
der auch für zukünftige Generatio-
nen die Chance auf ein erfülltes
Leben gesichert werden kann, und
das global. Dazu fehlt Ihrem An-
trag die Vision und Ihrer Politik
die Kohärenz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie der Abg. Sabine Leidig (DIE

LINKE))
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem: Sibylle
Pfeiffer (CDU/CSU), Carsten Träger
(SPD), Andreas Jung (CDU/CSU),
Matthias Ilgen (SPD), Andreas Nick
(CDU/CSU) und Sascha Raabe (SPD).
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Die Maut
leicht erklärt 

Die Maut:

Die Maut ist eine Gebühr für das  
Fahren auf Autobahnen und  
Bundes-Straßen.

In der schweren Sprache  
heißt es auch: 
Straßen-Nutzungs-Gebühr.

Das bedeutet: 
Es muss Geld bezahlt werden,  
wenn man auf Autobahnen fährt.

Das gilt für Deutschland und für  
viele europäische Länder. 

Wie zum Beispiel für:

- Frankreich, 
- Italien, 
- Österreich, 
- Schweiz, 
- Polen, 
- Spanien,

- Ungarn 
- und noch einige weitere Länder. 

In Deutschland müssen zur Zeit  
aber nur LKW-Fahrer die  
Maut-Gebühr bezahlen. 

Auto-Fahrer zahlen bisher  
noch kein Geld. 

Maut-Gebühr:

Was kostet die LKW-Maut? 
Das ist verschieden.

Es kommt darauf an,  
welches Fahrzeug auf der  
Autobahn fährt.

Zum Beispiel:

- wie lang 
- und wie schwer der LKW ist, 
- oder welche Strecke er fährt.

leicht  

erklärt!



Die Maut • leicht erklärt

In Deutschland und im Ausland sind 
viele Verkehrs-Wege kaputt.

Das bedeutet zum Beispiel:

- Straßen und

- �Brücken können nicht mehr  
befahren werden.

Sie haben viele Löcher.

Mit der Maut-Gebühr will der Staat 
die Verkehrs-Wege wieder reparieren.

Die PKW-Maut:

In Deutschland müssen Auto-Fahrer 
noch kein Geld bezahlen. 

Das soll sich aber ändern. 

Das sagt der  
Bundes-Verkehrs-Minister  
von Deutschland.

Er heißt: 
Alexander Dobrindt.

Er will in Deutschland auch eine 
Maut-Gebühr ein-führen. 

Und zwar:

- für deutsche Auto-Fahrer und

- �für Auto-Fahrer, die aus dem  
Ausland kommen.  

Die deutschen Auto-Fahrer sollen  
Geld bezahlen, wenn:

- sie auf den Bundes-Straßen und 

- �wenn sie auf den  
Autobahnen fahren.

Bürger aus dem Ausland brauchen 
keine Maut-Gebühr auf deutschen 
Bundes-Straßen zahlen.

Sie sollen nur die Maut-Gebühr für 
die Autobahn-Benutzung zahlen.

Wenn Auto-Fahrer auf den  
deutschen Autobahnen fahren,  
kann das bis zu 130 Euro kosten. 

Die Gebühren sind aber verschieden.

Es kommt darauf an:

- wie groß das Fahrzeug ist,

- wie schwer das Fahrzeug ist,

- welche Strecke gefahren wird und

- �wie lange man schon in  
Deutschland Auto fährt.

Wer zehn Tage lang in  
Deutschland verreist,  
soll 10 Euro bezahlen.

Wann muss die Maut nicht  
bezahlt werden:

Für einige Fahrzeuge muss keine 
Maut-Gebühr bezahlt werden. 

Zum Beispiel:

- Elektro-Autos,

- Motor-Räder,

- Kranken-Wagen und

- �Autos von Menschen  
mit Behinderung. 

Deutsche Auto-Fahrer müssen keine 
Maut-Gebühr bezahlen, wenn:

- sie keine Autobahnen und

- keine Bundes-Straßen benutzen.

Sie sollen das aber nachweisen. 

Das bedeutet:

Die Auto-Fahrer müssen genau  
aufschreiben: 

- wo sie hin-gefahren und

- welche Strecke sie gefahren sind.



Diskussionen in der Politik:

In der Politik gibt es darüber  
viele Gespräche. 

Jeder Politiker sagt dazu  
seine Meinung. 

In der schweren Sprache heißt  
das auch: 
Diskussion.

Der Bundes-Verkehrs-Minister   
Alexander Dobrindt sagt:

Deutsche Auto-Fahrer sollen nicht 
noch mehr Geld für das Auto-Fahren 
ausgeben.

Alexander Dobrindt hat den  
Politikern etwas vorgeschlagen.

Und zwar:  
Die deutschen Auto-Fahrer sollen die 
Maut-Gebühr bezahlen.

Aber sie bezahlen dann auch weniger 
Geld für die KFZ-Steuer.

KFZ-Steuer:

KFZ ist die Abkürzung für:

Kraft-Fahr-Zeug.

Kraft-Fahr-Zeuge sind zum Beispiel:

- Lastwagen, 
- Motorräder, 
- Autos 
- oder Busse.

In der schweren Sprache sagt man  
zu der Steuer:

Die Steuer ist eine Abgabe an den 
Staat.

KFZ-Steuer bedeutet:

Bürger müssen Geld bezahlen, 
wenn sie mit einem Fahrzeug  
fahren wollen.

Dieses Geld bekommt dann der Staat.

Der Staat bezahlt verschiedene  
Sachen damit.

Sachen, die für die Bürger sind.

Zum Beispiel: 

- Schulen, 
- Straßen, 
- Brücken, 
- Lehrer 
- oder Polizisten.

Einige Politiker finden den Vorschlag 
von Alexander Dobrindt nicht gut.

Sie sagen:

Die Bürger aus dem europäischen 
Ausland sind dann benachteiligt.

Und das ist gegen das  
Europäische Recht. 

Die Politiker wollen:

Alle Menschen in Europa sollen gleich 
behandelt werden.

Wie wird die Maut  
kontrolliert:

Bürger aus dem europäischen  
Ausland müssen über das Internet 
die Maut-Gebühr bezahlen.

Oder an einer Tankstelle.

Dabei müssen sie sagen,  
welches Nummern-Schild sie haben.

 

An den Straßen stehen dann  
feste Automaten.

Die Automaten machen Bilder von 
den Autos.

So kann erkannt werden,  
ob die Maut-Gebühr bezahlt wurde.
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Die Maut • leicht erklärt

Die Bürger machen sich 
darüber Sorgen. 

Zum Beispiel:

-  Dass ihre Daten für andere 
Sachen benutzt werden oder

-  zu viel über den Auto-Fahrer 
verraten wird.

Aber Alexander Dobrindt sagt:

Die Daten werden nicht 
weiter-gegeben. 

Sie sollen gleich wieder 
gelöscht werden. 

Wenn die Maut nicht 
bezahlt wird:

Hat ein Auto-Fahrer die Maut 
nicht bezahlt, muss er Strafe zahlen.

Das bedeutet:

Der Auto-Fahrer soll dann bis zu 
150 Euro zahlen. 

Und noch viel mehr, 
wenn er das noch einmal macht.  

Die Maut in unseren 
Nachbar-Ländern:

In anderen Ländern müssen alle
Auto-Fahrer Geld bezahlen,
wenn sie auf den Autobahnen 
fahren. 

Zum Beispiel in:

- Österreich
- oder in der Schweiz.

Vignette:

Wer die Maut dort bezahlt hat,
bekommt einen Aufk leber. 

Das schwere Wort heißt:
Vignette.

Es wird so aus-gesprochen:
Winn-Jette.

Die Vignette wird an die 
Fenster-Scheibe geklebt.

So kann jeder sehen, dass die Gebühr 
für die Autobahn bezahlt wurde.

Der Auto-Fahrer darf dann eine 
bestimmte Zeit auf der Autobahn 
fahren. 

So oft er will.

Eine Vignette kostet im Jahr:

zwischen 30 Euro und 150 Euro. 

leicht 
erklärt!


